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Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Wir laden hiermit die Aktionäre unserer Gesellschaft

zu der ordentlichen Hauptversammlung am 
Mittwoch, den 25. Mai 2022, um 10:00 Uhr (MESZ),

ein. Die Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptver-
sammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder 
ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter) durchgeführt und 
für die Aktionäre der Wüstenrot & Württembergische AG 
und ihre Bevollmächtigten live im passwortgeschützten 
Online-Service übertragen. Für den Zugang zum On-
line-Service benötigen die Aktionäre ihre Aktionärsnummer 
und das dazugehörige Zugangspasswort. Die Aktionärsnum-
mer kann den mit der Einladung übersandten Unterlagen 
entnommen werden. Als Zugangspasswort verwenden die 
Aktionäre, die sich bereits für den Online-Service registriert 
haben, das bei der Registrierung selbst gewählte Zugangs-
passwort. Alle übrigen im Aktienregister eingetragenen Ak-
tionäre erhalten mit den Unterlagen, die ihnen mit der Ein-
ladung zur Hauptversammlung übersandt werden, ein indi-
viduelles Passwort für den Erstzugang zum Online-Service. 
Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevoll-
mächtigten erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl 
oder durch Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertre-
ter der Gesellschaft. Ort der Hauptversammlung im Sinne 
des Aktiengesetzes ist der Große Sitzungssaal, 
Wüstenrot & Württembergische AG, Gutenbergstraße 30, 
70176 Stuttgart.

TEIL A
TAGESORDNUNG

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und 
des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezem-
ber 2021, des zusammengefassten Lageberichts für 
die Wüstenrot & Württembergische AG und den Kon-
zern einschließlich des erläuternden Berichts des 
Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a, 315a HGB 
sowie des zusammengefassten gesonderten nicht-
finanziellen Berichts gemäß §§ 289b Abs. 3,  
315b Abs. 3 HGB, des Vorschlags des Vorstands für 
die Verwendung des Bilanzgewinns und des Berichts  
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2021
Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und den Kon-
zernabschluss für das am 31. Dezember 2021 beendete 
Geschäftsjahr entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen am 30. März 2022 gebilligt und den 
Jahresabschluss damit festgestellt. Die übrigen 
Unterlagen sind der Hauptversammlung ebenfalls nur 
zugänglich zu machen. Einer Beschlussfassung der 
Hauptversammlung zu Punkt 1 der Tagesordnung  
bedarf es daher nicht.

Wüstenrot & Württembergische AG Stuttgart

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des 
Bilanzgewinns des Geschäftsjahres 2021
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanz
gewinn des Geschäftsjahres 2021 in Höhe von  
EUR 77.606.718,80 wie folgt zu verwenden: 

€ 0,65 Dividende je  
dividendenberechtigter Stückaktie € 60.885.340,10

Einstellungen in andere  
Gewinnrücklagen € 16.000.000,00

Vortrag auf neue Rechnung € 721.378,70

Gesamt € 77.606.718,80

Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die 
von der Gesellschaft am 31. Dezember 2021 unmittelbar 
gehaltenen 79.966 eigenen Aktien, die gemäß  
§ 71b Aktiengesetz (AktG) nicht dividendenberechtigt 
sind. Bis zur Hauptversammlung kann sich die Zahl der 
gewinnberechtigten Aktien verändern. In diesem Fall 
wird der Hauptversammlung ein entsprechend ange-
passter Beschlussvorschlag über die Gewinnverwendung 
unterbreitet, der bei einer unveränderten Ausschüttung 
von EUR 0,65 je gewinnberechtigter Stückaktie entspre-
chend angepasste Beträge für den insgesamt aus
geschütteten Betrag und den Gewinnvortrag vorsieht.

Die Dividendenzahlung ist am Montag, den 30. Mai 2022 
fällig.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2021
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Ge-
schäftsjahr 2021 amtierenden Mitgliedern des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2021 Entlastung zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2021
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Ge-
schäftsjahr 2021 amtierenden Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2021 Entlastung zu 
erteilen.

5.	 Beschlussfassung über die Billigung des nach  
§ 162 AktG erstellten und geprüften 
Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2021
Nach § 162 AktG in der Fassung des Gesetzes zur 
Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie vom 
12. Dezember 2019 (ARUG II; BGBl. 2019 I, S. 2637 ff.) 
ist ein Vergütungsbericht von Vorstand und Aufsichtsrat 
zu erstellen und der Hauptversammlung gemäß  
§ 120a Abs. 4 AktG zur Billigung vorzulegen. Gemäß  
§ 26j Abs. 2 EGAktG findet § 162 AktG erstmals auf das 
nach dem 31. Dezember 2020 beginnende Geschäftsjahr 
Anwendung und hat die erstmalige Beschlussfassung 
gemäß § 120a Abs. 4 AktG spätestens in der ersten 
ordentlichen Hauptversammlung des zweiten Geschäfts-
jahres, das auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu erfolgen. 
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Dementsprechend hat die Gesellschaft erstmals für das 
Geschäftsjahr 2021 einen Vergütungsbericht gemäß 
§162 AktG erstellt und wird dieser Vergütungsbericht 
der ordentlichen Hauptversammlung, die im Geschäfts-
jahr 2022 stattfindet, zur Billigung vorgelegt.

Der Vergütungsbericht ist im Anschluss an die Tages-
ordnung in Teil B. wiedergegeben (der „Vergütungs
bericht 2021 der Wüstenrot & Württembergische AG“) 
und von der Einberufung der Hauptversammlung an auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww zugänglich. 
Ferner wird der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 
2021 dort auch während der Hauptversammlung 
zugänglich sein.

Der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2021 wurde 
gemäß §162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer 
daraufhin geprüft, ob die gesetzlich geforderten Angaben 
nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht wurden. Der 
Vermerk über die Prüfung des Vergütungsberichts ist 
dem Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2021 
beigefügt.

Die Gesellschaft wird den Vergütungsbericht für das Ge-
schäftsjahr 2021 und den Vermerk nach § 162 Abs. 4 AktG 
unverzüglich nach der Hauptversammlung auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww veröffentlichen 
und mindestens zehn Jahre lang auf der Internetseite der 
Gesellschaft kostenfrei öffentlich zugänglich halten.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den nach  
§ 162 AktG erstellten und geprüften Vergütungsbericht 
für das Geschäftsjahr 2021 zu billigen.

6.	 Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernab-
schlussprüfers für das Geschäftsjahr 2022 sowie 
des Prüfers für eine etwaige prüferische Durchsicht 
von unterjährigen Abschlüssen für das Geschäfts-
jahr 2022 und das erste und zweite Quartal des 
Geschäftsjahres 2023
Infolge des Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetzes 
vom 3. Juni 2021 (FISG; BGBl. 2021 I, S. 1534 ff.) ist  
bei Versicherungsunternehmen nicht länger der 
Aufsichtsrat, sondern vielmehr die Hauptversammlung 
für die Bestellung des Abschlussprüfers zuständig.

Vor diesem Hintergrund schlägt der Aufsichtsrat gestützt 
auf die Empfehlung des Risiko- und Prüfungsausschusses 
vor, die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungs
gesellschaft, Stuttgart,

a) 	 zum Abschlussprüfer und zum Konzernabschluss-
prüfer für das Geschäftsjahr 2022 sowie

b) 	 zum Prüfer für die prüferische Durchsicht von 
unterjährigen (verkürzten) Abschlüssen und Lage-
berichten für das Geschäftsjahr 2022 und das 
erste und zweite Quartal des Geschäftsjahres 2023, 
wenn und soweit derartige unterjährige Abschlüsse 
und Lageberichte einer prüferischen Durchsicht 
unterzogen werden,

zu bestellen.

Die Bestellung umfasst auch die Prüfung der 
IFRS-Fonds-Reportings der Spezial-Sondervermögen des 
Wüstenrot & Württembergische-Konzerns sowie die 
Prüfung der Solvabilitätsübersicht auf Einzel- und 
Gruppenebene gem. § 35 Abs. 2 VAG.

Der Risiko- und Prüfungsausschuss hat in seiner Emp-
fehlung erklärt, dass diese frei von ungebührlicher Ein-
flussnahme durch Dritte ist und ihm keine Klausel der in 
Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung (Ver-
ordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. April 2014 über spezifische 
Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unterneh-
men von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2005/909/EG der Kommission) genannten 
Art auferlegt wurde.

7.	 Beschlussfassung über die Änderung von § 1 Abs. 2 
der Satzung (Sitz der Gesellschaft) und von § 14 der 
Satzung (Ort der Hauptversammlung)
Die Gesellschaft baut derzeit am Standort Kornwestheim 
den neuen W&W-Campus. In insgesamt 14 miteinander 
verbundenen Häusern wird der Campus rund 4.000 Ar-
beitsplätze für die W&W-Gruppe bieten. Der Campus 
führt räumlich das zusammen, was 1999 mit der Fusion 
von Wüstenrot und Württembergische begonnen wurde. 
Die Fertigstellung und Inbetriebnahme des Campus als 
gemeinsamer Standort der W&W-Gruppe sollen bis An-
fang 2023 und die Umzüge der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sollen bis Mitte 2023 abgeschlossen sein. 
Vor diesem Hintergrund sollen auch der statutarische 
Sitz der Gesellschaft von Stuttgart nach Kornwestheim 
verlegt und dementsprechend §§ 1 Abs. 2 und 14 der 
Satzung, die den statutarischen Sitz der Gesellschaft und 
den Ort der Hauptversammlung regeln, angepasst wer-
den.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu 
beschließen:

a) 	 § 1 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt geändert:  
 
„(2) Sitz der Gesellschaft ist Kornwestheim.“

b) 	 § 14 der Satzung wird wie folgt geändert:  
 
„Die Hauptversammlung findet am Sitz der 
Gesellschaft, in Stuttgart, an einem anderen Ort im 
Regierungsbezirk Stuttgart oder am Sitz einer 
Deutschen Wertpapierbörse statt.“
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8.	 Beschlussfassung über die Nachwahl von drei 
Mitgliedern zum Aufsichtsrat
Die von der Hauptversammlung gewählten Aufsichts-
ratsmitglieder Hans Dietmar Sauer, Dr. Reiner Hagemann 
und Hans-Ulrich Schulz haben jeweils ihr Amt mit Wir-
kung zum Ablauf des 31. August 2022 altersbedingt 
niedergelegt. Dementsprechend sind drei Anteilseigner-
vertreter mit Wirkung zum 1. September 2022 neu in 
den Aufsichtsrat der Gesellschaft zu wählen.

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht gemäß  
§ 8 Abs. 1 der Satzung i. V. m. § 96 Abs. 1 AktG und  
§ 7 Abs. 1 des Mitbestimmungsgesetzes vom 4. Mai 1976 
(MitbestG) aus 16 Mitgliedern, von denen acht von der 
Hauptversammlung und acht von den Arbeitnehmern 
gewählt werden.

Gemäß § 96 Abs. 2 AktG setzt sich der Aufsichtsrat der 
Gesellschaft ferner zu mindestens 30 % aus Frauen und 
zu mindestens 30 % aus Männern zusammen. Weder die 
Seite der Anteilseignervertreter noch die Seite der Ar-
beitnehmervertreter haben mit Blick auf die Nachwahl 
der Gesamterfüllung dieser Quoten widersprochen. Die 
Quoten gemäß § 96 Abs. 2 AktG sind daher erfüllt, wenn 
im Gesamtaufsichtsrat mindestens fünf Frauen und min-
destens fünf Männer vertreten sind. Dem Aufsichtsrat 
gehören derzeit sieben Frauen und neun Männer an. Die 
Quoten gemäß § 96 Abs. 2 AktG sind daher derzeit erfüllt 
und werden auch nach der Wahl in jedem Fall erfüllt sein.

Der Aufsichtsrat schlägt auf Vorschlag der Anteilseig-
nervertreter des Nominierungsausschusses vor,

1. �Herrn Dr. Michael Gutjahr, ehemaliges Vorstands-
mitglied der Wüstenrot & Württembergische AG und 
derzeit im Ruhestand, wohnhaft in Stuttgart, anstelle 
von Herrn Dietmar Sauer,

2. �Herrn Dr. Wolfgang Salzberger, Geschäftsführer und 
Chief Financial Officer der ATON GmbH, wohnhaft in 
Röhrmoos, anstelle von Herrn Dr. Reiner Hagemann, 
und

3. �Frau Edith Weymayr, Vorsitzende des Vorstands  
der Landeskreditbank Baden-Württemberg – 
Förderbank (L-Bank), wohnhaft in Karlsruhe, 
anstelle von Herrn Hans-Ulrich Schulz,

jeweils mit Wirkung zum 1. September 2022 gemäß  
§ 8 Abs. 2 Satz 3 der Satzung für die Zeit bis zur Been-
digung der Hauptversammlung, die über die Entlastung 
für das am 31. Dezember 2023 endende Geschäftsjahr 
beschließt, als Anteilseignervertreter in den Aufsichtsrat 
zu wählen.

Die Wahlen sollen im Wege von Einzelwahlen durch
geführt werden.

Die Wahlvorschläge stehen im Einklang mit den Zielen, 
die der Aufsichtsrat für seine Zusammensetzung benannt 
hat, und mit dem Kompetenzprofil, das der Aufsichtsrat 
für sich erarbeitet hat.

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats bestehen keine 
persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen von 
Herrn Dr. Gutjahr und Frau Weymayr zum Unternehmen, 
den Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an 
der Gesellschaft beteiligten Aktionär im Sinne der Emp-
fehlung C.13 des Deutschen Corporate Governance Ko-
dex. Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass Herr Dr. 
Gutjahr und Frau Weymayr derzeit Mitglieder des Wüs-
tenrot Stiftung Gemeinschaft der Freunde Deutscher 
Eigenheimverein e.V. sind, die mittelbar eine Mehrheits-
beteiligung an der Gesellschaft hält. Herr Dr. Gutjahr hat 
diese Mitgliedschaft zum Ablauf des 31. August 2022 
beendet.

Herr Dr. Salzberger ist Geschäftsführer der ATON GmbH; 
die ATON GmbH hat (mittelbar) denselben Gesellschaf-
terkreis wie die FS BW Holding GmbH, die mehr als  
10 % der stimmberechtigten Aktien der Gesellschaft hält.

Die vorgeschlagenen Kandidaten sind nicht Mitglieder 
in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und 
nicht Mitglieder in anderen vergleichbaren in- oder aus-
ländischen Kontrollgremien.

Lebensläufe der vorgeschlagenen Kandidaten, ein-
schließlich einer Übersicht über ihre jeweiligen wesent-
lichen Tätigkeiten, sind dieser Einberufung jeweils als 
Anlage beigefügt und ab dem Tag der Einberufung der 
Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww 
zugänglich.

9.	 Beschlussfassung über Aufhebung des 
bestehenden Genehmigten Kapitals 2018 in  
§ 5 Abs. 5 der Satzung und über die Schaffung eines 
neuen Genehmigten Kapitals 2022 gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts in § 5 Abs. 5 der 
Satzung (Genehmigtes Kapital 2022)
Die Hauptversammlung vom 13. Juni 2018 hat in  
§ 5 Abs. 5 der Satzung ein genehmigtes Kapital geschaf-
fen, das den Vorstand ermächtigt, das Grundkapital mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf 
den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlage einmalig oder mehrmalig, insgesamt jedoch 
um höchstens EUR 100.000.000,00 zu erhöhen (Ge-
nehmigtes Kapital 2018). Von dieser Ermächtigung ist 
kein Gebrauch gemacht worden. Das Genehmigte Kapi-
tal 2018 läuft am 12. Juni 2023 aus.

Daher soll das bisherige Genehmigte Kapital 2018 
aufgehoben und ein neues Genehmigtes Kapital 2022 
geschaffen werden. Die Höhe des neuen Genehmigten 
Kapitals 2022 soll EUR 100.000.000,00 betragen und 
damit dem von der Hauptversammlung am 13. Juni 2018 
beschlossenen Volumen des Genehmigten Kapitals 2018 
entsprechen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu 
beschließen: 
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a) 	 Das von der Hauptversammlung am 13. Juni 2018 
zu Punkt 8 der Tagesordnung beschlossene Geneh-
migte Kapital 2018 (§ 5 Abs. 5 der Satzung) wird 
aufgehoben. Die Aufhebung wird mit ihrer Eintragung 
im Handelsregister wirksam.

b) 	 Es wird ein neues Genehmigtes Kapital 2022 in Höhe 
von EUR 100.000.000,00 geschaffen und zu diesem 
Zweck § 5 Abs. 5 der Satzung wie folgt neu gefasst:

	 „(5)  �Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital 
der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 24. Mai 2027 durch Ausgabe neuer, 
auf den Namen lautender Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlage einmalig oder mehr-
mals, insgesamt jedoch um höchstens EUR 
100.000.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2022). Dabei steht den Aktionären ein 
gesetzliches Bezugsrecht zu. Den Aktionären 
kann das gesetzliche Bezugsrecht auch in der 
Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien 
von einem oder mehreren Kreditinstituten oder 
diesen gemäß § 186 Abs. 5 AktG gleichgestell-
ten Unternehmen mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vor-
stand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht 
der Aktionäre in den folgenden Fällen auszu-
schließen: 
 
− für Spitzenbeträge; oder

		    − �bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, 
um die neuen Aktien im Rahmen von Unter-
nehmenszusammenschlüssen oder beim 
(auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder für den (auch mittelbaren) 
Erwerb anderer Vermögensgegenstände (ein-
schließlich von Forderungen, auch soweit sie 
gegen die Gesellschaft oder nachgeordnete 
Konzernunternehmen gerichtet sind) anbieten 
zu können; oder

		    − �wenn die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG gegen Bareinlagen zu einem 
Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den 
Börsenpreis der bereits ausgegebenen Aktien 
nicht wesentlich unterschreitet, und der 
anteilige Betrag der neuen Aktien am Grund-
kapital zehn von Hundert (10 %) des Grund-
kapitals zum Zeitpunkt der Eintragung dieser 
Ermächtigung in das Handelsregister oder – 
falls geringer – zum jeweiligen Zeitpunkt der 
Ausübung der Ermächtigung nicht übersteigt. 
Auf die 10  %-Grenze sind sonstige Aktien 
anzurechnen, die von der Gesellschaft gege-
benenfalls während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß oder entsprechend  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen einer 
Barkapitalerhöhung neu ausgegeben oder 
nach Rückerwerb veräußert worden sind. Auf 
die 10 %-Grenze sind ferner Aktien anzurech-
nen, in Bezug auf die aufgrund von Schuld
verschreibungen oder Genussrechten mit 
Wandel- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
bzw. Aktienlieferungsrechten der Gesellschaft, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  
§ 221 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 3  
Satz 4 AktG von der Gesellschaft oder deren 
nachgeordneten Konzernunternehmen aus-
gegeben worden sind, ein Options- oder 
Wandlungsrecht, eine Wandlungs- oder 
Optionspflicht oder zugunsten der Gesell-
schaft ein Aktienlieferungsrecht besteht; oder

		   − �soweit es erforderlich ist, um Inhabern oder 
Gläubigern von Optionsrechten oder von Wan-
delschuldverschreibungen oder -genussrech-
ten, die von der Gesellschaft oder deren nach-
geordneten Konzernunternehmen ausgegeben 
worden sind oder werden, ein Bezugsrecht auf 
neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie 
es ihnen nach Ausübung der Options- oder 
Wandlungsrechte bzw. nach der Ausübung von 
Aktienlieferungsrechten oder der Erfüllung von 
Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. 

		�  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung der neuen 
Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG zu be-
stimmen und die weiteren Einzelheiten von Kapi-
talerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2022 
und ihrer Durchführung, insbesondere den Ausga-
bebetrag und die für die neuen Stückaktien zu leis-
tende Einlage, festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist 
ermächtigt, die Fassung der Satzung jeweils nach 
Durchführung einer Erhöhung des Grundkapitals 
aus dem Genehmigten Kapital 2022 entsprechend 
der jeweiligen Erhöhung des Grundkapitals sowie 
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“

c) 	 Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des 
bisherigen Genehmigten Kapitals 2018 in § 5 Abs. 5 
der Satzung nur zusammen mit der beschlossenen 
Schaffung des neuen Genehmigten Kapitals 2022 in 
§ 5 Abs. 5 der Satzung zur Eintragung in das Han-
delsregister anzumelden. Die Anmeldung hat in der 
Weise zu erfolgen, dass die Eintragung des neuen 
Genehmigten Kapitals 2022 nicht vor der Eintragung 
der Aufhebung des bisherigen Genehmigten Kapitals 
2018 erfolgt und ferner die Eintragung der Aufhe-
bung des bisherigen Genehmigten Kapitals 2018 nur 
erfolgt, wenn die unmittelbare Eintragung des neuen 
Genehmigten Kapitals 2022 sichergestellt ist.
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10.		Beschlussfassung über die Aufhebung der durch 
die Hauptversammlung am 13. Juni 2018 zu Punkt 
9 der Tagesordnung beschlossenen Ermächtigung 
zur Ausgabe von Options-, Wandelschuldverschrei-
bungen, Genussrechten, Gewinnschuldverschrei-
bungen oder einer Kombination dieser Instrumente 
und zum Ausschluss des Bezugsrechts,  
über die Erteilung einer neuen Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options-, Wandelschuldverschreibun-
gen, Genussrechten, Gewinnschuldverschreibungen 
oder einer Kombination dieser Instrumente und 
zum Ausschluss des Bezugsrechts und  
über die Änderung des Bedingten Kapitals 2018 
sowie von § 5 Abs. 6 der Satzung
Die Hauptversammlung vom 13. Juni 2018 hat zu Punkt 
9 der Tagesordnung eine Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options-, Wandelschuldverschreibungen, Genussrech-
ten, Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombi-
nation dieser Instrumente und zum Ausschluss des Be-
zugsrechts sowie damit zusammenhängend ein beding-
tes Kapital (Bedingtes Kapital 2018) und die Änderung 
von § 5 Abs. 6 der Satzung beschlossen. Diese Ermäch-
tigung ist bislang nicht ausgenutzt worden und läuft am 
12. Juni 2023 aus.

Vor diesem Hintergrund soll die Ermächtigung aufgeho-
ben und eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Op-
tions-, Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten, 
Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination 
dieser Instrumente und zum Ausschluss des Bezugsrechts 
beschlossen werden. Ferner soll das Bedingte Kapital 
2018 – unter Beibehaltung der bisherigen Höhe von bis 
zu EUR 240.000.003,46 – entsprechend angepasst und 
zum Bedingten Kapital 2022 werden. Schließlich soll  
§ 5 Abs. 6 der Satzung entsprechend geändert werden.

Der Zweck der neuen Ermächtigung und der Anpassung 
des Bedingten Kapitals 2018 besteht maßgeblich darin, 
die Möglichkeiten der Gesellschaft zur Aufnahme regu-
latorischer Eigenmittel zu erweitern. Vor dem Hinter-
grund der aufsichtsrechtlichen Anforderungen im Be-
reich der Eigenmittelausstattung (einschließlich auf 
Gruppenebene und auf Ebene eines Finanzkonglome-
rats) und der ökonomischen Rahmenbedingungen ist die 
flexible Handlungsfähigkeit der Gesellschaft für die 
nachhaltige und erfolgreiche Entwicklung des Unter-
nehmens (einschließlich der verbundenen Gesellschaf-
ten) unverändert von erheblicher Bedeutung. Zur Her-
stellung dieser Handlungsfähigkeit der Gesellschaft ist 
die Möglichkeit der Ausgabe von Options- und Wandel-
schuldverschreibungen, von Genussrechten und Ge-
winnschuldverschreibungen oder einer Kombination 
dieser Instrumente, welche die regulatorischen Eigen-
mittelanforderungen erfüllen, ein wichtiges Instrument. 
Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, 
flexibler auf die wirtschaftlichen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen zu reagieren.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu 
beschließen: 

a) 	 Aufhebung der von der Hauptversammlung am 
13. Juni 2018 zu Punkt 9 der Tagesordnung 
beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options-, Wandelschuldverschreibungen, 
Genussrechten, Gewinnschuldverschreibungen 
oder einer Kombination dieser Instrumente und 
zum Ausschluss des Bezugsrechts

	Die Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Op-
tions-, Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten, 
Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination 
dieser Instrumente und zum Ausschluss des Bezugs-
rechts, welche die ordentliche Hauptversammlung der 
Gesellschaft am 13. Juni 2018 unter Punkt 9 der Tages-
ordnung beschlossen hat, wird aufgehoben. Die Aufhe-
bung erfolgt mit Wirkung zur Eintragung der nachste-
hend in Buchstabe c) vorgeschlagenen Änderung des 
Bedingten Kapitals 2018 im Handelsregister.

b) 	 Ermächtigung zur Ausgabe von Options-, 
Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten, 
Gewinnschuldverschreibungen oder einer 
Kombination dieser Instrumente und zum 
Ausschluss des Bezugsrechts

(1) 	Ermächtigungszeitraum; Nennbetrag; Laufzeit; 
Aktienzahl und weitere Ausgestaltung der 
Options-, Wandelschuldverschreibungen, 
Genussrechte und Gewinnschuldverschreibungen

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats ab dem Zeitpunkt, zu dem die nachstehend in 
Buchstabe c) vorgeschlagene Änderung des Bedingten 
Kapitals 2018 im Handelsregister eingetragen worden 
ist, und bis zum 24. Mai 2027 einmalig oder mehrmals 
auf den Namen lautende Options-, Wandelschuldver-
schreibungen, Genussrechte, Gewinnschuldverschrei-
bungen oder eine Kombination dieser Instrumente im 
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 1.000.000.000,00 
mit oder ohne Laufzeitbeschränkung auszugeben und 
den Inhabern bzw. Gläubigern von Optionsschuldver-
schreibungen bzw. Optionsgenussrechten Optionsrech-
te bzw. den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandelschuld-
verschreibungen bzw. Wandelgenussrechten Wand-
lungsrechte auf auf den Namen lautende Stückaktien 
der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grund-
kapitals von insgesamt bis zu EUR 240.000.003,46 nach 
näherer Maßgabe der Schuldverschreibungs- bzw. Ge-
nussscheinbedingungen dieser Schuldverschreibungen 
bzw. dieser Genussrechte zu gewähren oder aufzuerle-
gen. Die Schuldverschreibungs- bzw. Genussscheinbe-
dingungen können auch anstelle von Wandlungs- bzw. 
Optionsrechten der Inhaber bzw. Gläubiger der Schuld-
verschreibungen bzw. der Genussscheine (i) eine Op-
tions- bzw. Wandlungspflicht während oder zum Ende 
der Laufzeit oder bei Vorliegen bestimmter aufsichts-
rechtlicher Bedingungen oder Auflagen oder Umstände 
oder (ii) das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei End-
fälligkeit der Schuldverschreibungen bzw. der Genuss-
rechte oder zu einem anderen vorgesehenen Zeitpunkt 
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(dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen Kündigung) den 
Inhabern bzw. Gläubigern ganz oder teilweise anstelle 
der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der 
Gesellschaft oder einer börsennotierten anderen Gesell-
schaft zu gewähren („Aktienlieferungsrecht“).

Von dieser Ermächtigung darf nur Gebrauch gemacht 
werden, wenn die Schuldverschreibungen, Genussrech-
te oder eine Kombination dieser Instrumente so ausge-
staltet werden, dass das Kapital, das für sie eingezahlt 
wird, die im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächti-
gung geltenden aufsichtsrechtlichen Anforderungen für 
die Anerkennung als Eigenmittel auf Ebene der Gesell-
schaft und/oder auf Gruppenebene und/oder auf Ebene 
eines Finanzkonglomerats erfüllt und etwaige aufsichts-
rechtliche Aufnahmegrenzen nicht überschreitet.

Die Schuldverschreibungen bzw. die Genussrechte kön-
nen außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den ent-
sprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen 
Währung eines OECD-Landes begeben werden.

Die Schuldverschreibungen bzw. die Genussrechte kön-
nen auch durch ein nachgeordnetes Konzernunterneh-
men der Gesellschaft ausgegeben werden; für diesen 
Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die 
Schuldverschreibungen bzw. für die Genussrechte zu 
übernehmen und den Inhabern bzw. Gläubigern Options- 
bzw. Wandlungsrechte zu gewähren oder Options- bzw. 
Wandlungspflichten oder ein Aktienlieferungsrecht zu 
vereinbaren. Die Ausgabe von Schuldverschreibungen 
und Genussrechten durch ein nachgeordnetes Konzern
unternehmen und ihre Garantie durch die Gesellschaft 
dürfen nur erfolgen, wenn die insofern jeweils maßgeb-
lichen aufsichtsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt 
werden.

Die Schuldverschreibungen können in Teilschuld
verschreibungen eingeteilt werden.

(2) 	Bezugsrecht; Ermächtigung zum Bezugsrechts
ausschluss

Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der 
Schuldverschreibungen bzw. der Genussrechte gewährt 
wird, wird ihnen das gesetzliche Bezugsrecht in der Wei-
se eingeräumt, dass die Schuldverschreibungen bzw. die 
Genussrechte von einem oder mehreren Kreditinsti-
tut(en), einem oder mehreren nach § 53 Abs. 1 Satz 1 
oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über 
das Kreditwesen tätigen Unternehmen oder einer Gruppe 
oder einem Konsortium von Kreditinstituten und/oder 
solchen Unternehmen mit der Verpflichtung übernom-
men werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
Werden die Schuldverschreibungen bzw. die Genuss-
rechte von einem nachgeordneten Konzernunternehmen 
ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des 
gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre der 
Gesellschaft nach Maßgabe der vorstehenden Sätze 
sicherzustellen.

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den 
folgenden Fällen auszuschließen:

•	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats Spitzenbeträge, die sich aufgrund des 
Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen.

•	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auch 
insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, da-
mit Inhabern oder Gläubigern von bereits zuvor aus-
gegebenen Options- oder Wandelschuldverschrei-
bungen oder -genussrechten (bzw. Schuldverschrei-
bungen oder Genussrechten mit auf Aktien der Ge-
sellschaft gerichtetem Aktienlieferungsrecht) ein 
Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden 
kann, wie es ihnen nach Ausübung der Options- bzw. 
Wandlungsrechte oder bei Erfüllung der Options- 
bzw. Wandlungspflichten oder nach Ausübung eines 
Aktienlieferungsrechts als Aktionär zustehen würde.

•	 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf 
gegen Barzahlung ausgegebene Options- oder Wan-
delschuldverschreibungen oder -genussrechte voll-
ständig auszuschließen, sofern der Vorstand nach 
pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, 
dass der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen 
bzw. der Genussrechte ihren nach anerkannten, ins-
besondere finanzmathematischen Methoden ermit-
telten hypothetischen Marktwert nicht wesentlich 
unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts gilt jedoch nur für Schuldverschrei-
bungen bzw. Genussrechte mit einem Options- bzw. 
Wandlungsrecht oder einer Options- bzw. Wand-
lungspflicht oder einem Aktienlieferungsrecht der 
Gesellschaft auf Aktien mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals, der weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im 
Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermäch-
tigung insgesamt 10 % des Grundkapitals überstei-
gen darf. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze werden 
eigene Aktien angerechnet, die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i. V. m. § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG im Zeitraum vom Beginn der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung bis zur Ausgabe der betref-
fenden Schuldverschreibungen oder Genussrechte 
veräußert werden. Ferner sind auf die vorgenannte 
10 %-Grenze diejenigen Aktien anzurechnen, die im 
Zeitraum vom Beginn der Laufzeit dieser Ermächti-
gung bis zur Ausgabe der betreffenden Schuldver-
schreibungen oder Genussrechte im Rahmen einer 
ordentlichen Kapitalerhöhung oder aus genehmig-
tem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bzw. gemäß  
§ 203 Abs. 1 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben werden. Schließlich sind auf die vorgenannte 
10 %-Grenze Aktien anzurechnen, für die aufgrund 
von Options- oder Wandelschuldverschreibungen 
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oder -genussrechten, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung auf der Grundlage anderer Ermächti-
gungen unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 221 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten 
Konzernunternehmen ausgegeben worden sind, ein 
Options- oder Wandlungsrecht, eine Options- oder 
Wandlungspflicht oder zugunsten der Gesellschaft 
ein auf Aktien der Gesellschaft gerichtetes Aktien-
lieferungsrecht besteht.

•	 Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschrei-
bungen ohne Wandlungsrecht/-pflicht, ohne Opti-
onsrecht/-pflicht und ohne Aktienlieferungsrecht 
ausgegeben werden, wird der Vorstand ermächtigt, 
das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese 
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 
obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine Mit-
gliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, 
keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren 
und die Höhe der Verzinsung nicht in Abhängigkeit 
von der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanz-
gewinns oder der Dividende berechnet wird (wobei 
die Kappung einer Verzinsung nach Maßgabe des 
Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns, der Divi-
dende oder einer an diese Größen angelehnten Kenn-
zahl nicht als abhängige Berechnung in diesem Sinn 
gilt). Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung 
und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder der 
Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt 
der Begebung aktuellen Marktkonditionen im We-
sentlichen entsprechen.

(3)	�Optionsrecht; Wandlungsverhältnis; bare 
Zuzahlungen

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen 
oder -genussrechten werden jeder (Teil-)Schuldver-
schreibung bzw. jedem Genussschein ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer 
Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Schuld
verschreibungs- bzw. Genussscheinbedingungen zum 
Bezug von auf den Namen lautenden Stückaktien der 
Gesellschaft berechtigen oder – auch aufgrund eines 
Aktienlieferungsrechts – verpflichten. Für auf Euro 
lautende, durch die Gesellschaft begebene Options-
schuldverschreibungen oder -genussrechte können die 
Schuldverschreibungs- bzw. Genussscheinbedingungen 
vorsehen, dass der Optionspreis auch durch Übertragung 
von (Teil-)Schuldverschreibungen bzw. Genussscheinen 
oder die Verrechnung mit dem Rückzahlungsanspruch 
aus der (Teil-)Schuldverschreibungen bzw. aus dem 
Genussrecht und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung 
bzw. eine bare Optionsprämie erfüllt werden kann. Soweit 
sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen 
werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Schuld-
verschreibungs- bzw. Genussscheinbedingungen, gege-
benenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien 
aufaddiert werden können.

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 
oder -genussrechten erhalten bei auf den Inhaber 

lautenden Schuldverschreibungen oder auf den Inhaber 
lautenden Genussscheinen die Inhaber, ansonsten die 
Gläubiger der (Teil- )Schuldverschreibungen bzw. der 
Genussscheine, das unentziehbare Recht oder die Pflicht, 
ihre (Teil-)Schuldverschreibungen bzw. ihre Genuss-
scheine gemäß den vom Vorstand festgelegten Schuld-
verschreibungs- bzw. Genussscheinbedingungen in auf 
den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft zu 
wandeln oder diese abzunehmen. Das Wandlungsver-
hältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags 
einer (Teil-)Schuldverschreibung bzw. eines Genuss-
scheins durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
auf den Namen lautende Stückaktie der Gesellschaft. 
Liegt der Ausgabebetrag einer (Teil-)Schuldverschrei-
bung bzw. eines Genussscheins unter ihrem Nennbetrag, 
kann sich das Wandlungsverhältnis auch aus der Divisi-
on des Ausgabebetrags durch den festgesetzten Wand-
lungspreis für eine auf den Namen lautende Stückaktie 
der Gesellschaft ergeben. Bei der Berechnung des Wand-
lungsverhältnisses kann zum Nennbetrag bzw. Ausga-
bebetrag einer (Teil-)Schuldverschreibung bzw. eines 
Genussscheins eine etwaige bar zu erbringende Zuzah-
lung oder eine etwaige bar zu erbringende Wandlungs-
prämie hinzugerechnet werden. Die Schuldverschrei-
bungs- bzw. Genussscheinbedingungen können vorse-
hen, dass das Wandlungsverhältnis variabel ist und der 
Wandlungspreis (vorbehaltlich des nachfolgend unter 
(4) bestimmten Mindestpreises) in Abhängigkeit von der 
Entwicklung des Kurses der Aktie der Gesellschaft 
während der Laufzeit der Schuldverschreibung bzw. des 
Genussrechts festgesetzt wird. Das Wandlungsverhält-
nis kann in jedem Fall auf volle Zahlen auf- oder 
abgerundet werden; auch in diesem Fall können eine in 
bar zu leistende Zuzahlung oder eine in bar zu leistende 
Wandlungsprämie festgelegt werden. Im Übrigen kann 
vorgesehen werden, dass nicht wandlungsfähige  
Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen 
werden.

§§ 9 Abs. 1 und 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt.

(4) 	Options- und Wandlungspreis; Verwässerungsschutz

Für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts oder 
des Ausschlusses des Bezugsrechts nur für Spitzenbe-
träge muss der jeweils festzusetzende Options- bzw. 
Wandlungspreis für eine Stückaktie der Gesellschaft 
mindestens 80 % des nicht gewichteten durchschnitt-
lichen Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft im elek-
tronischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse 
(i) während der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der 
Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der Options- bzw. 
Wandlungspreis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG frist-
gerecht bekannt gemacht und gemäß § 67a AktG über-
mittelt werden kann, oder, (ii) wenn der Vorstand den 
Options- bzw. Wandlungspreis bereits früher festlegt 
und ihn bekannt macht, während der letzten zehn Bör-
senhandelstage vor dem Tag der Beschlussfassung durch 
den Vorstand über die Festlegung des Options- bzw. 
Wandlungspreises betragen.

Wird das Bezugsrecht nicht nur für Spitzenbeträge aus-
geschlossen, muss der jeweils festzusetzende Options- 
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bzw. Wandlungspreis für eine Stückaktie der Gesellschaft 
mindestens 80 % des nicht gewichteten durchschnitt-
lichen Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft im elek-
tronischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse 
an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag 
der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Aus-
gabe der Schuldverschreibungen bzw. der Genussrechte 
betragen.

In den Fällen einer Options- bzw. Wandlungspflicht oder 
eines Aktienlieferungsrechts kann der Options- bzw. 
Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der Schuld
verschreibungs- bzw. Genussscheinbedingungen min-
destens entweder dem vorstehend genannten Mindest-
preis entsprechen oder dem nicht gewichteten durch-
schnittlichen Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im 
elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapier-
börse während eines Referenzzeitraums von 15 Börsen-
handelstagen vor dem Tag der Endfälligkeit bzw. dem 
anderen festgelegten Zeitpunkt, auch wenn dieser 
Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten 
Mindestpreises (80 %) liegt.

Wird die Aktie der Gesellschaft während des maßgebli-
chen Zeitraums nicht im elektronischen Handel an der 
Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt, tritt für Zwecke 
der vorstehenden Regelungen an die Stelle des nicht 
gewichteten durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie 
der Gesellschaft im elektronischen Handel an der Frank-
furter Wertpapierbörse der nicht gewichtete durch-
schnittliche Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft an 
dem regulierten Markt oder in dem Freiverkehr, in dem 
die Aktie der Gesellschaft während des betreffenden 
Zeitraums das höchste Handelsvolumen aufweist.

Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der je (Teil-)
Schuldverschreibung bzw. Genussschein auf die hierfür 
auszugebenden Stückaktien der Gesellschaft entfällt, 
darf den Nennbetrag der (Teil-)Schuldverschreibung bzw. 
des Genussscheins zuzüglich einer etwaigen baren 
Zuzahlung (bzw. eines bei der Ausgabe gezahlten  
Agios) oder baren Wandlungs- oder Optionsprämie nicht 
übersteigen. §§ 9 Abs. 1 und 199 Abs. 2 AktG bleiben 
unberührt.

Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG kann der Options- bzw. 
Wandlungspreis aufgrund einer Verwässerungsschutz-
klausel nach näherer Maßgabe der Schuldverschrei-
bungs- bzw. Genussscheinbedingungen zum Zwecke der 
Wahrung der Rechte der Inhaber bzw. Gläubiger der 
Schuldverschreibungen bzw. der Genussrechte gemäß 
bzw. entsprechend § 216 Abs. 3 AktG dann ermäßigt 
werden, wenn die Gesellschaft während der Options- 
bzw. Wandlungsfrist (i) durch eine Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln mit Ausgabe neuer Aktien das 
Grundkapital erhöht oder (ii) unter Einräumung eines 
ausschließlichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre das 
Grundkapital erhöht oder eigene Aktien veräußert 
(jeweils ungeachtet eines etwaigen Ausschlusses des 
Bezugsrechts für Spitzenbeträge) oder (iii) unter Einräu-
mung eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre 
Aktionäre weitere Schuldverschreibungen oder Genuss-
rechte mit Options- bzw. Wandlungsrecht oder 

Options- oder Wandlungspflicht oder Aktienlieferungs-
recht begibt, gewährt oder garantiert (ungeachtet eines 
etwaigen Ausschlusses des Bezugsrechts für Spitzen-
beträge) und in den Fällen (i) bis (iii) den Inhabern oder 
Gläubigern schon bestehender Options- bzw. Wand-
lungsrechte oder den Schuldnern schon bestehender 
Options- bzw. Wandlungspflichten oder von Aktienlie-
ferungsrechten hierfür kein Bezugsrecht eingeräumt 
wird, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. 
Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder 
Wandlungspflicht bzw. nach Ausübung des Aktienliefe-
rungsrechts durch die Gesellschaft kraft Gesetzes zu-
stehen würde. Die Ermäßigung des Options- bzw. Wand-
lungspreises kann, soweit gesetzlich zulässig, auch durch 
eine Barzahlung bei Ausübung des Options- bzw. Wand-
lungsrechts oder Aktienlieferungsrechts oder bei der 
Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht bewirkt 
werden. Soweit zum Verwässerungsschutz erforderlich, 
können die Schuldverschreibungs- bzw. Genussschein-
bedingungen für die vorgenannten Fälle auch vorsehen, 
dass die Anzahl der Options- oder Wandlungsrechte bzw. 
-pflichten bzw. der Aktienlieferungsrechte je (Teil-)
Schuldverschreibung bzw. je Genussschein angepasst 
wird. Die Schuldverschreibungs- bzw. Genussscheinbe-
dingungen können darüber hinaus für den Fall der Ka-
pitalherabsetzung, für Kapitalerhöhungen unter vollstän-
digem oder teilweisem Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre oder für andere außerordentliche Maßnahmen 
bzw. Ereignisse, die mit einer wirtschaftlichen Verwäs-
serung des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte 
oder Options- bzw. Wandlungspflichten oder Aktienlie-
ferungsrechte verbunden sind (z. B. Kontrollerlangung 
durch Dritte), eine Anpassung der Options- bzw. Wand-
lungsrechte oder Options- bzw. Wandlungspflichten oder 
der Aktienlieferungsrechte und/oder der Anzahl der 
Options- oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten bzw. der 
Aktienlieferungsrechte je (Teil-)Schuldverschreibung 
bzw. je Genussschein vorsehen. §§ 9 Abs. 1 und 199 Abs. 
2 AktG bleiben unberührt.

(5)	Weitere Bestimmungen

Die Schuldverschreibungs- bzw. Genussscheinbedin-
gungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, im 
Falle der Optionsausübung bzw. Wandlung nicht neue 
Stückaktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag zu 
zahlen, der für die Anzahl der anderenfalls zu liefernden 
Aktien dem nicht gewichteten durchschnittlichen 
Schlusskurs der Stückaktien der Gesellschaft im elekt-
ronischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse 
oder, wenn die Aktie der Gesellschaft dort nicht gehan-
delt wird, an dem regulierten Markt oder dem Freiverkehr 
mit dem höchsten Handelsvolumen während der zehn 
Börsenhandelstage nach Erklärung der Optionsaus-
übung bzw. der Wandlung entspricht.

Die Schuldverschreibungs- bzw. Genussscheinbedin-
gungen können auch vorsehen, dass die Schuldver-
schreibungen bzw. die Genussrechte nach Wahl der 
Gesellschaft statt in neue Aktien aus bedingtem Kapital 
in bereits existierende Aktien der Gesellschaft oder einer 
börsennotierten anderen Gesellschaft gewandelt werden 
können oder das Optionsrecht durch Lieferung solcher 
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Aktien erfüllt oder, wenn eine Optionspflicht oder ein 
Aktienlieferungsrecht vorgesehen ist, mit Lieferung 
solcher Aktien bedient werden kann.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 
Ausstattung der Schuldverschreibungen bzw. Genuss-
rechte zu bestimmen bzw. im Einvernehmen mit den 
Organen des die Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen bzw. die Options- und/oder Wandelge-
nussrechte begebenden Konzernunternehmens der 
Gesellschaft festzulegen. Zu diesen Einzelheiten der 
Ausgabe bzw. zur Ausstattung gehören insbesondere 
Zinssatz, Laufzeit und Stückelung, Festlegung einer ba-
ren Zuzahlung (bzw. eines bei Ausgabe zu zahlenden 
Agios) oder einer Wandlungs- oder Optionsprämie, Aus-
gleich oder Zusammenlegung von Spitzen, Begründung 
einer Options- oder Wandlungspflicht oder eines Akti-
enlieferungsrechts, Options- bzw. Wandlungszeitraum, 
die Bedingungen einer Pflichtwandlung, der Rang der 
Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte und eine 
etwaige Verlustteilnahme, der Options- bzw. Wand-
lungspreis, der Ausgabebetrag der neuen Aktien sowie 
Verwässerungsbestimmungen. Bei der Festlegung der 
Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuld-
verschreibungen bzw. Genussrechte hat der Vorstand 
die Vorgaben dieser Ermächtigung einschließlich der 
aufsichtsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere zur 
aufsichtsrechtlichen Anerkennung des eingezahlten Ka-
pitals als Eigenmittel auf Ebene der Gesellschaft und/
oder auf Gruppenebene und/oder auf Ebene eines Fi-
nanzkonglomerats sowie zur Einhaltung etwaiger auf-
sichtsrechtlich zulässiger Aufnahmegrenzen, einzuhal-
ten. Die Ermächtigung gilt ferner auch für den Zinssatz 
sowie die weitere Ausgestaltung der Verzinsung der 
Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte. Dabei kann 
die Verzinsung auch so gestaltet werden, dass ihre Zahl-
barkeit und/oder ihre Höhe von der Dividende, dem Jah-
resüberschuss, dem Bilanzgewinn oder anderen Bilanz-
kennziffern abhängig ist.

c)	 Änderung des Bedingten Kapitals 2018

Das Bedingte Kapital 2018 wird wie folgt geändert und 
im Rahmen der Änderung in das Bedingte Kapital 2022 
umbenannt:

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 240.000.003,46 
durch Ausgabe von bis zu 45.889.102 neuen, auf den 
Namen lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2022). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 
Gewährung von auf den Namen lautenden Stückaktien 
bei Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrechten oder 
bei Erfüllung entsprechender Options- bzw. Wandlungs-
pflichten bzw. bei Ausübung eines Wahlrechts der Ge-
sellschaft, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 
fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu 
gewähren, an die Inhaber oder Gläubiger von Schuldver-
schreibungen oder Genussrechten, die aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 

25. Mai 2022 bis zum 24. Mai 2027 von der Gesellschaft 
oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen be-
geben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 
dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Er-
mächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Op-
tions- bzw. Wandlungspreis.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Bege-
bung von Schuldverschreibungen oder von Genussrech-
ten gemäß dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptver-
sammlung vom 25. Mai 2022 und nur insoweit durch-
zuführen,

•	 wie von Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch 
gemacht wird oder

•	 wie zur Optionsausübung bzw. Wandlung verpflich-
tete Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibun-
gen oder Genussrechten ihre Verpflichtung zur 
Optionsausübung bzw. Wandlung erfüllen oder

•	 wie die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder 
teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbe-
trags Stückaktien der Gesellschaft zu liefern,

und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder Aktien 
aus genehmigtem Kapital, eigene Aktien oder Aktien 
einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedie-
nung eingesetzt werden. Die ausgegebenen neuen Ak-
tien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 
sie entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird, soweit 
rechtlich zulässig, ermächtigt, für den Fall, dass im Zeit-
punkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss 
über die Verwendung des Gewinns für das dem Jahr der 
Ausgabe unmittelbar vorausgehende Geschäftsjahr ge-
fasst worden ist, mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest-
zulegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des dem Jahr 
der Ausgabe unmittelbar vorausgehenden Geschäfts-
jahres an am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird 
ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzusetzen. Von der Ermächtigung 
durch Hauptversammlungsbeschluss vom 25. Mai 2022 
zur Ausgabe von Schuldverschreibungen oder Genuss-
rechten darf nur Gebrauch gemacht werden, wenn die 
Schuldverschreibungen oder Genussrechte so ausge-
staltet sind, dass das Kapital, das für sie eingezahlt wird, 
die im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung gel-
tenden aufsichtsrechtlichen Anforderungen für die An-
erkennung als Eigenmittel auf Ebene der Gesellschaft 
und/oder auf Gruppenebene und/oder auf Ebene eines 
Finanzkonglomerats erfüllt und die etwaigen aufsichts-
rechtlich zulässigen Aufnahmegrenzen nicht überschrei-
tet. Ferner darf von der Ermächtigung durch Hauptver-
sammlungsbeschluss vom 25. Mai 2022 im Wege der 
Begebung von Schuldverschreibungen sowie von Ge-
nussrechten durch nachgeordnete Konzernunternehmen 
und ihrer Garantie durch die Gesellschaft nur Gebrauch
gemacht werden, wenn dies nach den insofern jeweils 
maßgeblichen aufsichtsrechtlichen Bestimmungen zu-
lässig ist.
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d)	 Änderung von § 5 Abs. 6 der Satzung

§ 5 Abs. 6 der Satzung wird wie folgt geändert:

„(6)  �Das Grundkapital ist um bis zu EUR 240.000.003,46, 
eingeteilt in bis zu Stück 45.889.102 auf den Na-
men lautende Stückaktien, bedingt erhöht (Beding-
tes Kapital 2022). Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur durchgeführt, soweit

a)	 die Inhaber oder Gläubiger von Options- bzw. 
Wandlungsrechten oder die zur Optionsausübung 
bzw. Wandlung Verpflichteten aus Schuldver-
schreibungen oder Genussrechten, die von der 
Gesellschaft oder einem nachgeordneten Kon-
zernunternehmen der Gesellschaft aufgrund der 
Ermächtigung des Vorstands durch Hauptver-
sammlungsbeschluss vom 25. Mai 2022 bis zum 
24. Mai 2027 begeben bzw. von der Gesellschaft 
garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wand-
lungsrechten Gebrauch machen oder,

b) 	 die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschrei-
bungen oder Genussrechten, die von der Gesell-
schaft oder einem nachgeordneten Konzernun-
ternehmen der Gesellschaft aufgrund der Er-
mächtigung des Vorstands durch Hauptversamm-
lungsbeschluss vom 25. Mai 2022 bis zum  
24. Mai 2027 begeben bzw. von der Gesellschaft 
garantiert werden, zur Optionsausübung bzw. 
Wandlung verpflichtet sind und diese Verpflich-
tung erfüllen oder,

c) 	 die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, an die In-
haber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen 
oder Genussrechten, die von der Gesellschaft 
oder einem nachgeordneten Konzernunterneh-
men der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung 
des Vorstands durch Hauptversammlungsbe-
schluss vom 25. Mai 2022 bis zum 24. Mai 2027 
begeben bzw. von der Gesellschaft garantiert 
werden, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung 
des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft 
zu liefern,

	 und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder Ak-
tien aus genehmigtem Kapital, eigene Aktien oder 
Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft 
zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vor-
stehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses 
vom 25. Mai 2022 jeweils zu bestimmenden Options- 
bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, 
am Gewinn teil. Der Vorstand ist, soweit rechtlich 
zulässig, ermächtigt, für den Fall, dass im Zeitpunkt 
der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss 
über die Verwendung des Gewinns für das dem Jahr 
der Ausgabe unmittelbar vorausgehende Geschäfts-
jahr gefasst worden ist, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats festzulegen, dass die neuen Aktien vom 
Beginn des dem Jahr der Ausgabe unmittelbar vor-
ausgehenden Geschäftsjahres an am Gewinn teil-

nehmen. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhö-
hung festzusetzen. Von der Ermächtigung durch 
Hauptversammlungsbeschluss vom 25. Mai 2022 
zur Ausgabe von Schuldverschreibungen oder Ge-
nussrechten darf nur Gebrauch gemacht werden, 
wenn die Schuldverschreibungen oder Genussrech-
te so ausgestaltet sind, dass das Kapital, das für sie 
eingezahlt wird, die im Zeitpunkt der

	 Ausnutzung der Ermächtigung geltenden aufsichts-
rechtlichen Anforderungen für die Anerkennung als 
Eigenmittel auf Ebene der Gesellschaft und/oder auf 
Gruppenebene und/oder auf Ebene eines Finanz-
konglomerats erfüllt und die etwaigen aufsichts-
rechtlich zulässigen Aufnahmegrenzen nicht über-
schreitet. Ferner darf von der Ermächtigung durch 
Hauptversammlungsbeschluss vom 25. Mai 2022 im 
Wege der Begebung von Schuldverschreibungen 
sowie von Genussrechten durch nachgeordnete Kon-
zernunternehmen und ihrer Garantie durch die Ge-
sellschaft nur Gebrauch gemacht werden, wenn dies 
nach den insofern jeweils maßgeblichen aufsichts-
rechtlichen Bestimmungen zulässig ist.“

11.	�Beschlussfassung über die Aufhebung der von der 
Hauptversammlung am 25. Juni 2020 beschlosse-
nen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwen-
dung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
und über die Erteilung einer neuen Ermächtigung 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss 
des Bezugsrechts und eines etwaigen Andienungs-
rechts
Die Hauptversammlung vom 25. Juni 2020 hat unter 
Punkt 6 der Tagesordnung eine Ermächtigung zum Er-
werb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des Bezugs-
rechts und eines etwaigen Andienungsrechts beschlos-
sen („Ermächtigung 2020“). Aufgrund der Ermächtigung 
2020 kann die Gesellschaft eigene Aktien bis zu insge-
samt 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung am 25. Juni 2020 oder – wenn das 
Grundkapital der Gesellschaft dann niedriger ist – im 
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung erwerben. 
Von der Ermächtigung 2020 ist in den Zeiträumen vom 
10. März 2021 bis zum 25. März 2021, vom 6. April 2021 
bis zum 30. April 2021 sowie vom 28. Februar 2022 bis 
zum 4. März 2022 im Rahmen mehrerer Aktienrückkauf-
programme Gebrauch gemacht worden. Dabei sind für 
Zwecke der Unterlegung der von der Gesellschaft durch-
geführten Mitarbeiteraktienprogramme 188.501 eigene 
Aktien im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapier-
börse erworben worden. Die Ermächtigung 2020 läuft 
mit Ende des 24. Juni 2025 aus.

Vor diesem Hintergrund und zur Vereinheitlichung der 
Laufzeit der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
mit den Laufzeiten der unter den Punkten 9 und 10 vor-
geschlagenen Ermächtigungen (Genehmigtes Kapital 
2022 und Ermächtigung zur Ausgabe von Options-, Wan-
delschuldverschreibungen, Genussrechten, Gewinn-
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schuldverschreibungen oder einer Kombination dieser 
Instrumente) soll die Ermächtigung 2020 durch eine 
neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ersetzt 
werden. Die neue Ermächtigung soll ein Volumen von 
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft haben.

Zu diesem Zweck schlagen Vorstand und Aufsichtsrat 
vor, zu beschließen:

1. 	 Aufhebung der Ermächtigung 2020

	 Die von der Hauptversammlung am 25. Juni 2020 
unter Punkt 6 der Tagesordnung beschlossene Er-
mächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eige-
ner Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum 
Ausschluss des Bezugsrechts und eines etwaigen 
Andienungsrechts („Ermächtigung 2020“) wird auf-
gehoben. Die Aufhebung erfolgt mit Wirkung zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die unter Ziffer 2 vorgeschlagene 
neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie 
zum Ausschluss des Bezugsrechts und eines etwai-
gen Andienungsrechts wirksam wird. Von der Aufhe-
bung bleiben die Verwendungsermächtigungen und 
die diesbezüglichen weiteren Regelungen der Er-
mächtigung 2020, insbesondere zum Ausschluss des 
Bezugsrechts, für aufgrund der Ermächtigung 2020 
erworbene eigene Aktien unberührt.

2. 	 Erteilung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts 
und eines etwaigen Andienungsrechts

a) 	 Erwerb eigener Aktien und Ausschluss eines etwa-
igen Andienungsrechts

	 Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien bis 
zu insgesamt 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt 
der Beschlussfassung der Hauptversammlung über 
diese Ermächtigung oder – wenn das Grundkapital 
der Gesellschaft dann niedriger ist – im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung zu erwerben. Auf 
die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit ande-
ren eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesell-
schaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG 
zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als  
10 % des Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung 
kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehr-
mals, zu jedem gesetzlich zulässigen Zweck, insbe-
sondere in Verfolgung eines oder mehrerer der in 
Buchstabe b) genannten Zwecke, ausgeübt werden. 
Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des 
Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. Die 
Ermächtigung wird mit Beschlussfassung durch die 
Hauptversammlung wirksam und gilt bis zum  
24. Mai 2027.

	 Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über 
die nachfolgend bezeichneten Wege:

aa)	Der Erwerb kann über die Börse erfolgen. In die-
sem Fall darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
den arithmetischen Mittelwert der Schlusskurse 
von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft im 
Xetra-Handel (oder in einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapier-
börse an den letzten drei Handelstagen vor der 
Verpflichtung zum Erwerb um nicht mehr als 
10 % unterschreiten und um nicht mehr als 10 % 
überschreiten.

bb)	Der Erwerb kann ferner mittels eines an alle Ak-
tionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
(„Kaufangebot“) bzw. mittels einer an alle Aktio-
näre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten („Angebotsauf-
forderung“) vorgenommen werden. Dabei darf 
der Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkos-
ten), wenn das Gesetz für den Erwerb einen Min-
destpreis vorsieht, diesen gesetzlichen Mindest-
preis nicht unterschreiten und um nicht mehr als 
10 % überschreiten und anderenfalls den arith-
metischen Mittelwert der Schlusskurse von Ak-
tien gleicher Gattung der Gesellschaft im Xet-
ra-Handel (oder in einem vergleichbaren Nach-
folgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse 
an den letzten drei Handelstagen vor der Veröf-
fentlichung des Kaufangebots bzw. der Angebots-
aufforderung (jeweils die „Angebotsveröffentli-
chung“) um nicht mehr als 10 % unterschreiten 
und um nicht mehr als 10 % überschreiten. Er-
geben sich nach der Angebotsveröffentlichung 
erhebliche Abweichungen des maßgeblichen 
Börsenkurses der Aktien, so kann das Kaufange-
bot bzw. die Angebotsaufforderung angepasst 
werden; im Fall einer solchen Anpassung darf der 
Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
den arithmetischen Mittelwert der Schlusskurse 
von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft im 
Xetra-Handel (oder in einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapier-
börse an den letzten drei Handelstagen vor der 
Veröffentlichung der Anpassung um nicht mehr 
als 10 % unterschreiten und um nicht mehr als 
10 % überschreiten. Das Kaufangebot bzw. die 
Angebotsaufforderung kann weitere Bedingun-
gen oder Fristen vorsehen. Sofern bei einem Kau-
fangebot oder einer Angebotsaufforderung das 
Volumen der Aktien, für die das Kaufangebot 
angenommen wird bzw. bei einer Angebotsauf-
forderung Verkaufsangebote abgegeben werden, 
das vorgesehene Rückkaufvolumen überschreitet 
(„Überzeichnung“), erfolgt der Erwerb nach dem 
Verhältnis der Anzahl der Aktien, für welche das 
Kaufangebot bzw. die Angebotsaufforderung 
nach dem vorgesehenen Rückkaufvolumen ma-
ximal gilt, zu der Gesamtzahl der Aktien, für wel-
che die Aktionäre das Kaufangebot insgesamt 
angenommen bzw. bei einer Angebotsaufforde-
rung insgesamt Verkaufsangebote abgegeben 
haben. Ferner kann die Gesellschaft im Fall einer 
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Überzeichnung einen bevorrechtigten Erwerb 
bzw. eine bevorrechtigte Annahme geringer 
Stückzahlen bis zu 100 Stück Aktien je Aktionär, 
für die das Kaufangebot angenommen wird bzw. 
bei einer Angebotsaufforderung Kaufangebote 
abgegeben werden, und eine Rundung nach kauf-
männischen Grundsätzen vorsehen. Insofern wird 
der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats ein etwaiges Andienungsrecht (um-
gekehrtes Bezugsrecht) der Aktionäre auszu-
schließen.

b) 	 Verwendung erworbener eigener Aktien

	 Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesell-
schaft, die aufgrund dieser Ermächtigung erworben 
werden, zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, 
insbesondere zu den folgenden Zwecken zu 
verwenden:

aa)	Die Aktien können über die Börse oder durch ein 
Angebot an alle Aktionäre veräußert werden.

bb)	Die Aktien können in anderer Weise als über die 
Börse oder durch ein an alle Aktionäre gerichte-
tes öffentliches Angebot veräußert werden, wenn 
die Veräußerung gegen Barzahlung und zu einem 
Preis erfolgt, der den Börsenpreis der Aktien glei-
cher Gattung zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. Als Zeitpunkt der 
Veräußerung gilt der Zeitpunkt der Eingehung der 
Übertragungsverpflichtung, auch wenn diese 
noch bedingt sein sollte, oder der Zeitpunkt der 
Übertragung selbst, wenn dieser keine gesonder-
te Verpflichtung vorausgeht oder wenn der Zeit-
punkt der Übertragung in der Verpflichtungsver-
einbarung als maßgeblich bestimmt wird. Die 
endgültige Festlegung des Veräußerungspreises 
für die eigenen Aktien erfolgt nach dieser Maß-
gabe zeitnah vor der Veräußerung der Aktien. Der 
anteilige Betrag des Grundkapitals der Gesell-
schaft, der auf die Aktien, die nach diesem Buch-
staben b) bb) erworben werden, und (i) auf Akti-
en, die von der Gesellschaft gegebenenfalls wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG bzw. gemäß § 203 i. V. m. § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen einer Barkapital
erhöhung neu ausgegeben werden sowie (ii) auf 
Aktien, in Bezug auf die aufgrund von Schuldver-
schreibungen oder Genussrechten mit Wandel- 
oder Optionsrechten bzw. -pflichten bzw. Aktien-
lieferungsrechten der Gesellschaft, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gemäß § 221 Abs. 4 
Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von der 
Gesellschaft oder deren nachgeordneten Kon-
zernunternehmen gegebenenfalls ausgegeben 
worden sind, ein Options- oder Wandlungsrecht, 
eine Wandlungs- oder Optionspflicht oder zu-
gunsten der Gesellschaft ein Aktienlieferungs-
recht besteht, entfällt, darf insgesamt nicht mehr 
als 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft be-

tragen. Maßgeblich ist dabei das Grundkapital 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Haupt-
versammlung über diese Ermächtigung oder – 
falls geringer – zum jeweiligen Zeitpunkt der 
Ausübung der Ermächtigung.

cc)	Die Aktien können gegen Sacheinlage veräußert 
werden, insbesondere auch im Zusammenhang 
mit Unternehmenszusammenschlüssen, dem Er-
werb von Unternehmen, Unternehmensteilen und 
Unternehmensbeteiligungen oder dem Erwerb 
anderer Vermögensgegenstände (einschließlich 
von Forderungen, auch soweit diese gegen die 
Gesellschaft gerichtet sind).

dd)	Die Aktien können zur Erfüllung von Bezugsrech-
ten von Inhabern bzw. Gläubigern aus von der 
Gesellschaft oder von nachgeordneten Konzern
unternehmen ausgegebenen Anleihen oder Ge-
nussrechten mit Wandel- oder Optionsrechten, 
sowie zur Erfüllung von Aktienlieferungsrechten 
oder von Wandlungs- oder Optionspflichten aus 
von der Gesellschaft oder von nachgeordneten 
Konzernunternehmen ausgegebenen Anleihen, 
Genussrechten oder einer Kombination dieser 
Instrumente verwendet werden.

ee)	Bei Veräußerung eigener Aktien durch Angebot 
an alle Aktionäre oder bei einer Kapitalerhöhung 
mit Bezugsrecht können den Inhabern oder Gläu-
bigern der von der Gesellschaft oder von nach-
geordneten Konzernunternehmen ausgegebenen 
Anleihen oder Genussrechten mit Wandel- oder 
Optionsrechten bzw. -pflichten bzw. Aktienliefe-
rungsrechten Bezugsrechte auf die Aktien in dem 
Umfang gewährt werden, wie es ihnen nach Aus-
übung der Wandel- bzw. Optionsrechte oder nach 
der Erfüllung von Wandel- bzw. Optionspflichten 
oder eines Aktienlieferungsrechts der Gesell-
schaft zustehen würde.

ff)	 Die Aktien können Mitarbeitern und Handelsver-
tretern zum Erwerb angeboten oder anderweitig, 
z. B. zur Bedienung von Erwerbs- oder Bezugs-
rechten, an Mitarbeiter und Handelsvertreter 
übertragen werden. Als Mitarbeiter gelten Per-
sonen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Ge-
sellschaft und/oder zu nachgeordneten Konzern
unternehmen stehen oder standen. Als Handels-
vertreter gelten Personen, die als „Einfir-
men“-Handelsvertreter nach § 84 HGB 
ausschließlich für die Gesellschaft und/oder 
nachgeordnete Konzernunternehmen tätig sind 
oder waren.

gg)	Die Aktien können zur Durchführung einer Akti-
endividende (scrip dividend), bei der die Aktionä-
re nach ihrer Wahl (ganz oder teilweise) anstelle 
einer Bardividende eine Dividende in Form von 
Aktien der Gesellschaft erhalten, verwendet und 
zu diesem Zweck gegen (vollständige oder teil-
weise) Übertragung des Dividendenanspruchs 
übertragen werden.
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hh)	Die Aktien können durch den Vorstand eingezo-
gen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre 
Durchführung eines weiteren Hauptversamm-
lungsbeschlusses bedarf (§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 
6 AktG). Die Einziehung kann auch ohne Kapital-
herabsetzung durch Erhöhung des anteiligen 
Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital 
erfolgen; in diesem Fall wird der Vorstand 
ermächtigt, die Angabe der Anzahl der Aktien in 
der Satzung anzupassen. Die Einziehung kann auf 
einen Teil der erworbenen Aktien beschränkt 
werden.

c) 	 Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der 
Verwendung erworbener eigener Aktien

	 Das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien ist 
insoweit ausgeschlossen, wie diese gemäß der vor-
stehenden Ermächtigungen unter Buchstaben b) bb), 
cc), dd), ee) und ff) verwendet werden. Ferner ist der 
Vorstand bei einer Veräußerung durch ein an alle 
Aktionäre gerichtetes öffentliches Angebot gemäß 
Buchstabe b) aa) ermächtigt, das Bezugsrecht der 
Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für Spit-
zenbeträge auszuschließen. Darüber hinaus ist der 
Vorstand ermächtigt, bei einer Verwendung eigener 
Aktien gemäß Buchstabe b) gg) das Bezugsrecht der 
Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz 
oder teilweise auszuschließen.

d) 	 Ausnutzung der Erwerbs- und Verwendungser
mächtigungen

	 Die vorstehenden Erwerbs- und Verwendungser-
mächtigungen können unabhängig voneinander je-
weils einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträ-
gen durch die Gesellschaft sowie durch nachgeord-
nete Konzernunternehmen der Gesellschaft oder 
durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der 
Gesellschaft handelnde Dritte, insbesondere durch 
Kreditinstitute, ausgenutzt werden. Die Verwen-
dungsermächtigungen gelten auch in Bezug auf ei-
gene Aktien, welche die Gesellschaft gemäß § 71d 
Satz 5 AktG erworben hat.

e)	 Zustimmung des Aufsichtsrats

	 Maßnahmen des Vorstands aufgrund dieses Haupt-
versammlungsbeschlusses bedürfen der Zustim-
mung des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat kann, so-
weit die Maßnahmen nicht den Ausschluss des Be-
zugsrechts oder eines etwaigen Andienungsrechts 
(umgekehrtes Bezugsrecht) der Aktionäre beinhalten, 
auch vorab eine generelle Zustimmung erteilen.

f)	 Salvatorische Regelung

	 Sollten wider Erwarten einzelne Teile des Ermächti-
gungsbeschlusses gemäß dieser Ziffer 2 unwirksam 
sein, so soll dies die anderen Teile dieses Beschlus-
ses unberührt lassen.
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TEIL B.
Vergütungsbericht 2021 der Wüstenrot & Württembergische AG

Die nachfolgenden Ausführungen beinhalten insbesondere 
die Angaben nach § 162 AktG zu den im Einklang mit dem 
Vergütungssystem stehenden Vergütungen der gegenwär-
tigen und früheren Mitglieder des Vorstands und des Auf-
sichtsrats im Geschäftsjahr 2021. Beträge in Tabellen sind, 
soweit nicht ausdrücklich anders angegeben, nach kauf-
männischen Regeln gerundet. Rundungen können zur Fol-
ge haben, dass Gesamtbeträge von den sie zusammenset-
zenden Einzelbeträgen abweichen können.

1. � Vergütungsbericht für die gegenwärtigen 
Vorstandsmitglieder

1.1  Vergütungsbestandteile

Um die Einordnung der gemachten Angaben zu erleichtern, 
werden die grundlegenden Bestandteile des Vergütungs-
systems des Vorstands nachfolgend zusammengefasst:
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Gesamtübersicht Vergütungssystem Vorstand 

    

Vergütungsbestandteile Bemessungsgrundlage/Parameter 

Erfolgsunabhängige Vergütung   

Festgehalt Teilbetrag pensionsfähig (siehe nachstehend unter "Altersversorgung") 

Nebenleistungen 
Dienstwagen zur dienstlichen und privaten Nutzung, Versicherungen, Vorsorgeuntersuchungen, einmalige 
Zuschüsse zu Umzug und Wohnung, Sign-on Boni 

Altersversorgung 

Altersversorgung ausschließlich finanziert über die Gesellschaft: 
• beitragsorientierte Leistungszusage für Alters- und Todesfallleistung, Leistungszusage für 
Invalidenleistung 
• Beitrag: 23% des pensionsfähigen Festgehalts 

      

Erfolgsabhängige variable Vergütung   

Zielbonusmodell 
Grundsätzlich 80 % Unternehmens- und 20% Individualziele auf Jahresbasis; Bandbreite Zielerreichung 0 
bis 140%  

Auszahlung/Aufschubzeiten/ 
Nachhaltigkeit 

Auszahlung von  
• 40% der Tantieme sofort nach Feststellung des Zielerreichungsgrades (kurzfristig) 
• 60% nach drei Jahren in Abhängigkeit von Nachhaltigkeitskriterien (langfristig): 
  - 3 Jahresdurchschnitt IFRS-Konzernergebnis ≥ 140 Mio € 
  - kein Verlust in drei Geschäftsjahren 

      

Sonstige Vergütungsregelungen     

Maximalvergütung p.a. Vorstandsvorsitzender: 2,2 Mio €, ordentliches Vorstandsmitglied: 1,2 Mio € 

Ziel-Gesamtvergütung p.a. Vorstandsvorsitzender: 2,0 Mio €, ordentliches Vorstandsmitglied: 1,0 Mio € 

Tantiemeverlust/Rückforderungsmöglichkeit 
von erfolgsabhängiger Vergütung 

Bei 
• wesentlichen Pflichtverletzungen oder einem Verhalten, das für die Gesellschaft zu einer wesentlichen 
regulatorischen Sanktion geführt hat,  
• Verletzung relevanter externer oder interner Regelungen in Bezug auf gebotenes Verhalten in 
schwerwiegendem Maß. 
 
Bei Vorliegen eines Verstoßes Verpflichtung zur Rückzahlung von bereits von der Gesellschaft 
ausgezahlten variablen Vergütungen. Der Verlust des Tantiemeanspruchs und die 
Rückzahlungsverpflichtung gelten für die Tantiemen für sämtliche Geschäftsjahre, für welche bei 
Feststellung des Verstoßes die Auszahlung noch nicht erfolgt ist oder die bei Feststellung des Verstoßes 
nicht länger als zwei Jahre abgelaufen sind (Claw-back).  

Abfindungs-Caps 
Abfindungs-Cap von zwei Jahresvergütungen, maximal aber Vergütung für die verbleibende 
Vertragslaufzeit 

      
 

  

Die vom Aufsichtsrat beschlossenen Vergütungssysteme 
des Vorstands und des Aufsichtsrats wurden von der Haupt-
versammlung am 20. Mai 2021 jeweils mit einer großen 
Mehrheit von 99,62% (Vorstand) bzw. 99,81% (Aufsichtsrat) 
gebilligt und sind auf der Homepage unter 
https://www.ww-ag.com/de/ueber-uns/vorstand-und-
aufsichtsrat/verguetung veröffentlicht.

Von den im Vergütungssystem des Vorstands gemäß den 
rechtlichen Vorgaben verankerten Möglichkeiten, vorüber-
gehend vom Vergütungssystem abzuweichen oder bei Vor-
liegen bestimmter Umstände Anpassungen bei der Zieler-
reichung vorzunehmen, hat der Aufsichtsrat im Geschäfts-
jahr 2021 keinen Gebrauch gemacht.

Da der Vergütungsbericht der Hauptversammlung erstmals 
2022 zur Beschlussfassung vorgelegt wird, erübrigt sich die 
Erläuterung, wie der Beschluss der Hauptversammlung nach 
§ 120a Abs. 4 AktG berücksichtigt wurde.

https://www.ww-ag.com/de/ueber-uns/vorstand-und-aufsichtsrat/verguetung
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1.2  Vergütung

1.2.1  Gesamtjahreszielvergütung

Die konkrete Gesamtjahreszielvergütung der Vorstandsmitglieder bei 100% Zielerreichung wurde vom Aufsichtsrat nach 
Vorbefassung im Personalausschuss überprüft. Sie steht in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leis-tun-
gen der Vorstandsmitglieder sowie zur Lage des Konzerns und der Wüstenrot & Württembergische AG (W&W oder die 
Gesellschaft). Diese Vergütung ist marktüblich.

Die folgende Tabelle stellt die individuelle Zielvergütung je Vorstandsmitglied im Konzern und der W&W sowie die relati-
ven Anteile der fixen und der erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteile an der Gesamtjahreszielvergütung dar.
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1.2 Vergütung 

1.2.1 Gesamtjahreszielvergütung  

Die konkrete Gesamtjahreszielvergütung der Vorstandsmitglieder bei 100% Zielerreichung wurde vom Aufsichtsrat 
nach Vorbefassung im Personalausschuss überprüft. Sie steht in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und 
Leistungen der Vorstandsmitglieder sowie zur Lage des Konzerns und der Wüstenrot & Württembergische AG (W&W 
oder die Gesellschaft). Diese Vergütung ist marktüblich. 

Die folgende Tabelle stellt die individuelle Zielvergütung je Vorstandsmitglied im Konzern und der W&W sowie die rela-
tiven Anteile der fixen und der erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteile an der Gesamtjahreszielvergütung dar. 

                

Vertragliche Gesamtjahreszielvergütung Konzern / W&W bei 100% Zielerreichung 

  
Gesell- 
schaft 

Erfolgs- 
unabhängige 

Festvergütung 

Erfolgs- 
abhängige,  

variable Vergü- 
tung bei 100%  

Zielerreichung1 

Altersver- 
sorgung  

und Neben- 
leistungen2 

Gesamtzielver- 
gütung W&W 

Gesamtziel- 
vergütung  

Konzern 

Relativer  
Anteil 

Fix3 zu  
Gesamt 

Relativer  
Anteil 

Erfolgsabhän- 
gig zu Gesamt 

in Tsd €   2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 

Gegenwärtige Vorstände                           

Jürgen A. 
Junker 

W&W 1 144,0 1 040,0 286,0 260,0 168,9 153,8 1 598,9 1 453,8 1 598,9 1 453,8 82% 82% 18% 18% 

Alexande
r Mayer4 

Konzern 540,8 173,3 135,2 43,3 80,7 27,8 – – 756,7 244,4 82% 82% 18% 18% 

W&W 259,6 83,2 64,9 20,8 39,6 14,2 364,1 118,2 – – 82% 82% 18% 18% 

Jürgen 
Steffan 

W&W 560,6 535,0 136,2 135,0 83,5 83,5 780,3 753,5 780,3 753,5 83% 82% 17% 18% 

Jens 
Wieland 

Konzern 588,4 565,8 147,1 141,4 87,5 84,4 – – 823,0 791,6 82% 82% 18% 18% 

W&W 270,5 260,0 67,6 65,0 41,1 39,6 379,2 364,6 – – 82% 82% 18% 18% 

1 Die Auszahlung der erfolgsabhängigen Tantieme erfolgt gestreckt (außer bei Herrn Wieland bei der W&W Informatik GmbH und W&W Service GmbH); d.h. 40% nach Feststellung des 
Zielerreichungsgrades, die weiteren 60% nach Ablauf von drei weiteren Jahren, sofern die Nachhaltigkeitskriterien nach verabschiedetem Vergütungsmodell erfüllt sind. 

2 Nebenleistungen: Dienstwagen, Versicherungen, Vorsorgeuntersuchungen, einmalige Zuschüsse zu Wohnung und Umzug, Sign-on Boni 
3 Erfolgsunabhängige Festvergütung und Nebenleistungen 
4 Bei Alexander Mayer beziehen sich die Angaben für 2020 anteilig auf den Zeitraum von September bis Dezember 2020. 

                 

1.2.2 Gewährte und geschuldete Vergütung gemäß § 162 Abs. 1 AktG 

Die folgenden Tabellen stellen die den gegenwärtigen Vorstandsmitgliedern im Geschäftsjahr 2021 bzw. 2020 gewähr-
ten und geschuldeten festen und variablen Vergütungsbestandteile einschließlich deren jeweiligen relativen Anteils 
nach § 162 Abs. 1 AktG dar. Dies sind alle Beträge, die den einzelnen Vorstandsmitgliedern im Berichtszeitraum tatsäch-
lich zugeflossen sind (gewährte Vergütung). Rechtlich fällige, aber im Geschäftsjahr nicht zugeflossene Vergütung (ge-
schuldete Vergütung) lag nicht vor. Die gewährte Vergütung umfasst die im Geschäftsjahr 2021 bzw. 2020 ausgezahlte 
erfolgsunabhängige Festvergütung, die im betreffenden Geschäftsjahr angefallenen Nebenleistungen sowie die in 2021 
bzw. 2020 zur Auszahlung fällige und entsprechend ausgezahlte erfolgsabhängige Vergütung vorausgegangener Ge-
schäftsjahre. Bei der erfolgsabhängigen Vergütung handelt es sich zum einen um den im Geschäftsjahr 2021 fällig ge-
wordenen und entsprechend ausgezahlten ersten Teil der Tantiemen aus 2020 (kurzfristig), zum anderen um den über 
drei Jahre zurückgehaltenen und in 2021 bzw. 2020 fälligen und entsprechend ausgezahlten Tantiemeanteil aus 2017 
bzw. 2016 (langfristig). Die Nebenleistungen beinhalten die Referenzraten und die Kosten für die private Nutzung des 
zur Verfügung gestellten Dienstwagens, die Beiträge für Versicherungen sowie die Kosten der Vorsorgeuntersuchun-
gen. Mögliche einmalige Nebenleistungen fielen im Geschäftsjahr nicht an. Laufende Aufwendungen für die Altersver-
sorgungszusagen bleiben bei dieser Betrachtung definitionsgemäß außer Ansatz. Nicht berücksichtigt sind daher die 
Dienstzeitaufwände bzw. die Beiträge für die betriebliche Altersversorgung, da diese im Geschäftsjahr weder gewährt 
noch geschuldet sind im Sinne von § 162 Abs. 1 AktG.  

 

1.2.2 � Gewährte und geschuldete Vergütung gemäß § 162 Abs. 1 AktG

Die folgenden Tabellen stellen die den gegenwärtigen Vorstandsmitgliedern im Geschäftsjahr 2021 bzw. 2020 gewährten 
und geschuldeten festen und variablen Vergütungsbestandteile einschließlich deren jeweiligen relativen Anteils nach  
§ 162 Abs. 1 AktG dar. Dies sind alle Beträge, die den einzelnen Vorstandsmitgliedern im Berichtszeitraum tatsächlich 
zugeflossen sind (gewährte Vergütung). Rechtlich fällige, aber im Geschäftsjahr nicht zugeflossene Vergütung (geschul-
dete Vergütung) lag nicht vor. Die gewährte Vergütung umfasst die im Geschäftsjahr 2021 bzw. 2020 ausgezahlte erfolgs-
unabhängige Festvergütung, die im betreffenden Geschäftsjahr angefallenen Nebenleistungen sowie die in 2021 bzw. 
2020 zur Auszahlung fällige und entsprechend ausgezahlte erfolgsabhängige Vergütung vorausgegangener Geschäfts-
jahre. Bei der erfolgsabhängigen Vergütung handelt es sich zum einen um den im Geschäftsjahr 2021 fällig gewordenen 
und entsprechend ausgezahlten ersten Teil der Tantiemen aus 2020 (kurzfristig), zum anderen um den über drei Jahre 
zurückgehaltenen und in 2021 bzw. 2020 fälligen und entsprechend ausgezahlten Tantiemeanteil aus 2017 bzw. 2016 
(langfristig). Die Nebenleistungen beinhalten die Referenzraten und die Kosten für die private Nutzung des zur Verfügung 
gestellten Dienstwagens, die Beiträge für Versicherungen sowie die Kosten der Vorsorgeuntersuchungen. Mögliche ein-
malige Nebenleistungen fielen im Geschäftsjahr nicht an. Laufende Aufwendungen für die Altersversorgungszusagen 
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bleiben bei dieser Betrachtung definitionsgemäß außer Ansatz. Nicht berücksichtigt sind daher die Dienstzeitaufwände 
bzw. die Beiträge für die betriebliche Altersversorgung, da diese im Geschäftsjahr weder gewährt noch geschuldet sind 
im Sinne von § 162 Abs. 1 AktG.
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Gewährte und geschuldete Vergütung Konzern         

Gegenwärtige Vorstände 

  Jürgen A. Junker Alexander Mayer2 Jürgen Steffan Jens Wieland3 

in Tsd € 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 

                  

Bestellungszeitraum 04/21 – 03/26 09/20 - 08/25 07/19 - 06/24 07/20 - 06/25 

                  

Erfolgsunabhängige Festvergütung                 

Festgehalt (pensionsberechtigt und Zulage) 1 144,0 1 040,0 540,8 173,3 560,6 535,0 588,4 565,8 

Nebenleistungen1 44,8 45,4 19,8 8,1 60,8 58,7 24,1 28,4 

Vergütungen für Aufsichtsratstätigkeiten im 
Konzern 

143,2 120,0 – – – – – – 

G e s a m t  F e s t  1 332,0 1 205,4 560,6 181,4 621,4 593,7 612,5 594,2 

Erfolgsabhängige, variable Vergütung                 

Variable Vergütung für das Geschäftsjahr 
2020 (40%)  
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2021 

118,8 – 49,1 – 62,5 – 46,5 – 

Variable Vergütung WWI3 und WWS3 für das 
Geschäftsjahr 2020 (100%)  
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2021 

– – – – – – 38,2 – 

Variable Vergütung für das Geschäftsjahr 
2019 (40%)  
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2020 

– 118,9 – 40,1 – 29,8 – 45,1 

Variable Vergütung WWI3 und WWS3 für das 
Geschäftsjahr 2019 (100%)  
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2020 

– – – – – – – 30,8 

Variable Vergütung zurückgehalten aus dem 
Geschäftsjahr 2017 (60%) 
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2021 

134,1 – 20,0 – – – 58,1 – 

Variable Vergütung zurückgehalten aus dem 
Geschäftsjahr 2016 (60%) 
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2020 

– 81,2 – 17,8 – 56,1 – 55,6 

Variable Vergütung ratierliche Auszahlung 
nach §§ 18-20 InstitutsVerV  
für die Geschäftsjahre 2017-2019 
ausgezahlt in den Geschäftsjahren 2020 
und 2021 

– – – – 40,8 53,1 – – 

G e s a m t  V a r i a b e l  252,9 200,1 69,1 57,9 103,3 139,0 142,8 131,5 

G e s a m t v e r g ü t u n g  1 584,9 1 405,5 629,7 239,3 724,7 732,7 755,3 725,7 

Relativer Anteil                 

Festgehalt zu Gesamtvergütung 72% 74% 86% 72% 77% 73% 78% 78% 

Nebenleistungen inkl. Vergütung für 
Aufsichtsratstätigkeiten im Konzern zu 
Gesamtvergütung 

12% 12% 3% 3% 8% 8% 3% 4% 

Erfolgsabhängige, variable Vergütung (40% 
= kurzfristig) und 100% WWI und WWS zu 
Gesamtvergütung 

8% 8% 8% 17% 9% 4% 11% 10% 

Erfolgsabhängige, variable Vergütung (60% 
= langfristig) und ggf. ratierliche Auszahlung 
nach §§ 18-20 InstitutsVerV zu Gesamt- 
vergütung 

8% 6% 3% 8% 6% 15% 8% 8% 

1Dienstwagen, Versicherungen, Vorsorgeuntersuchungen, einmalige Zuschüsse zu Wohnung und Umzug, Sign-on Boni 
2Bei Alexander Mayer beziehen sich die Angaben für 2020 anteilig auf den Zeitraum von September bis Dezember 2020. 
3Bei der W&W Informatik GmbH (WWI) und W&W Service GmbH (WWS) gibt es keine gestreckte Auszahlung. Die variable Vergütung wurde 2020 und 2021 voll ausgezahlt. 
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Wie den Tabellen entnommen werden kann, wurde die vom Aufsichtsrat festgelegte Maximalvergütung für den Vorstands-
vorsitzenden in Höhe von brutto 2,2 Mio € sowie in Höhe von brutto 1,2 Mio € für alle weiteren Vorstandsmitglieder im 
Konzern eingehalten. Die festgesetzte Höhe der Maximalvergütung wurde bei allen Vorstandsmitgliedern unterschritten.

Es wurden keine variablen Vergütungsbestandteile zurückgefordert.

Alle Bestandteile der Vergütung entsprechen dem Vergütungssystem und damit der Vergütungspolitik.

1.3 � Variable Vergütungsbestandteile: erfolgsabhängige Vergütung und Anwendung der Leistungskriterien 
gemäß § 162 Abs. 1 S.2 Nr. 1 AktG

Die erfolgsabhängige, variable Vergütung (Tantieme) ist an ein Zielvereinbarungssystem geknüpft, das unternehmensbe-
zogene und individuelle Ziele (Leistungskriterien) vorsieht. Der Anteil der Unternehmensziele an den Gesamtzielen beträgt 
80%, der Anteil der individuellen Ziele 20%. Werden die Ziele nicht erreicht, kann die variable Vergütung bis auf null 
sinken, werden die Ziele übertroffen, so ist der Zielerreichungsgrad auf 140% begrenzt. Die Auszahlung der erfolgsabhän-
gigen Vergütung erfolgt in zwei Tranchen: 40% werden im Folgejahr nach Feststellung des Zielerreichungsgrades sofort 
ausgezahlt (kurzfristige erfolgsabhängige Vergütung), 60% des erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteils werden über 
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Gewährte und geschuldete Vergütung W&W         

Gegenwärtige Vorstände 

  Jürgen A. Junker Alexander Mayer2 Jürgen Steffan Jens Wieland 

in Tsd € 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 

                  

Bestellungszeitraum 04/21 – 03/26 09/20 - 08/25 07/19 - 06/24 07/20 - 06/25 

                  

Erfolgsunabhängige Festvergütung                 

Festgehalt (pensionsberechtigt und Zulage) 1 144,0 1 040,0 259,6 83,2 560,6 535,0 270,5 260,1 

Nebenleistungen1 44,8 45,4 9,5 3,9 60,8 58,7 11,1 13,1 

Vergütungen für Aufsichtsratstätigkeiten im 
Konzern 

143,2 120,0 – – – – – – 

G e s a m t  F e s t  1 332,0 1 205,4 269,1 87,1 621,4 593,7 281,6 273,2 

Erfolgsabhängige, variable Vergütung                 

Variable Vergütung für das Geschäftsjahr 
2020 (40%)  
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2021 

118,8 – 9,3 – 62,5 – 28,8 – 

Variable Vergütung für das Geschäftsjahr 
2019 (40%)  
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2020 

– 118,9 – – – 29,8 – 27,5 

Variable Vergütung zurückgehalten aus dem 
Geschäftsjahr 2017 (60%) 
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2021 

134,1 – – – – – 34,3 – 

Variable Vergütung zurückgehalten aus dem 
Geschäftsjahr 2016 (60%) 
ausgezahlt im Geschäftsjahr 2020 

– 81,2 – – – – – 33,8 

G e s a m t  V a r i a b e l  252,9 200,1 9,3 – 62,5 29,8 63,1 61,3 

G e s a m t v e r g ü t u n g  1 584,9 1 405,5 278,4 87,1 683,9 623,5 344,7 334,5 

Relativer Anteil                 

Festgehalt zu Gesamtvergütung 72% 74% 93% 96% 82% 86% 79% 78% 

Nebenleistungen inkl. Vergütung für 
Aufsichtsratstätigkeiten im Konzern zu 
Gesamtvergütung 

12% 12% 4% 4% 9% 9% 3% 4% 

Erfolgsabhängige, variable Vergütung (40% 
= kurzfristig) zu Gesamtvergütung 

8% 8% 3% – 9% 5% 8% 8% 

Erfolgsabhängige, variable Vergütung (60% 
= langfristig) zu Gesamtvergütung 

8% 6% – – – – 10% 10% 

1Dienstwagen, Versicherungen, Vorsorgeuntersuchungen, einmalige Zuschüsse zu Wohnung und Umzug, Sign-on Boni 
2Bei Alexander Mayer beziehen sich die Angaben für 2020 anteilig auf den Zeitraum von September bis Dezember 2020. 

         
 
 
Wie den Tabellen entnommen werden kann, wurde die vom Aufsichtsrat festgelegte Maximalvergütung für den Vor-
standsvorsitzenden in Höhe von brutto 2,2 Mio € sowie in Höhe von brutto 1,2 Mio € für alle weiteren Vorstandsmit-
glieder im Konzern eingehalten.  Die festgesetzte Höhe der Maximalvergütung wurde bei allen Vorstandsmitgliedern 
unterschritten. 

Es wurden keine variablen Vergütungsbestandteile zurückgefordert.  

Alle Bestandteile der Vergütung entsprechen dem Vergütungssystem und damit der Vergütungspolitik. 
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einen Zeitraum von drei Jahren zurückgehalten und unter den Vorbehalt von Verfallsklauseln gestellt (langfristige er-
folgsabhängige Vergütung). Im Geschäftsjahr 2021 wurden der erste Teil der Tantiemen des Geschäftsjahres 2020 sowie 
der zweite Teil zurückgehaltener Tantiemen aus 2017 fällig und ausgezahlt. Bei Herrn Steffan erfolgte zudem die ratierli-
che Auszahlung zurückgehaltener Tantiemen der Geschäftsjahre 2017 bis 2019 für seine damalige Tätigkeit bei der 
Wüstenrot Bausparkasse AG in Übereinstimmung mit den Vorgaben der Institutsvergütungsverordnung.

Die folgenden Angaben beziehen sich daher zum einen auf den ersten Teil der Tantiemen des Geschäftsjahres 2020 sowie 
die dieser variablen Vergütung zugrunde liegenden Leistungskriterien. Zum anderen werden die Tantiemen und Leistungs-
kriterien des Geschäftsjahres 2017 dargestellt.

1.3.1 � Tantiemen und Leistungskriterien des Geschäftsjahres 2020 W&W (kurzfristige erfolgsabhängige 
Vergütung)

Die Unternehmensziele, die für alle Vorstandsmitglieder gleichermaßen gelten, setzen sich aus den Leistungskriterien 
„Jahresergebnis Konzern“, „Marktperformance Konzern“, „Mitarbeiterzufriedenheit“, „Kosteneffizienz“ sowie „Jahreser-
gebnis W&W“ zusammen. Diese Leistungskriterien (Ziele und Messgrößen), ihre Gewichtung, Vergütungs- und Leis-tungs-
korridor (Zielerreichungsgrad 0-140% und Unter-/Obergrenzen) sowie die Leistungsfeststellung (gewichteter Zielerrei-
chungsgrad) sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt:
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1.3 Variable Vergütungsbestandteile: erfolgsabhängige Vergütung und Anwendung der Leistungs-
kriterien gemäß § 162 Abs. 1 S.2 Nr. 1 AktG 

Die erfolgsabhängige, variable Vergütung (Tantieme) ist an ein Zielvereinbarungssystem geknüpft, das unternehmens-
bezogene und individuelle Ziele (Leistungskriterien) vorsieht. Der Anteil der Unternehmensziele an den Gesamtzielen 
beträgt 80%, der Anteil der individuellen Ziele 20%. Werden die Ziele nicht erreicht, kann die variable Vergütung bis auf 
null sinken, werden die Ziele übertroffen, so ist der Zielerreichungsgrad auf 140% begrenzt. Die Auszahlung der erfolgs-
abhängigen Vergütung erfolgt in zwei Tranchen: 40% werden im Folgejahr nach Feststellung des Zielerreichungsgrades 
sofort ausgezahlt (kurzfristige erfolgsabhängige Vergütung), 60% des erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteils wer-
den über einen Zeitraum von drei Jahren zurückgehalten und unter den Vorbehalt von Verfallsklauseln gestellt (lang-
fristige erfolgsabhängige Vergütung). Im Geschäftsjahr 2021 wurden der erste Teil der Tantiemen des Geschäftsjahres 
2020 sowie der zweite Teil zurückgehaltener Tantiemen aus 2017 fällig und ausgezahlt. Bei Herrn Steffan erfolgte zu-
dem die ratierliche Auszahlung zurückgehaltener Tantiemen der Geschäftsjahre 2017 bis 2019 für seine damalige Tätig-
keit bei der Wüstenrot Bausparkasse AG in Übereinstimmung mit den Vorgaben der Institutsvergütungsverordnung. 
 

Die folgenden Angaben beziehen sich daher zum einen auf den ersten Teil der Tantiemen des Geschäftsjahres 2020 
sowie die dieser variablen Vergütung zugrunde liegenden Leistungskriterien. Zum anderen werden die Tantiemen und 
Leistungskriterien des Geschäftsjahres 2017 dargestellt. 

1.3.1 Tantiemen und Leistungskriterien des Geschäftsjahres 2020 W&W (kurzfristige erfolgsabhängige Vergütung) 

Die Unternehmensziele, die für alle Vorstandsmitglieder gleichermaßen gelten, setzen sich aus den Leistungskriterien 
„Jahresergebnis Konzern“, „Marktperformance Konzern“, „Mitarbeiterzufriedenheit“, „Kosteneffizienz“ sowie „Jahres-
ergebnis W&W“ zusammen. Diese Leistungskriterien (Ziele und Messgrößen), ihre Gewichtung, Vergütungs- und Leis-
tungskorridor (Zielerreichungsgrad 0-140% und Unter-/Obergrenzen) sowie die Leistungsfeststellung (gewichteter  
Zielerreichungsgrad) sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt: 
             

Unternehmensziele 2020 / Zielerreichung Vorstand W&W         

Messgröße Mehrjährige  
Bemessungsgrundlage Zielwert für 

variable 
Vergütung 

2020 

Untergrenze 
(0er-Wert) 

Obergrenze 
(140er- 

Wert) 

Ist-Wert 
variable 

Vergütung 
2020 

Neben- 
bedin- 

gungen 

Ziel- 
errei- 

chungs- 
grad  

(0-140) 

Gewich- 
tung 

Gewichteter 
Zielerrei- 

chungsgrad Konzern  
Ist 2018 
Gewicht  

1/6 

Ist 2019 
Gewicht  

2/6 

Ist 2020 
Gewicht   

3/6 

Ziel 1: Jahresergebnis 
Konzern 
Jahresergebnis Konzern  
n. St. (IFRS) in Mio € 
Nebenbed.: Dividende  
W&W aus 2020 ≥ 0,65 € 

215,2 249,1 210,8 235,0 212,1 244,7 224,3 erfüllt 52,4 16% 8,4% 

Ziel 2: Marktperformance  
Konzern 
Konzernkunden (Anzahl in  
Tsd) 

6 074,9 6 325,8 6 752,6 6 371,0 6 322,3 6 390,6 6 497,4 – 140,0 16% 22,4% 

Ziel 3: Mitarbeiterzufrie- 
denheit Konzern 
Ergebnis der konzern- 
weiten Mitarbeiter- 
befragung nach der  
Weiterempfehlungs- 
wahrscheinlichkeit der  
W&W-Gruppe als  
Arbeitgeber (in %) 

– – 81,0 75,0 60,0 81,0 81,0 – 140,0 16% 22,4% 

Einzelunternehmen                       

Ziel 4: Kosteneffizienz 
Verwaltungsaufwendun- 
gen W&W (SAP CO) in Mio € 

55,6 56,7 49,7 58,3 59,8 57,7 53,0 – 140,0 16% 22,4% 

Ziel 5: Jahresergebnis W&W 
Jahresergebnis W&W  
n. St. (HGB) in Mio € 

– – 100,3 100,0 80,0 108,0 100,3 – 101,4 16% 16,2% 

Summe                   80% 91,8% 

Zielerreichungsgrad Unternehmensziele bei Ansatz auf 100%         100% 114,8% 
                 

 

Die nachfolgenden Tabellen stellen die individuellen Leistungskriterien (Ziele und Bemessungskriterien), ihre Gewichtung, 
Vergütungs- und Leistungskorridor (Zielerreichungsgrad 0-140% und Unter-/Obergrenzen) sowie die Leistungsfeststel-
lung (gewichteter Zielerreichungsgrad) dar. Die individuellen Leistungskriterien setzen sich aus quantitativen und quali-
tativen Zielen zusammen. Da die qualitativen Ziele – anders als die quantitativen – in der Regel nicht mit bestimmten 
Messwerten hinterlegt werden können, erfolgte bei den qualitativen Zielen die Feststellung des Zielerreichungsgrades 
durch Prüfung und Bewertung der maßgeblichen Umstände durch den Aufsichtsrat auf der Grundlage einer Empfehlung 
des Personalausschusses:
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Die nachfolgenden Tabellen stellen die individuellen Leistungskriterien (Ziele und Bemessungskriterien), ihre Gewich-
tung, Vergütungs- und Leistungskorridor (Zielerreichungsgrad 0-140% und Unter-/Obergrenzen) sowie die Leistungs-
feststellung (gewichteter Zielerreichungsgrad) dar. Die individuellen Leistungskriterien setzen sich aus quantitativen 
und qualitativen Zielen zusammen. Da die qualitativen Ziele – anders als die quantitativen – in der Regel nicht mit be-
stimmten Messwerten hinterlegt werden können, erfolgte bei den qualitativen Zielen die Feststellung des Zielerrei-
chungsgrades durch Prüfung und Bewertung der maßgeblichen Umstände durch den Aufsichtsrat auf der Grundlage 
einer Empfehlung des Personalausschusses: 
          

Individualziele 2020 / Zielerreichung           

Jürgen A. Junker        

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

Ausbau profitabler 
Wachstumsfelder  

100% Zielerreichung, sofern in den Segmenten Bausparen, 
Baufinanzierung, Komposit und Leben erreicht wird: 

        

- Erreichung des Netto-
Neugeschäfts Bausparen i.H.v. (in 
Mio €) 

12 290,00 -20% 9 832,0 13 273,2 10% 10 361,7 21,6% 2,2% 

- Vertriebsleistung Baufi-
Annahmen (Eigenbuch und 
Fremdbuch) in Mio € 

5 250,00 -20% 4 200,0 5 670,0 15% 6 142,7 140,0% 21,0% 

- Gebuchte Bruttobeiträge 
Geschäftseinheit Leben in Mio € 

2 024,60 -20% 1 619,7 2 186,6 10% 2 173,1 136,7% 13,7% 

- Gebuchte Bruttobeiträge WV1 in 
Mio € 

2 059,80 -20% 1 647,8 2 224,6 15% 2 055,1 98,8% 14,8% 

qualitativ                 

Weiterentwicklung 
Strategiekonzept W&W-Gruppe 
2025  

Vorstellung und Verabschiedung dieses Strategiekonzepts im 
Aufsichtsrat in 2020. 

50% – 120,0% 60,0% 

Summe Zielerreichung Individualziele bezogen auf 100%         111,6% 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad (aufgerundet)          112,0% 

1WV = Württembergische Versicherung AG 
        

          

Individualziele 2020 / Zielerreichung           

Alexander Mayer        

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

qualitativ                 

  
Wegen des unterjährigen Einstiegs im September 2020 wurden mit Herrn Mayer für 2020 keine Individualziele mehr 
vereinbart. Seine individuelle Zielerreichung wurde auf 100% festgelegt. 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad             100,0% 
         

 
 



W&W AG  |  21

 

 

 

 

Wüstenrot & Württembergische AG    
  

   Vergütungsbericht    
 

   9 

         

Individualziele 2020 / Zielerreichung           

Jürgen Steffan        

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

Gesamtkosten Konzern in Mio € 
 
100% Zielerreichung liegt vor, 
wenn die Ist-Kosten laut SAP CO 
vor eventuellen Einmaleffekten 
die geplanten Kosten nicht 
überschreiten. 

1 081,2 5% 1 135,2 1 059,5 50% 1 034,0 140,0% 70,0% 

qualitativ                 

Verbesserung der Kostenbasis 
sowie Sicherstellung der 
Risikotragfähigkeit in der W&W-
Gruppe 

Vorstellung und Verabschiedung eines Konzepts im 
Management Board zur nachhaltigen Verbesserung der 
Kostenposition in der W&W-Gruppe und Sicherstellung der 
langfristigen Risikotragfähigkeit 

50% – 100,0% 50,0% 

Summe Zielerreichung Individualziele bezogen auf 100%         120,0% 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad             120,0% 
         

          

Individualziele 2020 / Zielerreichung           

Jens Wieland        

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

Einhaltung IT-Budget 2020  
(Gesamtkosten W&W Informatik 
GmbH SAP CO vor DL-Ertrag in 
Mio €) 
100% Zielerreichung, wenn das 
für 2020 geplante und 
verabschiedete IT-Budget für die 
W&W-Gruppe nicht überschritten 
wird (gem. Planungsklausur 2019) 

245,3 5% 257,5 240,4 50% 244,3 107,9% 53,9% 

qualitativ                 

Umsetzung Projekt b@w 
Produktivsetzung der Stufe 1 des Projektes b@w analog der 
im Aufsichtsrat 06/2019 vorgestellten Planung 

50% – 80,0% 40,0% 

Summe Zielerreichung Individualziele bezogen auf 100%         93,9% 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad (aufgerundet)         94,0% 
         

 
Der vom Aufsichtsrat ermittelte und festgesetzte Gesamtzielerreichungsgrad für das Geschäftsjahr 2020 sowie die sich 
für das Geschäftsjahr 2020 daraus ergebenden Höhen der Gesamttantiemen der einzelnen Vorstandsmitglieder sind 
den nachfolgenden Aufstellungen zu entnehmen:   
 

Der vom Aufsichtsrat ermittelte und festgesetzte Gesamtzielerreichungsgrad für das Geschäftsjahr 2020 sowie die sich 
für das Geschäftsjahr 2020 daraus ergebenden Höhen der Gesamttantiemen der einzelnen Vorstandsmitglieder sind den 
nachfolgenden Aufstellungen zu entnehmen:
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Gesamtzielerreichungsgrad und Tantiemen 2020 W&W       

  

Ermittelter und festgesetzter  
Gesamtzielerreichungsgrad 

 
Zielerreichungsgrad = ZEG 

Zwischen- 
summe 

Gesamt- 
zielerrei- 

chungsgrad 

Zieltantieme  
2020 

Festgesetzte 
Tantieme 2020 

Teil 1: 40% 
ausgezahlt in  

2021 

Teil 2: 60% zur  
Auszahlung fällig in  

2024 in  
Abhängigkeit der  

Erfüllung von  
Nachhaltigkeits- 

kriterien 

in Tsd €               

Jürgen A. 
Junker 

ZEG Unternehmensziele  
114,8% x 80% 

91,8% 

114,2% 260,0 296,9 118,8 178,1 
ZEG Individualziele 
112% x 20% 

22,4% 

Alexander 
Mayer1 

ZEG Unternehmensziele  
114,8% x 80% 

91,8% 

111,8% 20,8 23,3 9,3 14,0 
ZEG Individualziele 
100% x 20% 

20,0% 

Jürgen Steffan 

ZEG Unternehmensziele  
114,8% x 80% 

91,8% 

115,8% 135,0 156,3 62,5 93,8 
ZEG Individualziele 
120% x 20% 

24,0% 

Jens Wieland 

ZEG Unternehmensziele  
114,8% x 80% 

91,8% 

110,6% 65,0 71,9 28,8 43,1 
ZEG Individualziele 
94% x 20% 

18,8% 

1Gesamtzielerreichung anteilig von September bis Dezember 2020      
       

1.3.2 Tantiemen und Leistungskriterien des Geschäftsjahres 2020 der Vorstandsmitglieder Alexander Mayer und Jens 
Wieland bei weiteren Gesellschaften des Konzerns: Württembergische Versicherung AG (WV), Württembergische  
Lebensversicherung AG (WL), W&W Asset Management GmbH (AM), W&W Informatik GmbH (WWI), W&W Service 
GmbH (WWS) (kurzfristige erfolgsabhängige Vergütung) 

Die Governance im Konzern sieht vor, dass bestimmte Funktionen in der W&W-Gruppe aus einer Hand ausgeführt werden 
und ein Geschäftsleiter die entsprechenden Aufgaben konzernweit verantwortet. Dies führt neben einer ganzheitlichen 
Sicht auf die Themen in der W&W-Gruppe zu Stringenz sowie Verbindlichkeit in den Entscheidungen und stärkt dadurch 
auch die langfristige Entwicklung des Konzerns. Alexander Mayer übt konzernweit die Funktion des CFO sowie Jens  
Wieland konzernweit die Funktion des CIO aus. Beide erhalten für ihre Tätigkeit in den jeweiligen weiteren Unternehmen 
eine gesonderte Vergütung, deren variablem Anteil ebenfalls Leistungskriterien zugrunde liegen. Diese Leistungskriterien 
und Tantiemen sind in den nachfolgenden Tabellen dargelegt: 
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1.3.2 � Tantiemen und Leistungskriterien des Geschäftsjahres 2020 der Vorstandsmitglieder Alexander Mayer und 
Jens Wieland bei weiteren Gesellschaften des Konzerns: Württembergische Versicherung AG (WV),  
Württembergische Lebensversicherung AG (WL), W&W Asset Management GmbH (AM),  
W&W Informatik GmbH (WWI), W&W Service GmbH (WWS) (kurzfristige erfolgsabhängige Vergütung)

Die Governance im Konzern sieht vor, dass bestimmte Funktionen in der W&W-Gruppe aus einer Hand ausgeführt werden 
und ein Geschäftsleiter die entsprechenden Aufgaben konzernweit verantwortet. Dies führt neben einer ganzheitlichen 
Sicht auf die Themen in der W&W-Gruppe zu Stringenz sowie Verbindlichkeit in den Entscheidungen und stärkt dadurch 
auch die langfristige Entwicklung des Konzerns. Alexander Mayer übt konzernweit die Funktion des CFO sowie Jens 
Wieland konzernweit die Funktion des CIO aus. Beide erhalten für ihre Tätigkeit in den jeweiligen weiteren Unternehmen 
eine gesonderte Vergütung, deren variablem Anteil ebenfalls Leistungskriterien zugrunde liegen. Diese Leistungskriteri-
en und Tantiemen sind in den nachfolgenden Tabellen dargelegt:
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Unternehmensziele 2020 / Zielerreichung Alexander Mayer und Jens Wieland  
Württembergische Versicherung AG (WV) und Württembergische Lebensversicherung AG (WL) 

Messgröße Mehrjährige  
Bemessungsgrundlage Zielwert für 

variable 
Vergütung 

2020 

Untergrenze 
(0er-Wert) 

Obergrenze 
(140er- 

Wert) 

Ist-Wert 
variable 

Vergütung 
2020 

Neben- 
bedin- 

gungen 

Zieler- 
reichungs- 

grad  
(0-140) 

Gewich- 
tung 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad Konzern 
Ist 2018 
Gewicht 

1/6 

Ist 2019 
Gewicht  

2/6 

Ist 2020 
Gewicht  

3/6 

Ziel 1: Jahresergebnis Konzern 
Für alle Konzernunternehmen gleichlautend, siehe Tabelle "Unternehmensziele  

2020 / Zielerreichung Vorstand W&W", Kapitel 1.3.1 

16% 8,4% 

Ziel 2: Marktperformance Konzern 16% 22,4% 

Ziel 3: Mitarbeiterzufriedenheit Konzern 16% 22,4% 

Einzelunternehmen                       

Ziel 4: Kosteneffizienz 
Verwaltungsaufwendun- 
gen GF Versichern (SAP 
CO) in Mio € 

606,5 666,2 603,8 638,0 653,8 631,7 625,1 – 140,0 16% 22,4% 

Ziel 5: Jahresergebnis GF 
Versichern inkl. AM-
Ergebnis (modifiziert) 
Jahresergebnis GF 
Versichern n. St. (HGB) 
inkl. AM-Ergebnis 
(modifiziert) in Mio € 

– – 159,1 153,2 122,5 165,4 159,1 – 119,5 16% 19,1% 

Summe                   80% 94,7% 

Zielerreichungsgrad Unternehmensziele bei Ansatz auf 100%       100% 118,4% 
                 

             

Unternehmensziele 2020 / Zielerreichung Alexander Mayer 
W&W Asset Management GmbH (AM) 

        

Messgröße Mehrjährige  
Bemessungsgrundlage Zielwert für 

variable 
Vergütung 

2020 

Untergrenze 
(0er-Wert) 

Obergrenze 
(140er- 

Wert) 

Ist-Wert 
variable 

Vergütung 
2020 

Neben- 
bedin- 

gungen 

Zieler- 
reichungs- 

grad  
(0-140) 

Gewich- 
tung 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad Konzern 
Ist 2018 
Gewicht  

1/6 

Ist 2019 
Gewicht  

2/6 

Ist 2020 
Gewicht  

3/6 

Ziel 1: Jahresergebnis Konzern 
Für alle Konzernunternehmen gleichlautend, siehe Tabelle "Unternehmensziele  

2020 / Zielerreichung Vorstand W&W", Kapitel 1.3.1 

16% 8,4% 

Ziel 2: Marktperformance Konzern 16% 22,4% 

Ziel 3: Mitarbeiterzufriedenheit Konzern 16% 22,4% 

Einzelunternehmen                       

Ziel 4: Kosteneffizienz 
Verwaltungsaufwendun- 
gen AM (SAP CO) in Mio € 

10,5 9,9 9,3 10,5 10,8 10,4 9,7 – 140,0 16% 22,4% 

Ziel 5: Jahresergebnis AM 
Jahresergebnis AM 
(modifiziert) n. St. (HGB) 
in Mio € 

– – 21,0 19,1 15,3 20,7 21,0 – 140,0 16% 22,4% 

Summe                   80% 98,0% 

Zielerreichungsgrad Unternehmensziele bei Ansatz auf 100%       100% 122,5% 
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Unternehmensziele 2020 / Zielerreichung Jens Wieland 
W&W Informatik GmbH (WWI) 

        

Messgröße Mehrjährige  
Bemessungsgrundlage Zielwert für 

variable 
Vergütung 

2020 

Untergrenze 
(0er-Wert) 

Obergrenze 
(140er- 

Wert) 

Ist-Wert 
variable 

Vergütung 
2020 

Neben- 
bedin- 

gungen 

Zieler- 
reichungs- 

grad  
(0-140) 

Gewich- 
tung 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad Konzern 
Ist 2018 
Gewicht  

1/6 

Ist 2019 
Gewicht  

2/6 

Ist 2020 
Gewicht  

3/6 

Ziel 1: Jahresergebnis Konzern 
Für alle Konzernunternehmen gleichlautend, siehe Tabelle "Unternehmensziele  

2020 / Zielerreichung Vorstand W&W", Kapitel 1.3.1 

16% 8,4% 

Ziel 2: Marktperformance Konzern 16% 22,4% 

Ziel 3: Mitarbeiterzufriedenheit Konzern 16% 22,4% 

Einzelunternehmen                       

Ziel 4: Kosteneffizienz 
Verwaltungsaufwendun- 
gen WWI (SAP CO) in Mio € 

254,6 255,5 244,3 250,3 256,4 247,8 249,8 – 107,9 16% 17,3% 

Ziel 5: Kundenbewertung 
Kundenzufriedenheit 
insgesamt WWI 
(Skala 1-5) 

– – 2,42 2,40 2,90 2,20 2,42 – 96,0 16% 15,3% 

Summe                   80% 85,8% 

Zielerreichungsgrad Unternehmensziele bei Ansatz auf 100%       100% 107,3% 
                 

             

Unternehmensziele 2020 / Zielerreichung Jens Wieland 
W&W Service GmbH (WWS) 

        

Messgröße Mehrjährige  
Bemessungsgrundlage Zielwert für 

variable 
Vergütung 

2020 

Untergrenze 
(0er-Wert) 

Obergrenze 
(140er- 

Wert) 

Ist-Wert 
variable 

Vergütung 
2020 

Neben- 
bedin- 

gungen 

Zieler- 
reichungs- 

grad  
(0-140) 

Gewich- 
tung 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad Konzern 
Ist 2018 
Gewicht  

1/6 

Ist 2019 
Gewicht  

2/6 

Ist 2020 
Gewicht  

3/6 

Ziel 1: Jahresergebnis Konzern 
Für alle Konzernunternehmen gleichlautend, siehe Tabelle "Unternehmensziele  

2020 / Zielerreichung Vorstand W&W", Kapitel 1.3.1 

16% 8,4% 

Ziel 2: Marktperformance Konzern 16% 22,4% 

Ziel 3: Mitarbeiterzufriedenheit Konzern 16% 22,4% 

Einzelunternehmen                       

Ziel 4: Kosteneffizienz 
Verwaltungsaufwendun- 
gen WWS (SAP CO) in Mio € 

108,6 107,5 101,6 105,4 108,0 104,4 104,8 – 124,3 16% 19,9% 

Ziel 5: Kundenbewertung 
Kundenzufriedenheit 
insgesamt WWS 
(Skala 1-5) 

– – 2,03 2,40 2,90 2,20 2,03 – 140,0 16% 22,4% 

Summe                   80% 95,5% 

Zielerreichungsgrad Unternehmensziele bei Ansatz auf 100%       100% 119,3% 
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Individualziele 2020 / Zielerreichung WV/WL           

Alexander Mayer        

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

Ergebnis Kapitalanlagen auf 
eigene Rechnung WV, WL, WK1 
(HGB in Mio €) 

1 137,2 -20% 909,8 1 228,2 50% 1 337,25 140,0% 70,0% 

qualitativ                 

Planmäßige Fortführung / 
Umsetzung des Projekts IFRS 17 

Umsetzung der fachlichen Anforderungen von IFRS 17 unter 
Einhaltung der Zeit- und Budgetvorgaben sowie 
Implementierung der erforderlichen Prozesse gem. dem 
Meilensteinplan IFRS 17 vom 29.11.2019 

25% – 100,0% 25,0% 

Unterzeichnung der "Principles for 
Responsible Investments (PRI)" 

Schaffung der fachlichen und prozessualen Voraussetzungen 
sowie einer adäquaten Dokumentation für die PRI für das GF 
Versichern und die W&W 

25% – 105,0% 26,3% 

Summe Zielerreichung Individualziele bezogen auf 100%         121,3% 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad (aufgerundet)          122,0% 

1WV = Württembergische Versicherung AG, WL = Württembergische Lebensversicherung AG, WK = Württembergische Krankenversicherung AG 
         

          

Individualziele 2020 / Zielerreichung AM           

Alexander Mayer         

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

Ergebnis Kapitalanlagen auf 
eigene Rechnung WV, WL, WK1 
(HGB in Mio €) 

1 137,2 -20% 909,8 1 228,2 50% 1 337,25 140,0% 70,0% 

qualitativ                 

Unterzeichnung der "Principles for 
Responsible Investments (PRI)" 

Schaffung der fachlichen und prozessualen Voraussetzungen 
sowie einer adäquaten Dokumentation für die PRI für das GF 
Versichern und die W&W 

25% – 120,0% 30,0% 

Umsetzung des Projekts 
Shamrock: 
Schaffung der fachlichen, 
prozessualen und bilanziellen 
Voraussetzungen sowie Transfer 
bestehender Fonds- und 
Investitionsvehikel des GF 
Versichern und der W&W im 
Bereich Private Markets nach 
Irland 

Schaffung der erforderlichen Rahmenbedingungen in 
Deutschland/Irland und dem (stufenweisen) Transfer der 
Fonds- und Investitionsvehikel 

25% – 100,0% 25,0% 

Summe Zielerreichung Individualziele bezogen auf 100%         125,0% 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad              125,0% 

1WV = Württembergische Versicherung AG, WL = Württembergische Lebensversicherung AG, WK = Württembergische Krankenversicherung AG 
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Individualziele 2020 / Zielerreichung WWI           

Jens Wieland        

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

Projekteffizienz:  
Zielgröße on Time, on Budget 

84% -15%p 69% 90% 15% 75% 38,0% 5,7% 

qualitativ                 

Transformation WWI 4.0 

Weitere Umsetzung des Projekts WWI 4.0 (Konzeption von 
Service- und Providermanagement, Etablierung 
Kooperationsmodell im Bereich der Lösungsfertigung, 
Abschaltungen der Altanwendungen) 

40% – 80,0% 32,0% 

Kundenprojekte 

Geschäftsfeld Wohnen: b@w, Düne, neuer Tarif 
• Projekt b@w in Time und in Budget, Einführung der Stufe 1 
ist in 2020 erfolgt 
• Projekt Düne in Time und in Budget und rechtliche 
Verschmelzung ist durchgeführt 
• Projekt "Neuer Tarif" in Time und inBudget und 1. Stufe 
(verkaufsfähig) produktiv 
 
Geschäftsfeld Versichern:  
• Projekt VWVT in Time und in Budget, Migration in 2020 
durchgeführt 
• Projekt ZusV in Time und in Budget, produktiv in 2020 
• Ende 2020 ist die Einführung von KfZ für Adam Riese zum 
Jahreswechselgeschäft 2021/2022 abgesichert 
• VAP inklusive TAA-Kranken ist komplett ausgerollt und  
produktiv 
• Vertriebssteuerung (SPAI) - Projekt in Time und inBudget 
• TAA-Leben-Einführung in 2021 ist vorbereitet und 
abgesichert 
 
Übergreifende Konzernthemen: 
• Plano Stufe 1 in Time und in Budget produktiv 
• IFRS 17 geplante Meilensteine 2020 erreicht  
• GKM II – Projekt in Time und in Budget 
• "Digitale Kundenpost" als Teil von Service.Besser! 
ermöglicht Ende 2020 digitale Kommunikation mit 
Endkunden 

45% – 100,0% 45,0% 

Summe Zielerreichung Individualziele bezogen auf 100%         82,7% 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad              82,7% 
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Individualziele 2020 / Zielerreichung WV/WL           

Jens Wieland        

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

Einhaltung IT-Budget 2020 der 
Württ1 (Gesamtverrechnung der 
WWI in Mio €) 

125,6 5% 131,9 123,1 50% 134,9 0,0% 0,0% 

qualitativ                 

Rollout-Projekte VAP und TAA 
Kranken 

Go-live TAA Kranken bis zum 07.03.2020 und Breitenrollout 
VAP/CRM Onboarding WV bis zum 30.06.2020  

25% – 90,0% 22,5% 

Umsetzung des Projekts 
Service.Besser!  

Umsetzung des Projekts Service.Besser! in Time, in Scope 
und in Budget 

25% – 100,0% 25,0% 

Summe Zielerreichung Individualziele bezogen auf 100%         47,5% 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad (aufgerundet)          48,0% 

1Württ = Württembergische Versicherung AG, Württembergische Lebensversicherung AG, Württembergische Krankenversicherung AG 
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Individualziele 2020 / Zielerreichung WWS           

Jens Wieland        

Individualziele 2020 
Anteil an Gesamtzielen 20% 

Bemessungs- 
kriterien /  

Zielwert 

Abschlag für 
Untergrenze 

Untergrenze 
für 0%-

Auszahlung 

Obergrenze 
für 140%-

Auszahlung 
Gewichtung Ist 2020 

Zielerrei- 
chungsgrad  

(0-140) 

Gewichteter  
Zielerrei- 

chungsgrad 

quantitativ                 

Sicherstellung des zugesagten 
jährlichen Produktionsfortschritts 
von durchschnittlich mindestens 
5% p.a. bei den durch 
Produktivität beeinflussbaren 
laufenden Kosten seit 2014 in der 
WWS gesamt 

-5% -100% 0% -7% 10% -5,4% 108,0% 10,8% 

Einhaltung der vereinbarten 
Service Level zur BSW  

95% -100% 0% 133% 5% 99% 104,2% 5,2% 

Gesamtkostenbelastung des 
Geschäftsfelds Wohnen über alle 
Leistungsarten unter 
Berücksichtigung von 
Mengenerhöhungen und 
Verlagerungen 

27 567,0 5% 28 945,4 27 015,7 5% 27 280,0 120,8% 6,0% 

qualitativ                 

Dienstleisterstrategie 
Gebäudemanagement Campus 2. 
Bauabschnitt 

Vorlage einer Entscheidung über die Dienstleisterstrategie im 
Management Board 

80% - 140,0% 112,0% 

Inputmanagement 

Fortsetzung der Marktannäherung gemäß der getroffenen 
AK-Vereinbarung auf Basis des Quick-Check-Marktvergleichs 
im Jahr 2017. Damit geht eine weitere Senkung der 
Prozesskosten um mindestens 150 Tsd € bis Ende 2020 
einher. 

Optimierung 
Fuhrparkmanagement 

Verabschiedung neuer Dienstwagenrichtlinie im Management 
Board. Inhalte u.a. 
• Optimierung Prozess zwischen WWS und Dienstleister und 
Dienstwagennutzer 
• Berücksichtigung Elektromobilität 
• Vorschlag zu einer neuen Car Policy 

Überarbeitung Reisemanagement-
Prozess 

• End-to-End-Betrachtung des gesamten Prozesses 
• Vorlage Entscheidungsvorlage über Redesign 

Weitere Verwendung Gronau 
Vorlage Entscheidungsvorlage über die weitere Verwendung 
von Gronau im Management Board  

Summe Zielerreichung Individualziele bezogen auf 100%         134,0% 

Festgesetzter Zielerreichungsgrad          134,0% 
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1.3.3  Tantiemen und Leistungskriterien des Geschäftsjahres 2017 (langfristige erfolgsabhängige Vergütung)

Bei den Versicherungsgesellschaften (Wüstenrot & Württembergische AG, Württembergische Versicherung AG, Würt-
tembergische Lebensversicherung AG) sowie bei der W&W Asset Management GmbH erfolgte die Auszahlung des zwei-
ten, zurückgehaltenen Teils der Tantiemen aus 2017 im Jahr 2021, da die für diesen entsprechenden Zeitraum festgeleg-
ten Nachhaltigkeitskriterien erfüllt wurden. Der W&W-Konzern hat in den Jahren 2018 bis 2020 ein durchschnittliches 
IFRS-Ergebnis nach Steuern in Höhe von mindestens 100 Mio € pro Jahr erzielt und in keinem der drei Jahre einen 
Verlust ausgewiesen. Das im Vergütungssystem beschlossene Nachhaltigkeitskriterium eines durchschnittlichen IF-
RS-Konzernergebnisses von mindestens 140 Mio € pro Jahr gilt erst ab der Festsetzung der Tantieme für das Geschäfts-
jahr 2021 im Jahr 2022.

Bei Herrn Steffan erfolgte zudem die ratierliche Auszahlung zurückgehaltener Tantiemen der Geschäftsjahre 2017 bis 
2019 für seine damalige Tätigkeit bei der Wüstenrot Bausparkasse AG in Übereinstimmung mit den Vorgaben der Insti-
tutsvergütungsverordnung.
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Gesamtzielerreichungsgrad und Tantiemen 2020 WV/WL, AM, WWI und WWS 

  

Ermittelter und festgesetzter  
Gesamtzielerreichungsgrad 

 
Zielerreichungsgrad = ZEG 

Zwischen- 
summe 

Gesamt- 
zielerrei- 

chungsgrad 

Zieltantieme  
2020 

Festgesetzte 
Tantieme 2020 

Teil 1: 40% 
ausgezahlt in  

2021 

Teil 2: 60% zur  
Auszahlung fällig in  

2024 in  
Abhängigkeit der  

Erfüllung von  
Nachhaltigkeits- 

kriterien 

in Tsd €               

Württembergische Versicherung AG/Württembergische Lebensversicherung AG (WV/WL) 

Alexander 
Mayer1 

ZEG Unternehmensziele  
118,4% x 80% 

94,7% 

119,1% 50,3 59,8 23,9 35,9 
ZEG Individualziele 
122% x 20% 

24,4% 

Jens Wieland 

ZEG Unternehmensziele  
118,4% x 80% 

94,7% 

104,3% 42,4 44,2 17,7 26,5 
ZEG Individualziele 
48% x 20% 

9,6% 

W&W Asset Management GmbH (AM) 

Alexander 
Mayer2 

ZEG Unternehmensziele  
122,5% x 80% 

98,0% 

123,0% 32,3 39,7 15,9 23,8 
ZEG Individualziele 
125% x 20% 

25,0% 

W&W Informatik GmbH (WWI) 

Jens Wieland3 

ZEG Unternehmensziele  
107,3% x 80% 

85,8% 

102,3% 17,0 17,4 – – 
ZEG Individualziele 
82,7% x 20% 

16,5% 

W&W Service GmbH (WWS) 

Jens Wieland3 

ZEG Unternehmensziele  
119,3% x 80% 

95,5% 

122,3% 17,0 20,8 – – 
ZEG Individualziele 
134% x 20% 

26,8% 

1Gesamtzielerreichung WV/WL anteilig von Januar bis August 2020 34 666 € und anteilig von September bis Dezember 2020 15 600 € 
2Gesamtzielerreichung Asset anteilig von Januar bis August 2020 25 333 € und anteilig von September bis Dezember 2020 6 933 € 
.3Bei der WWI und WWS gibt es keine gestreckte Auszahlung 

       
 

1.3.3 Tantiemen und Leistungskriterien des Geschäftsjahres 2017 (langfristige erfolgsabhängige Vergütung) 

Bei den Versicherungsgesellschaften (Wüstenrot & Württembergische AG, Württembergische Versicherung AG, Würt-
tembergische Lebensversicherung AG) sowie bei der W&W Asset Management GmbH erfolgte die Auszahlung des 
zweiten, zurückgehaltenen Teils der Tantiemen aus 2017 im Jahr 2021, da die für diesen entsprechenden Zeitraum fest-
gelegten Nachhaltigkeitskriterien erfüllt wurden. Der W&W-Konzern hat in den Jahren 2018 bis 2020 ein durchschnitt-
liches IFRS-Ergebnis nach Steuern in Höhe von mindestens 100 Mio € pro Jahr erzielt und in keinem der drei Jahre 
einen Verlust ausgewiesen. Das im Vergütungssystem beschlossene Nachhaltigkeitskriterium eines durchschnittlichen 
IFRS-Konzernergebnisses von mindestens 140 Mio € pro Jahr gilt erst ab der Festsetzung der Tantieme für das Ge-
schäftsjahr 2021 im Jahr 2022. 

Bei Herrn Steffan erfolgte zudem die ratierliche Auszahlung zurückgehaltener Tantiemen der Geschäftsjahre 2017 bis 
2019 für seine damalige Tätigkeit bei der Wüstenrot Bausparkasse AG in Übereinstimmung mit den Vorgaben der Insti-
tutsvergütungsverordnung.  

1.4 Förderung der langfristigen Entwicklung des Konzerns und der Gesellschaft gemäß § 162  
Abs. 1 Nr. 1 AktG 

Die Vergütung und das der Vergütung zugrunde liegende System fördern unter mehreren Gesichtspunkten die langfris-
tige Entwicklung des Konzerns und der Gesellschaft.  
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1.4  Förderung der langfristigen Entwicklung des Konzerns und der Gesellschaft gemäß § 162 Abs. 1 Nr. 1 AktG

Die Vergütung und das der Vergütung zugrunde liegende System fördern unter mehreren Gesichtspunkten die langfris-
tige Entwicklung des Konzerns und der Gesellschaft.

Durch die Aufteilung der Vergütung in feste und variable Vergütungsbestandteile wird zum einen die Grundlage für die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit eines Vorstandsmitglieds für die verantwortungsvolle Wahrnehmung seiner Leitungsauf-
gaben geschaffen. Zum anderen ist sichergestellt, dass keine signifikante Abhängigkeit von einer variablen Vergütung 
besteht und somit keine Fehlanreize zur Eingehung unverhältnismäßig hoher Risiken ausgelöst werden, welche der Ent-
wicklung des Konzerns oder der Gesellschaft schaden könnten.

Durch den variablen Vergütungsanteil werden die erforderlichen Anreize für eine erfolgreiche Konzernsteuerung und 
Weiterentwicklung sowie für den Ausbau einer soliden Kapitalgrundlage gesetzt. Die variable Vergütung des Vorstands, 
insbesondere die Ausrichtung an einem Zielvereinbarungssystem, fördert die langfristige Entwicklung des Konzerns und 
der Gesellschaft insofern, als dass durch die Wahl der Leistungskriterien wichtige Impulse für die Umsetzung der strate-
gischen Ausrichtung sowie der operativen Steuerung gesetzt werden.

Die in der Geschäftsstrategie des Konzerns niedergelegten Ziele der wesentlichen Geschäftsaktivitäten sind die Grund-
lage für die Festlegung der Leistungskriterien des Vorstands, bestehend aus den Unternehmens- und Individualzielen. 
Die vereinbarten Unternehmens- und Individualziele leisten daher einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der Ziele in den 
Unternehmensstrategien sowie zur Sicherung der langfristigen stabilen Entwicklung des Konzerns und der Gesellschaf-
ten. Die Vergütung ist im Einklang mit den Zielen der Geschäfts- und Risikostrategie so ausgestaltet, dass der langfristi-
ge Unternehmenserfolg im Vordergrund steht. Adverse Anreize werden vermieden. Das verabschiedete Vergütungssystem 
trägt im Einklang mit den Zielen der Geschäfts- und Risikostrategie zur nachhaltigen Sicherung der Existenz und des 
Unternehmenserfolgs der W&W-Gruppe sowie der einzelnen Unternehmen bei.

Die Ziele „Jahresergebnis Konzern“ sowie „Jahresergebnis W&W“ zielen ab auf das Erwirtschaften einer nachhaltigen 
Rendite und sind damit darauf ausgerichtet, dass die aktuellen und zukünftigen Eigenmittelanforderungen der jeweiligen 
Gesellschaft bzw. der Gruppe aus Gewinnen (Innenfinanzierung) nachhaltig erwirtschaftet werden. Damit beinhalten sie 
die Sicherung der Substanz der W&W-Gruppe sowie der einzelnen Unternehmen und legen die Grundlage für ihre lang-
fristige Entwicklung. Ziele wie „Kosteneffizienz“ zielen auf ein wettbewerbsfähiges Kostenniveau ab. Die Steigerung der 
Mitarbeiterzufriedenheit (Bereitschaft zur Weiterempfehlung) und der Marktperformance (Anzahl der Konzernkunden) 
haben die Sicherung der Unternehmensfortführung durch hoch qualifizierte, zufriedene Mitarbeiter und eine langfristige 
Kundenbindung zum Gegenstand. Profitables Wachstum bei gleichzeitiger Schaffung von schlanken, effizienten Struktu-
ren und Abläufen ermöglicht die Sicherung einer nachhaltigen Ertragskraft. Die Verankerung der Unternehmensziele 
„Jahresergebnis Konzern“, „Konzernkunden“ und „Mitarbeiterzufriedenheit“ in den Zielvereinbarungen für alle Konzern-
unternehmen forciert die einheitliche, langfristige Entwicklung des Konzerns.

Individualziele zur strategischen Konzeption (z. B. Weiterentwicklung Strategiekonzept 2025), zur Umsetzung von stra-
tegischen und digitalen Projekten (z. B. b@w, IFRS 17, Service.Besser!) sowie ressortspezifische Ziele (z.B. Transformati-
on WWI 4.0) untermauern ebenfalls die langfristige Entwicklung dadurch, dass sie strategische Schwerpunktthemen 
verankern und deren Operationalisierung sicherstellen. Ferner dienen die Individualziele dazu, spezielle Fokusthemen 
innerhalb eines Geschäftsjahres explizit zu incentivieren.

Darüber hinaus forciert die Kontinuität in den Zielen über mehrere Jahre die langfristige Ertragsentwicklung konzernweit.

Die Anwendung der Leistungskriterien im Einzelnen ist den Tabellen des vorhergehenden Abschnitts 1.3 zu entnehmen.
Die Zurückbehaltung eines wesentlichen Teils der variablen Vergütung über drei Jahre und die Auszahlung dieses Teils in 
Abhängigkeit von Nachhaltigkeitskriterien zielt darauf ab, nachhaltige Leistung einzufordern, fördert das langfristige 
Engagement des Vorstands und setzt Anreize für eine nachhaltige Wertschaffung. Insbesondere berücksichtigt ein durch-
schnittliches IFRS-Konzernergebnis von mindestens 140 Mio. € pro Jahr den Ausbau der Ertragsbasis durch Marktwachs-
tum in profitablen Bereichen sowie die risikostrategischen Vorgaben und aufsichtsrechtlichen Verschärfungen. Des 
Weiteren unterstützt es die Substanzstärkung der W&W-Gruppe u. a. gegen Kapitalmarktunsicherheiten durch konzern-
internen Kapitalaufbau.

Die Ausrichtung der Vergütung insgesamt an der Unternehmensstrategie, an Wettbewerbsfähigkeit und Marktfähigkeit, 
der Vermeidung negativer Anreizwirkungen sowie der Schaffung von Transparenz sichert die langfristige Entwicklung der 
W&W-Gruppe. Die Vergütung des Vorstands fördert eine nachhaltige und langfristige Entwicklung des Konzerns und der 
Gesellschaft und entspricht dem unter Kapitel 1.1 dargestellten Vergütungssystem.
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1.5  Leistungen für den Fall der regulären Beendigung der Tätigkeit gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 3 AktG

Allen Vorstandsmitgliedern sind für den Fall der regulären Beendigung ihrer Tätigkeit beitragsorientierte Leistungszusa-
gen in Form von Alters- und Hinterbliebenenrenten sowie Leistungszusagen für den Invaliditätsfall zugesagt. Der Beitrag 
beträgt 23% des pensionsfähigen Festgehalts. Der Beitrag wird jährlich als Einmaleinlage in eine Rückdeckungsversiche-
rung bei der Allgemeine Rentenanstalt Pensionskasse AG (ARP) einbezahlt. Die daraus resultierenden Leistungen sind 
Inhalt der Pensionszusage, welche nicht vollumfänglich vom Beitrag gedeckt sind. Die Barwerte bilden den Wert der 
gesamten Zusage zum Stichtag 31.12.2021 ab. Die nachfolgenden Tabellen weisen gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 3 AktG den 
Barwert der Versorgungsleistungen nach IFRS bzw. HGB zum Stichtag sowie den Betrag aus, der vom Konzern bzw. der 
W&W im Geschäftsjahr hierfür aufgewandt bzw. zurückgestellt wurde (Zuführungen). Daneben enthalten die Tabellen 
Angaben zu den Beiträgen, die im Geschäftsjahr 2021 bzw. 2020 für die Rückdeckungsversicherung bei der ARP eingezahlt 
wurden. Die Höhe der Zuführungen ist nicht mit der Höhe der Beiträge vergleichbar, da beide Größen auf unterschiedlichen 
Rechnungsgrundlagen beruhen: Die Beiträge sind auf Basis der DAV-Sterbetafeln und mit dem Rechnungszins der Tarif-
kalkulation kalkuliert. Die Pensionsrückstellungen gem. HGB bzw. IFRS beruhen auf den Heubeck-Richttafeln und dem 
jeweiligen HGB- bzw. IFRS-Rechnungszins sowie dem angenommenen Gehaltstrend und dem zugesagten Rententrend 
von 1% p.a.
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1.5 Leistungen für den Fall der regulären Beendigung der Tätigkeit gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 3 AktG 

Allen Vorstandsmitgliedern sind für den Fall der regulären Beendigung ihrer Tätigkeit beitragsorientierte Leistungszu-
sagen in Form von Alters- und Hinterbliebenenrenten sowie Leistungszusagen für den Invaliditätsfall zugesagt. Der 
Beitrag beträgt 23% des pensionsfähigen Festgehalts. Der Beitrag wird jährlich als Einmaleinlage in eine Rückde-
ckungsversicherung bei der Allgemeine Rentenanstalt Pensionskasse AG (ARP) einbezahlt. Die daraus resultierenden 
Leistungen sind Inhalt der Pensionszusage, welche nicht vollumfänglich vom Beitrag gedeckt sind. Die Barwerte bilden 
den Wert der gesamten Zusage zum Stichtag 31.12.2021 ab. Die nachfolgenden Tabellen weisen gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 
3 AktG den Barwert der Versorgungsleistungen nach IFRS bzw. HGB zum Stichtag sowie den Betrag aus, der vom Kon-
zern bzw. der W&W im Geschäftsjahr hierfür aufgewandt bzw. zurückgestellt wurde (Zuführungen). Daneben enthalten 
die Tabellen Angaben zu den Beiträgen, die im Geschäftsjahr 2021 bzw. 2020 für die Rückdeckungsversicherung bei der 
ARP eingezahlt wurden. Die Höhe der Zuführungen ist nicht mit der Höhe der Beiträge vergleichbar, da beide Größen 
auf unterschiedlichen Rechnungsgrundlagen beruhen: Die Beiträge sind auf Basis der DAV-Sterbetafeln und mit dem 
Rechnungszins der Tarifkalkulation kalkuliert. Die Pensionsrückstellungen gem. HGB bzw. IFRS beruhen auf den Heu-
beck-Richttafeln und dem jeweiligen HGB- bzw. IFRS-Rechnungszins sowie dem angenommenen Gehaltstrend und 
dem zugesagten Rententrend von 1% p.a.   

       

Leistungen für den Fall der regulären Beendigung der Tätigkeit Konzern 

  
Barwerte der Ruhegehälter 
Stichtag 31.12. / IFRS-DBO 

Zuführungen 2021 / IFRS Beiträge für die Altersversorgung 

in Tsd €             

  2021 2020 2021 2020 2021 2020 

Gegenwärtige Vorstände       

Jürgen A. Junker 999,5 996,1 3,4 281,5 149,5 149,5 

Alexander Mayer1 1 570,5 1 380,0 190,5 228,9 82,4 51,8 

Jürgen Steffan2 1 434,6 1 510,9 – 76,3 166,7 80,5 89,7 

Jens Wieland 958,2 1 004,7 – 46,5 190,1 81,3 81,3 

G e s a m t  4 962,8 4 891,7 71,1 867,2 393,7 372,3 

1Bei Alexander Mayer beziehen sich die Angaben zu den Barwerten und Zuführungen anteilig auf den Zeitraum September bis Dezember 2020.  
Der Beitrag für 2020 enthält nur die zu Beginn des Jahres eingezahlten Beiträge für die Württembergische Versicherung AG, Württembergische Lebensversicherung AG sowie die W&W Asset 
Management GmbH, da er zum Zeitpunkt der Zahlung der Beiträge an die Allgemeine Rentenanstalt Pensionskasse AG zu Beginn des Jahres noch nicht Mitglied des Vorstands der W&W war. Der 
Beitrag 2021 beinhaltet die Nachzahlung aufgrund der Bezügeanhebung ab 01.09.2020 im Zusammenhang mit der Bestellung in den Vorstand der W&W. 

2Bei Jürgen Steffan beinhaltet der Beitrag 2020 die Nachzahlung aufgrund der Bezügeanhebung ab 01.07.2019 im Zusammenhang mit der Bestellung in den Vorstand der W&W. 
       

 
        

Leistungen für den Fall der regulären Beendigung der Tätigkeit W&W 

  
Barwerte der Ruhegehälter 

Stichtag 31.12. / HGB 
Zuführungen 2021 / HGB Beiträge für die Altersversorgung 

in Tsd €             

  2021 2020 2021 2020 2021 2020 

Gegenwärtige Vorstände       

Jürgen A. Junker 794,7 591,6 203,1 168,7 149,5 149,5 

Alexander Mayer1 574,1 357,6 216,6 60,8 39,6 0,0 

Jürgen Steffan2 1 226,3 1 049,5 176,7 124,5 80,5 89,7 

Jens Wieland 361,4 293,4 68,0 57,1 37,4 37,4 

G e s a m t  2 956,5 2 292,1 664,4 411,1 307,0 276,6 

1Bei Alexander Mayer beziehen sich die Angaben zu den Barwerten und Zuführungen anteilig auf den Zeitraum September bis Dezember 2020. Da er zum Zeitpunkt der Zahlung der Beiträge an die 
Allgemeine Rentenanstalt Pensionskasse AG zu Beginn des Jahres noch nicht Mitglied des Vorstands der W&W war, wurden für 2020 auch noch keine Beiträge für die W&W gezahlt. Der Beitrag 
2021 beinhaltet die Nachzahlung aufgrund der Bezügeanhebung ab 01.09.2020 im Zusammenhang mit der Bestellung in den Vorstand der W&W. 

2Bei Jürgen Steffan beinhaltet der Beitrag 2020 die Nachzahlung aufgrund der Bezügeanhebung ab 01.07.2019 im Zusammenhang mit der Bestellung in den Vorstand der W&W. 
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1.6  Angaben zu Leistungen gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 1 und 2 AktG

Es gibt keine Leistungen, die von einem Dritten einem Vorstandsmitglied im Hinblick auf seine Tätigkeit zugesagt oder im 
Geschäftsjahr gewährt worden sind.

Leistungen für den Fall der vorzeitigen Beendigung wurden den Mitgliedern des Vorstands nicht zugesagt. In den Vor-
standsdienstverträgen sind Abfindungs-Caps vereinbart, die den Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance 
Kodex entsprechen.

2.  Vergütungsbericht für die früheren Vorstandsmitglieder

2.1   Gewährte und geschuldete Vergütung gemäß § 162 Abs. 1 AktG

Die nachfolgende Aufstellung zeigt die den früheren Vorstandsmitgliedern, die ihre Tätigkeit innerhalb der letzten zehn 
Geschäftsjahre beendet haben, im Geschäftsjahr 2021 gewährte und geschuldete Vergütung nach § 162 Abs. 1 Nr. 1 AktG. 
Die Tabelle enthält ausschließlich Vergütungen, die den früheren Mitgliedern nach ihrem Ausscheiden aus dem Vorstand 
gewährt wurden. Zum einen handelt es sich um die Altersrente aus der beitragsorientierten Leistungszusage. Dabei han-
delt es sich um eine ausschließlich feste Vergütung, erfolgsabhängige Versorgungsleistungen sind nicht vorgesehen. Zum 
anderen wurden erfolgsabhängige Vergütungsbestandteile aus der aktiven Vorstandstätigkeit aus voran-gegangenen 
Geschäftsjahren ausgezahlt, die während der aktiven Vorstandstätigkeit verdient, aber erst nach Beendigung der Vor-
standstätigkeit in 2021 fällig wurden. Dies betrifft den zweiten, zurückgehaltenen Teil der erfolgsabhängigen Vergütung 
aus dem Jahr 2017 der W&W, da in den Jahren 2018 bis 2020 die für den entsprechenden Zeitraum festgelegten Nach-
haltigkeitskriterien erfüllt wurden. Der W&W-Konzern hat in den Jahren 2018 bis 2020 ein durchschnittliches IFRS-Er-
gebnis nach Steuern in Höhe von mindestens 100 Mio € pro Jahr erzielt und in keinem der drei Jahre einen Verlust 
ausgewiesen. Bei Herrn Dr. Gutjahr erfolgte daneben die ratierliche Auszahlung zurückgehaltener Tantiemen der Ge-
schäftsjahre 2017 bis 2020 für seine Tätigkeit bei der Wüstenrot Bausparkasse AG in Übereinstimmung mit den Vorgaben 
der Institutsvergütungsverordnung.
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1.6 Angaben zu Leistungen gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 1 und 2 AktG 

Es gibt keine Leistungen, die von einem Dritten einem Vorstandsmitglied im Hinblick auf seine Tätigkeit zugesagt 
oder im Geschäftsjahr gewährt worden sind. 

Leistungen für den Fall der vorzeitigen Beendigung wurden den Mitgliedern des Vorstands nicht zugesagt. In den Vor-
standsdienstverträgen sind Abfindungs-C 

aps vereinbart, die den Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex entsprechen. 

2. Vergütungsbericht für die früheren Vorstandsmitglieder 

2.1  Gewährte und geschuldete Vergütung gemäß § 162 Abs. 1 AktG 

Die nachfolgende Aufstellung zeigt die den früheren Vorstandsmitgliedern, die ihre Tätigkeit innerhalb der letzten zehn 
Geschäftsjahre beendet haben, im Geschäftsjahr 2021 gewährte und geschuldete Vergütung nach § 162 Abs. 1 Nr. 1 
AktG. Die Tabelle enthält ausschließlich Vergütungen, die den früheren Mitgliedern nach ihrem Ausscheiden aus dem 
Vorstand gewährt wurden. Zum einen handelt es sich um die Altersrente aus der beitragsorientierten Leistungszusage. 
Dabei handelt es sich um eine ausschließlich feste Vergütung, erfolgsabhängige Versorgungsleistungen sind nicht vor-
gesehen. Zum anderen wurden erfolgsabhängige Vergütungsbestandteile aus der aktiven Vorstandstätigkeit aus voran-
gegangenen Geschäftsjahren ausgezahlt, die während der aktiven Vorstandstätigkeit erdient, aber erst nach Beendi-
gung der Vorstandstätigkeit in 2021 fällig wurden. Dies betrifft den zweiten, zurückgehaltenen Teil der erfolgsabhängi-
gen Vergütung aus dem Jahr 2017 der W&W, da in den Jahren 2018 bis 2020 die für den entsprechenden Zeitraum fest-
gelegten Nachhaltigkeitskriterien erfüllt wurden. Der W&W-Konzern hat in den Jahren 2018 bis 2020 ein durchschnitt-
liches IFRS-Ergebnis nach Steuern in Höhe von mindestens 100 Mio € pro Jahr erzielt und in keinem der drei Jahre 
einen Verlust ausgewiesen. Bei Herrn Dr. Gutjahr erfolgte daneben die ratierliche Auszahlung zurückgehaltener Tantie-
men der Geschäftsjahre 2017 bis 2020 für seine Tätigkeit bei der Wüstenrot Bausparkasse AG in Übereinstimmung mit 
den Vorgaben der Institutsvergütungsverordnung. 

             

Gewährte und geschuldete Vergütung W&W  

  
Erfolgsunabhängige 

Festvergütung1 

Erfolgsunabhängige 
Bezüge aus 

Versorgungszusage 
/ Altersrenten2 

Erfolgsab- 
hängige,  
variable  

Vergütung  
aus 2017- 
2020 aus  

aktiver  
Vorstands- 

tätigkeit3 

Erfolgsab- 
hängige,  
variable  

Vergütung  
aus 2016- 
2019 aus  

aktiver  
Vorstands- 

tätigkeit3 Gesamt 

Relativer Anteil  
Erfolgsunab- 

hängig zu  
Gesamt 

Relativer Anteil 
Erfolgsabhängig 

zu Gesamt 

in Tsd € 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 

Frühere Vorstände                   

Dr. Alexander 
Erdland 

– – 158,9 158,0 112,1 129,7 271,0 287,7 59% 55% 41% 45% 

Dr. Michael Gutjahr – 391,2 138,4 52,6 117,8 138,3 256,2 582,1 54% 76% 46% 24% 

G e s a m t  – 391,2 297,3 210,6 229,9 268,0 527,2 869,8         

1Erfolgsunabhängige Festvergütung 2020 setzt sich bei Herrn Dr. Gutjahr zusammen aus: Festgehalt (pensionsberechtigt und Zusage) in Höhe von 377,2 Tsd € und Nebenleistungen (Dienstwagen, 
Versicherungen, Vorsorgeuntersuchungen) in Höhe von 14,0 Tsd € 

2Versorgungsansprüche bestehen ausschließlich gegenüber der W&W.  
3 Bei Herrn Dr. Gutjahr entfallen 2021 von der erfolgsabhängigen, variablen Vergütung 73,0 Tsd € auf die W&W, 44,8 Tsd € auf den Konzern, 2020 87,7 Tsd € auf die W&W, 50,6 Tsd € auf den 

Konzern. 
          

2.2 Angaben zu Leistungen gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 4 AktG 

Im Laufe des Jahres 2021 hat kein früheres Vorstandsmitglied seine Tätigkeit beendet, sodass keine Leistungen in die-
sem Zusammenhang gewährt worden sind.  
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2.2  Angaben zu Leistungen gemäß § 162 Abs. 2 Nr. 4 AktG

Im Laufe des Jahres 2021 hat kein früheres Vorstandsmitglied seine Tätigkeit beendet, sodass keine Leistungen in diesem 
Zusammenhang gewährt worden sind.

3.  Vergütungsbericht für die gegenwärtigen und früheren Mitglieder des Aufsichtsrats

3.1  Vergütungsbestandteile

Die grundlegenden Bestandteile des Vergütungssystems des Aufsichtsrats sind nachfolgend zusammengefasst:
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3. Vergütungsbericht für die gegenwärtigen und früheren Mitglieder des Aufsichtsrats 

3.1 Vergütungsbestandteile 

Die grundlegenden Bestandteile des Vergütungssystems des Aufsichtsrats sind nachfolgend zusammengefasst: 

   

Gesamtübersicht Vergütungssystem Aufsichtsrat 

  

Vergütungsbestandteile Bemessungsgrundlage/Parameter 

Erfolgsunabhängige 
Vergütung   

Grundvergütung 27 500 € 

Ausschussvergütung 
Risiko-/Prüfungs- und Personalausschuss: je 10 000 € 
Vermittlungs- und Nominierungsausschuss: je 5 000 € 

Sitzungsgeld 750 € ausschließlich für Teilnahme an Aufsichtsratssitzungen, kein Sitzungsgeld für Ausschusssitzungen 

Positionszuschläge 
Vorsitz: zzgl. 150% der Grundvergütung = 41 250 € bzw. zzgl. 150% der Ausschussvergütung = 15 000 € bzw. 7 500 €  
Stellv. Vorsitz: zzgl. 75% der Grundvergütung = 20 625 € bzw. zzgl. 75% der Ausschussvergütung = 7 500 € bzw. 3 750 € 

Nebenleistungen 
Auslagenerstattung 
Umsatzsteuer, sofern umsatzsteuerpflichtig 

Betriebliche 
Altersversorgung 

(-) 

      

Erfolgsabhängige 
Vergütung (-) 

      

Sonstige 
Vergütungsregelungen (-)   

      
 

3.2 Vergütung 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die im Geschäftsjahr geschuldete und gewährte Vergütung der gegenwärtigen und 
früheren Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 162 Abs. 1 AktG auf. Da die Aufsichtsratsmitglieder keine erfolgsabhängige 
Vergütung erhalten, wurde von der Angabe zum jeweiligen relativen Anteil zwischen festen und variablen Vergütungs-
bestandteilen abgesehen. 
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3.2  Vergütung

Die nachfolgende Tabelle zeigt die im Geschäftsjahr geschuldete und gewährte Vergütung der gegenwärtigen und frühe-
ren Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 162 Abs. 1 AktG auf. Da die Aufsichtsratsmitglieder keine erfolgsabhängige Ver-
gütung erhalten, wurde von der Angabe zum jeweiligen relativen Anteil zwischen festen und variablen Vergütungsbe-
standteilen abgesehen.
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Geschuldete und gewährte Vergütung der gegenwärtigen und früheren Mitglieder des Aufsichtsrats 

  
Grund- 

vergütung 
Sitzungs- 

geld 
Ausschuss- 

vergütung Konzern Gesamt 

Relativer 
Anteil 

Grundver- 
gütung zu 

Gesamt 

Relativer 
Anteil 

Sitzungs- 
geld zu 
Gesamt 

Relativer 
Anteil 

Ausschuss- 
vergütung  
zu Gesamt 

Relativer 
Anteil 

Konzern zu 
Gesamt 

in Tsd € 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 

Gegenwärtige Mitglieder des Aufsichtsrats                             

Hans Dietmar 
Sauer 
(Vorsitzender) 

68,8 62,5 3,0 2,0 50,0 40,0 – – 121,8 104,5 57% 60% 2% 2% 41% 38% – – 

Frank Weber 
(Stv. 
Vorsitzender) 

48,1 43,8 3,0 2,0 20,0 16,0 19,7 16,0 90,8 77,8 53% 56% 3% 2% 22% 21% 22% 21% 

Jutta Eberle 
(ab 01.05.2021) 

18,5 – 2,3 – – – – – 20,8 – 89% – 11% – – – – – 

Dr. Frank 
Ellenbürger (ab 
20.05.2021) 

17,0 – 2,3 – 13,8 – – – 33,1 – 51% – 7% – 42% – – – 

Prof. Dr. 
Nadine Gatzert 

27,5 25,0 3,0 2,0 10,0 8,0 – – 40,5 35,0 68% 71% 7% 6% 25% 23% – – 

Dr. Reiner 
Hagemann 

27,5 25,0 3,0 2,0 15,0 12,0 – – 45,5 39,0 60% 64% 7% 5% 33% 31% – – 

Ute Hobinka 27,5 25,0 3,0 2,0 15,0 12,0 – – 45,5 39,0 60% 64% 7% 5% 33% 31% – – 

Jochen Höpken 27,5 25,0 3,0 2,0 5,0 4,0 – – 35,5 31,0 78% 81% 8% 6% 14% 13% – – 

Corinna Linner 27,5 25,0 3,0 2,0 15,2 20,0 – – 45,7 47,0 60% 53% 7% 4% 33% 43% – – 

Marika Lulay 27,5 25,0 3,0 2,0 5,0 4,0 – – 35,5 31,0 78% 81% 8% 6% 14% 13% – – 

Bernd Mader 27,5 25,0 3,0 2,0 10,0 8,0 – – 40,5 35,0 68% 71% 7% 6% 25% 23% – – 

Andreas 
Rothbauer 

27,5 25,0 3,0 2,0 10,0 8,0 29,2 24,0 69,7 59,0 40% 42% 4% 3% 14% 14% 42% 41% 

Hans-Ulrich 
Schulz 

27,5 25,0 3,0 2,0 10,0 8,0 – – 40,5 35,0 68% 71% 7% 6% 25% 23% – – 

Christoph 
Seeger 

27,5 25,0 3,0 2,0 15,0 12,0 35,8 30,0 81,3 69,0 34% 36% 4% 3% 18% 17% 44% 44% 

Jutta Stöcker 27,5 25,0 3,0 2,0 10,0 8,0 – – 40,5 35,0 68% 71% 7% 6% 25% 23% – – 

Susanne 
Ulshöfer 

27,5 25,0 3,0 2,0 10,0 8,0 19,2 16,0 59,7 51,0 46% 49% 5% 4% 17% 16% 32% 31% 

Z w i s c h e n -  
s u m m e  482,4 406,3 46,6 28,0 214,0 168,0 103,9 86,0 846,9 688,3 – – – – – – – – 

Frühere Mitglieder des Aufsichtsrats                               

Petra Aichholz 
(bis 30.04.2021) 

9,0 25,0 0,8 2,0 – – – – 9,8 27,0 92% 93% 8% 7% – – – – 

Peter Buschbeck 
(bis 13.03.2021 †) 

5,4 25,0 – 2,0 1,0 4,0 – – 6,4 31,0 84% 81% – 6% 16% 13% – – 

G e s a m t  496,8 456,3 47,4 32,0 215,0 172,0 103,9 86,0 863,1 746,3 – – – – – – – – 

                   
 
Die auf die Aufsichtsratsvergütung entfallende Umsatzsteuer (sofern umsatzsteuerpflichtig) wird den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats erstattet. Die Erstattungsbeträge sind jedoch nicht in der Aufstellung über die gewährte und geschuldete 
Vergütung enthalten. 

  

Die auf die Aufsichtsratsvergütung entfallende Umsatzsteuer (sofern umsatzsteuerpflichtig) wird den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats erstattet. Die Erstattungsbeträge sind jedoch nicht in der Aufstellung über die gewährte und geschuldete 
Vergütung enthalten.
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3.3  Sonstige Angaben

Die Bestandteile der Aufsichtsratsvergütung entsprechen dem Vergütungssystem. Die Vergütung ist angemessen und 
marktüblich und spiegelt die Aufgaben des Aufsichtsrats im aktienrechtlichen Kompetenzgefüge wider. Der Aufsichtsrat 
hat die Geschäftsführung des Vorstands zu überwachen und den Vorstand zu beraten. In Übereinstimmung damit gewähr-
leisten die Festvergütung sowie der Auslagenersatz, dass die Gesellschaft qualifizierte Mitglieder für den Aufsichtsrat 
gewinnen und halten kann, und stellen zugleich die Unabhängigkeit der Aufsichtsratsmitglieder von der kurzfristigen 
Entwicklung der Gesellschaft sicher. Eine erfolgsabhängige Vergütung kann diese Unabhängigkeit vermindern und ist 
daher für die Mitglieder des Aufsichtsrats nicht vorgesehen. Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder entspricht damit 
der überwachenden und beratenden Funktion des Aufsichtsrats und fördert damit die langfristige Entwicklung der Ge-
sellschaft.

4.  Vergleichende Darstellung der Vergütungs- und Ertragsentwicklung gemäß § 162 Abs. 1 Nr. 2 AktG

Die nachstehende Übersicht stellt die jährliche Veränderung der gewährten und geschuldeten Vergütung der gegenwär-
tigen und früheren Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder, die entsprechende durchschnittliche Vergütung der Arbeit-neh-
mer auf Vollzeitäquivalenzbasis sowie die Ertragsentwicklung des Konzerns und der Gesellschaft dar.

Unter den Arbeitnehmerbegriff fallen dabei alle direkt an den Vorstand berichtenden Führungskräfte der ersten Ebene 
unterhalb des Vorstands, die Mitarbeiter unterhalb des oberen Führungskreises, außertarifliche Mitarbeiter und Tarifmit-
arbeiter. Keine Berücksichtigung finden Aushilfen, kurzfristig Beschäftigte, Praktikanten, Diplomanden, Mitarbeiter in 
Altersteilzeit sowie Mitarbeiter des Außendienstes. Die Vergütung umfasst die festen und variablen Vergütungsbestand-
teile, Nebenleistungen (Kosten für die Dienstwagen, Beiträge für Versicherungen und Vorsorgeuntersuchungen) sowie 
die Sozialversicherungsbeiträge. Die Summe der Vergütungen kann beeinflusst sein u.a. durch Veränderungen in der 
Anzahl der Mitarbeiter sowie durch Einmaleffekte bei den Nebenleistungen.
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Vergleichende Darstellung der Vergütungsentwicklung für die Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrats und 
der Arbeitnehmer(innen) 

  Gesamtvergütung 
Konzern 

Veränderung 
2018 zu 2017 

Gesamt- 
vergütung 

Konzern 
Veränderung 

2019 zu 2018 

Gesamt- 
vergütung 

Konzern 
Veränderung 

2020 zu 2019 

Gesamt- 
vergütung 

Konzern 
Veränderung 

2021 zu 2020 

in Tsd € 2017 2018   in % 2019   in % 2020   in % 2021   in % 

Gegenwärtige Mitglieder des Vorstands     

Jürgen A. Junker 1 282,1 1 317,7 35,6 2,8 1 335,2 17,5 1,3 1 405,5 70,3 5,3 1 584,9 179,4 12,8 

Alexander Mayer1 – – – – – – – 239,3 – – 629,7 390,4 163,1 

Jürgen Steffan2 – – – – 294,4 – – 732,7 438,3 148,9 724,7 –8,0 –1,1 

Jens Wieland 735,9 705,9 –30,0 –4,1 731,6 25,7 3,6 725,7 –5,9 –0,8 755,3 29,6 4,1 

Frühere Mitglieder des Vorstands     

Dr. Alexander Erdland 1 290,5 394,7 –895,8 –69,4 285,4 –109,3 –27,7 287,7 2,3 0,8 271,0 –16,7 –5,8 

Dr. Michael Gutjahr 713,9 693,9 –20,0 –2,8 708,9 15,0 2,2 582,1 –126,8 –17,9 256,2 –325,9 –56,0 

Gegenwärtige Mitglieder des Aufsichtsrats                     

Hans Dietmar Sauer 
(Vorsitzender) 

113,0 112,5 –0,5 –0,4 107,9 –4,6 –4,1 104,5 –3,4 –3,3 121,8 17,3 16,6 

Frank Weber  
(Stv. Vorsitzender) 

78,3 77,8 –0,5 –0,6 78,3 0,5 0,6 77,8 –0,5 –0,6 90,8 13,0 16,7 

Jutta Eberle (ab 
01.05.2021) 

– – – – – – – – – – 20,8 – – 

Dr. Frank Ellenbürger 
(ab 20.05.2021) 

– – – – – – – – – – 33,1 – – 

Prof. Dr. Nadine 
Gatzert 

– 14,3 – – 31,6 17,3 121,0 35,0 3,4 10,8 40,5 5,5 15,7 

Dr. Reiner Hagemann 39,5 39,0 –0,5 –1,3 39,5 0,5 1,3 39,0 –0,5 –1,3 45,5 6,5 16,7 

Ute Hobinka 35,5 35,0 –0,5 –1,4 37,8 2,8 8,0 39,0 1,2 3,2 45,5 6,5 16,7 

Jochen Höpken 31,5 30,0 –1,5 –4,8 30,0 0,0 0,0 31,0 1,0 3,3 35,5 4,5 14,5 

Corinna Linner 47,0 47,0 0,0 0,0 47,5 0,5 1,1 47,0 –0,5 –1,1 45,7 –1,3 –2,8 

Marika Lulay 27,0 29,2 2,2 8,1 31,5 2,3 7,9 31,0 –0,5 –1,6 35,5 4,5 14,5 

Bernd Mader 35,5 35,0 –0,5 –1,4 35,5 0,5 1,4 35,0 –0,5 –1,4 40,5 5,5 15,7 

Andreas Rothbauer 59,5 59,0 –0,5 –0,8 59,5 0,5 0,8 59,0 –0,5 –0,8 69,7 10,7 18,1 

Hans-Ulrich Schulz 35,5 35,0 –0,5 –1,4 35,5 0,5 1,4 35,0 –0,5 –1,4 40,5 5,5 15,7 

Christoph Seeger 65,5 65,0 –0,5 –0,8 67,8 2,8 4,3 69,0 1,2 1,8 81,3 12,3 17,8 

Jutta Stöcker 31,5 31,0 –0,5 –1,6 32,6 1,6 5,2 35,0 2,4 7,4 40,5 5,5 15,7 

Susanne Ulshöfer – – – – 36,4 – – 51,0 14,6 40,1 59,7 8,7 17,1 

Frühere Mitglieder des Aufsichtsrats     

Petra Aichholz 
(bis 30.04.2021) 

– – – – 15,3 – – 27,0 11,7 76,5 9,8 –17,2 –63,7 

Peter Buschbeck 
(bis 13.03.2021 †) 

35,0 35,0 0,0 0,0 34,5 –0,5 –1,4 31,0 –3,5 –10,1 6,4 –24,6 –79,4 

Gudrun Lacher 
(bis 05.06.2019) 

31,5 31,0 –0,5 -1,6 13,4 –17,6 –56,8 – – – – – – 

Ruth Martin  
(bis 13.06.2018) 

31,5 21,5 –10,0 -31,7 12,0 –9,5 –44,2 – – – – – – 

Gerold Zimmermann 
(bis 05.06.2019) 

55,6 59,0 3,4 6,1 35,1 –23,9 –40,5 – – – – – – 

Arbeitnehmer(innen)                         

ø Vergütung im 
Konzern 

– – – – – – – 73,6 – – 76,6 3,0 4,1 

1Bei Alexander Mayer beziehen sich die Angaben für 2020 anteilig auf den Zeitraum von September bis Dezember 2020. 
2Bei Jürgen Steffan beziehen sich die Angaben für 2019 anteilig auf den Zeitraum von Juli bis Dezember 2019. 
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Vergleichende Darstellung der Ertragsentwicklung 

 Gesamtvergütung 
Konzern 

Veränderung 
2018 zu 2017 

Gesamt- 
vergütung 

Konzern 
Veränderung 

2019 zu 2018 

Gesamt- 
vergütung 

Konzern 
Veränderung 

2020 zu 2019 

Gesamt- 
vergütung 

Konzern 
Veränderung 

2021 zu 2020 

in Mio € 2017 2018  in % 2019  in % 2020  in % 2021  in % 

Ertragsentwicklung            

Jahresüberschuss 
Konzern (IFRS) 

258,0 215,2 –42,8 –16,6 249,1 33,9 15,8 210,8 –38,3 –15,4 352,2 141,4 67,1 

Jahresüberschuss 
W&W (HGB) 

80,0 80,0 0,0 0,0 90,0 10,0 11,1 100,3 10,3 11,4 111,7 11,4 11,4 

              
 

Vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers über die Prüfung des 
Vergütungsberichts nach § 162 Abs. 3 AktG 

An die Wüstenrot & Württembergische AG, Stuttgart, 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Vergütungsbericht der Wüstenrot & Württembergische AG, Stuttgart, für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 daraufhin formell geprüft, ob die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG im Vergü-
tungsbericht gemacht wurden. In Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir den Vergütungsbericht nicht inhaltlich ge-
prüft.   

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungsbericht in allen wesentlichen Belangen die Angaben nach  
§ 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. Unser Prüfungsurteil erstreckt sich nicht auf den Inhalt des Vergütungsbe-
richts. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Übereinstimmung mit § 162 Abs. 3 AktG unter Beachtung des IDW 
Prüfungsstandards: Die Prüfung des Vergütungsberichts nach § 162 Abs. 3 AktG (IDW PS 870) durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach dieser Vorschrift und diesem Standard ist im Abschnitt „Verantwortung des Wirtschaftsprüfers“ 
unseres Vermerks weitergehend beschrieben. Wir haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforderungen des IDW Quali-
tätssicherungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) angewen-
det. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschaftsprüferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer / vereidigte 
Buchprüfer einschließlich der Anforderungen an die Unabhängigkeit haben wir eingehalten. 

Verantwortung des Vorstands und des Aufsichtsrats 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für die Aufstellung des Vergütungsberichts, einschließlich der 
dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen des § 162 AktG entspricht. Ferner sind sie verantwortlich für die inter-
nen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung eines Vergütungsberichts, einschließlich der dazu-
gehörigen Angaben, zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist. 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob im Vergütungsbericht in allen wesentlichen 
Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden sind, und hierüber ein Prüfungsurteil in einem 
Vermerk abzugeben.   

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob im Vergütungsbericht in allen wesentlichen 
Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG ge-
macht worden sind, und hierüber ein Prüfungsurteil in einem 
Vermerk abzugeben.  

Wir haben unsere Prüfung so geplant und durchgeführt, 
dass wir durch einen Vergleich der im Vergütungsbericht 
gemachten Angaben mit den in § 162 Abs. 1 und 2 AktG 
geforderten Angaben die formelle Vollständigkeit des 
Vergütungsberichts feststellen können. In Einklang mit  
§ 162 Abs. 3 AktG haben wir die inhaltliche Richtigkeit der 
Angaben, die inhaltliche Vollständigkeit der einzelnen An-
gaben oder die angemessene Darstellung des Vergütungs-
berichts nicht geprüft.  

Umgang mit etwaigen irreführenden Darstellungen

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Ver-
antwortung, den Vergütungsbericht unter Berücksichtigung 
der Kenntnisse aus der Abschlussprüfung zu lesen und da-
bei für Anzeichen aufmerksam zu bleiben, ob der Vergü-
tungsbericht irreführende Darstellungen in Bezug auf die 
inhaltliche Richtigkeit der Angaben, die inhaltliche Vollstän-
digkeit der einzelnen Angaben oder die angemessene 
Darstellung des Vergütungsberichts enthält.  

Falls wir auf Grundlage der von uns durchgeführten Arbeiten 
zu dem Schluss gelangen, dass eine solche irreführende 
Darstellung vorliegt, sind wir verpflichtet, über diese Tatsa-
che zu berichten. Wir haben in diesem Zusammenhang 
nichts zu berichten.  

Stuttgart, 23. März 2022

Ernst & Young GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Wagner				    Gehringer
Wirtschaftsprüfer			  Wirtschaftsprüfer

An die Wüstenrot & Württembergische AG, Stuttgart,

Prüfungsurteil

Wir haben den Vergütungsbericht der Wüstenrot & 
Württembergische AG, Stuttgart, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 daraufhin for-
mell geprüft, ob die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG 
im Vergütungsbericht gemacht wurden. In Einklang mit  
§ 162 Abs. 3 AktG haben wir den Vergütungsbericht nicht 
inhaltlich geprüft.  

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungs-
bericht in allen wesentlichen Belangen die Angaben nach 
§ 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. Unser Prüfungs-
urteil erstreckt sich nicht auf den Inhalt des Vergütungs
berichts.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Über-
einstimmung mit § 162 Abs. 3 AktG unter Beachtung des 
IDW Prüfungsstandards: Die Prüfung des Vergütungsbe-
richts nach § 162 Abs. 3 AktG (IDW PS 870) durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach dieser Vorschrift und diesem 
Standard ist im Abschnitt „Verantwortung des Wirtschafts-
prüfers“ unseres Vermerks weitergehend beschrieben. Wir 
haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforderungen des 
IDW Qualitätssicherungsstandards: Anforderungen an die 
Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 
1) angewendet. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschafts-
prüferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer 
/ vereidigte Buchprüfer einschließlich der Anforderungen 
an die Unabhängigkeit haben wir eingehalten.

Verantwortung des Vorstands und des Aufsichtsrats

Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Vergütungsberichts, einschließlich der 
dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen des  
§ 162 AktG entspricht. Ferner sind sie verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die 
Aufstellung eines Vergütungsberichts, einschließlich der 
dazugehörigen Angaben, zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 
falschen Darstellungen ist.
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•	  Das Bezugsrecht der Aktionäre soll zum anderen jeweils 
bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen ausge-
schlossen werden können. Damit wird der Vorstand in 
die Lage versetzt, Aktien der Gesellschaft in geeigneten 
Einzelfällen zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbe-
teiligungen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb anderer 
Vermögensgegenstände, wozu auch Forderungen zäh-
len, einzusetzen. So kann sich in Verhandlungen die 
Notwendigkeit ergeben, als Gegenleistung nicht Geld, 
sondern Aktien anzubieten. Die Möglichkeit, Aktien der 
Gesellschaft als Gegenleistung anbieten zu können, 
schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um interes-
sante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen Spiel-
raum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen und Unternehmens-
beteiligungen oder zum Erwerb von anderen 
 
Vermögensgegenständen liquiditätsschonend zu nutzen. 
Zu den Vermögensgegenständen, die als Sacheinlagen 
erworben werden können, gehören auch Forderungen, 
einschließlich von Forderungen gegen die Gesellschaft 
oder nachgeordnete Konzernunternehmen. Durch die 
Möglichkeit, Verbindlichkeiten der Gesellschaft oder 
nachgeordneter Konzernunternehmen nicht in bar, son-
dern gegen Ausgabe neuer Aktien zu begleichen, wird 
die Gesellschaft in die Lage versetzt, ihre Liquidität zu 
schonen und ihre Finanzierungsstruktur zu verbessern. 
Ferner kann diese Möglichkeit es der Gesellschaft er-
lauben, mit der Gegenseite im Einzelfall günstigere Kon-
ditionen bei der Erfüllung bestehender Verbindlichkeiten 
zu vereinbaren. Die vorgeschlagene Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss liegt daher aus Sicht des Vor-
stands im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionä-
re. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, da 
die Emission von Aktien gegen Sachleistung voraussetzt, 
dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 
Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird 
bei der Festlegung der Bewertungsrelation sicherstellen, 
dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionä-
re angemessen gewahrt bleiben und der Gesellschaft 
ein angemessener Gegenwert für die neuen Aktien zu-
fließt. Zu diesem Zweck wird er den Börsenkurs der Ak-
tie der Gesellschaft angemessen berücksichtigen und 
sich durch externe Expertise unterstützen lassen, soweit 
das im Einzelfall jeweils möglich und sinnvoll ist. 
 
Konkrete Vorhaben eines Unternehmenszusammen-
schlusses, des Erwerbs eines Unternehmens, von Un-
ternehmensteilen oder-beteiligungen oder des Erwerbs 
anderer Vermögensgegenstände unter Verwendung von 
Aktien der Gesellschaft bestehen derzeit nicht. Sollten 
sich Möglichkeiten eines Zusammenschlusses oder Er-
werbs ergeben, wird der Vorstand im Einzelfall sorgfältig 
prüfen, ob von dem Ausschluss des Bezugsrechts Ge-
brauch gemacht werden soll. Er wird dies nur dann tun, 
wenn der konkrete Zusammenschluss oder Erwerb ge-
gen Gewährung von Aktien der Gesellschaft als (teilwei-
se) Gegenleistung – unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Konditionen des Zusammenschlusses bzw. Erwerbs 
– im wohlverstandenen Unternehmensinteresse liegt 
und den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

TEIL C.
BERICHTE DES VORSTANDS ZU DEN TAGES-
ORDNUNGSPUNKTEN 9, 10 UND 11

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu 
Tagesordnungspunkt 9 (Beschlussfassung über die 
Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 
2018 in § 5 Abs. 5 der Satzung und über die Schaffung 
eines neuen Genehmigten Kapitals 2022 gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts in § 5 Abs. 5 der Satzung 
(Genehmigtes Kapital 2022))

Der Vorstand erstattet zu den Ermächtigungen zum Aus-
schluss des Bezugsrechts im Rahmen der unter Punkt 9 der 
Tagesordnung vorgeschlagenen Schaffung eines neuen Ge-
nehmigten Kapitals 2022 gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG diesen schriftlichen Bericht:

Der Hauptversammlung wird unter Punkt 9 der Tagesord-
nung die Schaffung eines Genehmigten Kapitals von insge-
samt bis zu EUR 100.000.000,00 durch die Ausgabe von 
neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien vorgeschlagen 
(Genehmigtes Kapital 2022). Das Genehmigte Kapital 2022 
soll sowohl für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen zur 
Verfügung stehen. Die vorgeschlagene Höhe des Geneh-
migten Kapitals 2022 würde bei vollständiger Ausnutzung 
einer Erhöhung des derzeitigen Grundkapitals um gut 20 % 
entsprechen. Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2022 steht den Aktionären grundsätzlich ein gesetzliches 
Bezugsrecht zu. Das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in 
der Weise erfüllt werden, dass die neuen Aktien von einem 
oder mehreren Kreditinstituten oder diesen gemäß § 186 
Abs. 5 AktG gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand soll 
jedoch ermächtigt werden, das gesetzliche Bezugsrecht der 
Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats in den folgen-
den Fällen auszuschließen:

•	  Das Bezugsrecht soll jeweils zunächst für Spitzenbeträ-
ge ausgeschlossen werden können. Damit soll die Ab-
wicklung einer Emission mit einem grundsätzlichen 
Bezugsrecht der Aktionäre erleichtert werden. Spitzen-
beträge können sich aus dem jeweiligen Emissionsvo-
lumen und der Notwendigkeit eines handhabbaren Be-
zugsverhältnisses ergeben. Der Wert solcher Spitzenbe-
träge ist für den einzelnen Aktionär in der Regel gering, 
während der Aufwand für die Emission ohne einen sol-
chen Ausschluss deutlich höher ist. Auch der mögliche 
Verwässerungseffekt ist wegen der Beschränkung auf 
Spitzenbeträge regelmäßig geringfügig. Die aufgrund 
der Spitzenbeträge vom Bezugsrecht ausgeschlossenen 
neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Der Ausschluss des Bezugsrechts dient daher 
der Praktikabilität und der erleichterten Durchführung 
einer Emission und liegt damit im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre. Bei der Festlegung des Be-
zugsverhältnisses wird der Vorstand das Interesse der 
Aktionäre berücksichtigen, dass der Umfang von Spit-
zenbeträgen klein gehalten wird.



38  |  W&W AG

rechtfertigt. Der Vorstand wird in diesem Rahmen auch 
die Konditionen der Ausgabe von Aktien der Gesellschaft, 
insbesondere den Preis, sorgfältig prüfen. Der Preis, zu 
dem die Aktien ausgegeben werden, hängt von dem je-
weiligen Zeitpunkt und den Umständen des Einzelfalls 
ab. Der Vorstand wird dabei sicherstellen, dass der Preis 
das wohlverstandene Unternehmensinteresse und die 
Belange der Aktionäre angemessen wahrt. Zu diesem 
Zweck wird er den Börsenkurs, einschließlich eines et-
waigen Börsenkurses im Freiverkehr, der Aktie der Ge-
sellschaft angemessen berücksichtigen und sich durch 
externe Expertise unterstützen lassen, soweit das im 
Einzelfall jeweils möglich und sinnvoll ist.

•	 Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden 
können, wenn die neuen Aktien bei Barkapitalerhöhun-
gen gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem Ausga-
bebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis der 
bereits ausgegebenen Aktien nicht wesentlich unter-
schreitet. Börsenpreis in diesem Sinne ist gemäß § 24 
Börsengesetz der an einer Börse, einschließlich der im 
Freiverkehr an einer Wertpapierbörse, festgestellte Preis. 
Werden die neuen Aktien von einem oder mehreren Kre-
ditinstituten oder diesen gemäß § 186 Abs. 5 AktG 
gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen, die neuen Aktien am Markt zu platzieren 
und den Erlös abzüglich Gebühren und Kosten an die 
Gesellschaft abzuführen, tritt an die Stelle des Ausga-
bebetrags der Bezugspreis, zu dem die Aktien am Markt 
platziert werden. Diese Ermächtigung versetzt die Ge-
sellschaft in die Lage, Marktchancen in ihren verschie-
denen Geschäftsfeldern schnell und flexibel zu nutzen 
und einen hierbei oder aus anderen operativen Gründen 
entstehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr 
kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des Bezugsrechts 
ermöglicht dabei nicht nur ein kurzfristiges und flexibles 
Agieren, sondern auch eine Platzierung der Aktien zu 
einem börsenkursnahen Preis, also ohne den bei Be-
zugsrechtsemissionen in der Regel erforderlichen Ab-
schlag. Dies führt zu höheren Emissionserlösen zum 
Wohle der Gesellschaft. Zusätzlich kann mit einer der-
artigen Platzierung die Gewinnung neuer Aktionärsgrup-
pen angestrebt werden. Das Aktiengesetz zieht keine 
feste Grenze für den Abschlag. Bei Ausnutzung der Er-
mächtigung wird der Vorstand den Abschlag – mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrates – unter Beachtung der 
rechtlichen Vorgaben so niedrig bemessen, wie das nach 
den im Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglich ist. Die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
gebenen Aktien dürfen insgesamt 10 % des Grundkapi-
tals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung 
der erbetenen Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind 
Aktien anzurechnen, welche die Gesellschaft während 
der Laufzeit der Ermächtigung im Rahmen einer Barka-
pitalerhöhung neu ausgibt oder welche die Gesellschaft 
während der Laufzeit der Ermächtigung erwirbt und so-
dann wieder veräußert, wenn und soweit dabei das Be-
zugsrecht nach Maßgabe von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgeschlossen wird bzw. die Wiederveräußerung nach 
Maßgabe dieser Vorschrift erfolgt. Werden während der 

Laufzeit der Ermächtigung Options- oder Wandelschuld-
verschreibungen oder -genussrechte oder eine Kombi-
nation dieser Instrumente unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG begeben, so sind zudem die 
Aktien anzurechnen, für die aufgrund dieser Instrumen-
te ein Options- oder Wandlungsrecht, eine Options- oder 
Wandlungspflicht oder zugunsten der Gesellschaft ein 
Recht der Gesellschaft besteht, bei Endfälligkeit der 
Schuldverschreibungen bzw. der Genussrechte oder zu 
einem anderen vorgesehenen Zeitpunkt den Inhabern 
bzw. Gläubigern ganz oder teilweise anstelle der Zahlung 
des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft 
zu gewähren (Aktienlieferungsrecht). Durch diese Ge-
staltung wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung 
dem Bedürfnis der Aktionäre nach einem Verwässe-
rungsschutz für ihren Anteilsbesitz Rechnung getragen. 
Jeder Aktionär hat aufgrund der Begrenzung des Um-
fangs der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grund-
sätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner 
Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd glei-
chen Bedingungen über die Börse, einschließlich des 
Freiverkehrs, zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, 
dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch 
Stimmrechtsinteressen bei einer Ausnutzung des Ge-
nehmigten Kapitals 2022 unter Ausschluss des Bezugs-
rechts angemessen gewahrt bleiben, während der Ge-
sellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Hand-
lungsspielräume eröffnet werden.

•	 Schließlich soll das Bezugsrecht im Rahmen des Geneh-
migten Kapitals 2022 ausgeschlossen werden können, 
soweit den Inhabern oder Gläubigern von Optionsrech-
ten oder von Wandelschuldverschreibungen oder -ge-
nussrechten, die von der Gesellschaft oder deren nach-
geordneten Konzernunternehmen ausgegeben worden 
sind oder werden, ein Umtausch- oder Bezugsrecht auf 
neue Aktien nach Maßgabe der jeweiligen Ausgabebe-
dingungen gewährt wird oder aufgrund solcher Instru-
mente eine Umtausch- oder Bezugspflicht oder ein Ak-
tienlieferungsrecht besteht. Die Bedingungen von Op-
tions- und Wandelschuldverschreibungen sehen zur 
leichteren Platzierung am Kapitalmarkt üblicherweise 
einen Verwässerungsschutz vor, der sicherstellt, dass 
den Inhabern oder Gläubigern der Options- oder Wan-
delschuldverschreibungen bzw. -genussrechte bei spä-
teren Emissionen von Aktien ein Bezugsrecht auf diese 
Aktien eingeräumt wird. Um die Options- und Wandel-
schuldverschreibungen bzw. -genussrechte mit einem 
solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, 
muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien 
ausgeschlossen werden. Das dient der erleichterten 
Platzierung der Emissionen von Options- und Wandel-
schuldverschreibungen bzw. -genussrechten und damit 
dem Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre an 
einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob 
er von der jeweiligen Ermächtigung zur Kapitalerhöhung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch 
machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn dies unter 
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Berücksichtigung der Konditionen der Kapitalerhöhung nach 
Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Inte-
resse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversamm-
lung über die Ausnutzung der Ermächtigung berichten.

Bericht des Vorstands gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2,  
186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 10 
(Beschlussfassung über die Aufhebung der durch die 
Hauptversammlung am 13. Juni 2018 zu Punkt 9 der 
Tagesordnung beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe 
von Options-, Wandelschuldverschreibungen, Genuss-
rechten, Gewinnschuldverschreibungen oder einer 
Kombination dieser Instrumente und zum Ausschluss 
des Bezugsrechts, über die Erteilung einer neuen 
Ermächtigung zur Ausgabe von Options-, Wandelschuld-
verschreibungen, Genussrechten, Gewinnschuldver-
schreibungen oder einer Kombination dieser Instrumen-
te und zum Ausschluss des Bezugsrechts und über die 
Änderung des Bedingten Kapitals 2018 sowie von § 5 
Abs. 6 der Satzung)

Der Vorstand erstattet zu den Ermächtigungen zum Aus-
schluss des Bezugsrechts im Rahmen der unter Punkt 10 
der Tagesordnung vorgeschlagenen neuen Ermächtigung 
zur Ausgabe von Options-, Wandelschuldverschreibungen, 
Genussrechten, Gewinnschuldverschreibungen oder einer 
Kombination dieser Instrumente gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 
2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG diesen schriftlichen Bericht:

Unter Tagesordnungspunkt 10 wird den Aktionären vorge-
schlagen, unter Aufhebung der von Hauptversammlung vom 
13. Juni 2018 erteilten Ermächtigung eine neue Ermächti-
gung zur Ausgabe von Options-, Wandelschuldverschrei-
bungen, Genussrechten oder einer Kombination dieser Ins-
trumente nebst Ausschluss des Bezugsrechts zu beschließen.

Die vorgeschlagene neue Ermächtigung zur Ausgabe von 
Schuldverschreibungen, Genussrechten oder einer Kombi-
nation dieser Instrumente im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 1.000.000.000,00 sowie die ebenfalls vorgeschlagene 
Änderung des Bedingten Kapitals 2018, das im Rahmen der 
Änderung zum Bedingten Kapital 2022 wird, wobei die Höhe 
des Bedingten Kapitals 2022 mit bis zu EUR 240.000.003,46 
(das entspricht knapp 49 % des derzeitigen Grundkapitals) 
im Vergleich zu dem Bedingten Kapital 2018 unverändert 
bleibt, sollen die Möglichkeiten der Gesellschaft zur Steu-
erung ihrer Eigenmittel und ihrer Finanzierungsstruktur 
erweitern und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-
rats – insbesondere bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbe-
dingungen – den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft 
liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzierung zur Schaf-
fung von Eigenmitteln auf Ebene der Gesellschaft und/oder 
auf Gruppenebene und/oder auf Ebene eines Finanzkong-
lomerats eröffnen.

Von der Ermächtigung darf vor diesem Hintergrund in jedem 
Fall nur Gebrauch gemacht werden, wenn das Kapital, das 
für die Schuldverschreibungen, Genussrechte oder eine 
Kombination dieser Instrumente in die Gesellschaft einge-
zahlt wird, die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die 

Anerkennung als Eigenmittel auf Ebene der Gesellschaft 
und/oder auf Gruppenebene und/oder auf Ebene eines Fi-
nanzkonglomerats erfüllt. Ferner darf der Vorstand die Er-
mächtigung stets nur insoweit ausnutzen, als die Ausnut-
zung aufsichtsrechtlich zulässig ist.

Die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Anerkennung 
als Eigenmittel können bank- und versicherungsaufsichts-
rechtlicher Natur sein und hängen insbesondere von der 
regulatorischen Einordnung der Gesellschaft und der mit 
ihr verbundenen Unternehmen ab.

Zu unterscheiden ist ferner die Anerkennung von Eigenmit-
teln auf Ebene der Gesellschaft, auf Gruppenebene sowie 
auf Ebene eines Finanzkonglomerats. Darüber hinaus un-
terliegen die aufsichtsrechtlichen Anforderungen Änderun-
gen. Die Ermächtigung stellt vor diesem Hintergrund darauf 
ab, dass das Kapital, das auf Schuldverschreibungen und 
Genussrechte mit Wandel- bzw. Optionsrechten bzw. -pflich-
ten bzw. auf Schuldverschreibungen und Genussrechte, mit 
denen ein Recht der Gesellschaft verbunden ist, den Inha-
bern oder Gläubigern der Schuldverschreibungen ganz oder 
teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 
Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren („Aktienliefe-
rungsrecht“), eingezahlt wird, die aufsichtsrechtlichen Ei-
genmittelanforderungen erfüllt, die im Zeitpunkt der Aus-
nutzung der Ermächtigung, d. h. bei Begebung von Schuld-
verschreibungen bzw. Genussrechten, gelten. Sollten sich 
die aufsichtsrechtlichen Anforderungen bis zur Ausnutzung 
der Ermächtigung gegenüber dem heutigen Rechtsstand 
verändern, sind daher die dann geänderten Anforderungen 
zu erfüllen. Bei seiner Entscheidung über die Ausnutzung 
wird sich der Vorstand darum bemühen, zu diesem Zeitpunkt 
erkennbare regulatorische Änderungen mit Blick darauf zu 
berücksichtigen, ob das für die Schuldverschreibungen und 
Genussrechte eingezahlte Kapital auch nach Umsetzung der 
zu erwartenden aufsichtsrechtlichen Änderungen voraus-
sichtlich noch als Eigenmittel anerkannt werden würde.

Ferner genügt es nach der Ermächtigung, wenn das für die 
Schuldverschreibungen und Genussrechte eingezahlte Ka-
pital entweder auf Ebene der Gesellschaft oder auf Gruppe-
nebene oder auf Ebene eines Finanzkonglomerats aufsichts-
rechtlich als Eigenmittel anerkannt wird. Für die Ausnutzung 
ist es somit nicht erforderlich, dass das Kapital auf mehreren 
Ebenen (Gesellschaft, Gruppe, Finanzkonglomerat) als Ei-
genmittel anerkannt wird.

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugs-
recht auf Schuldverschreibungen zu, die mit Options- bzw. 
Wandlungsrechten oder Options- bzw. Wandlungspflichten 
oder einem Aktienlieferungsrecht der Gesellschaft verbun-
den sind (§§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 1 AktG). Auf Gewinn-
schuldverschreibungen und Genussrechte steht den Akti-
onären ein gesetzliches Bezugsrecht grundsätzlich unab-
hängig davon zu, ob mit den Gewinnschuldverschreibungen 
oder Genussrechten Options- oder Wandlungsrechte oder 
-pflichten oder ein Aktienlieferungsrecht verbunden sind. 
Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der 
Schuldverschreibungen oder Genussrechte ermöglicht wird, 
kann der Vorstand von der Möglichkeit Gebrauch machen, 
Schuldverschreibungen oder Genussrechte an ein Kreditin-
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stitut, ein gleichgestelltes Unternehmen oder mehrere, auch 
ein Konsortium, von Kreditinstituten und/oder solchen 
gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflichtung aus-
zugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen oder 
Genussrechte entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 221 Abs. 4 Satz 2 
i. V. m. § 186 Abs. 5 AktG). Der Vorstand soll ferner ermäch-
tigt werden, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen aus-
zuschließen:

•	 Die Ermächtigung sieht die Möglichkeit vor, das Bezugs-
recht für Spitzenbeträge auszuschließen. Das ermöglicht 
die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch run-
de Beträge und erleichtert dadurch die technische Um-
setzung der Emission und die Abwicklung des Bezugs-
rechts der Aktionäre. Gleichzeitig ist der Wert solcher 
Spitzenbeträge für den einzelnen Aktionär in der Regel 
gering und ist auch der mögliche Verwässerungseffekt 
wegen der Beschränkung auf Spitzenbeträge regelmäßig 
geringfügig. Etwaige aufgrund der Spitzenbeträge vom 
Bezugsrecht ausgeschlossene Schuldverschreibungen 
oder Genussrechte (bzw. einer Kombination dieser Ins-
trumente) werden bestmöglich für die Gesellschaft ver-
wertet. Der Ausschluss des Bezugsrechts liegt damit aus 
Sicht des Vorstands im Interesse der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre.

•	 Ferner umfasst der Beschlussvorschlag die Ermächti-
gung, das Bezugsrecht zugunsten der Inhaber oder Gläu-
biger von bereits ausgegebenen Options- bzw. Wand-
lungsrechten oder Options- bzw. Wandlungspflichten 
bzw. von Anleihen oder von Genussrechten, in Bezug auf 
die ein Aktienlieferungsrecht der Gesellschaft besteht, 
auszuschließen. Das hat den Vorteil, dass der Options- 
bzw. Wandlungspreis für die bereits ausgegebenen Op-
tions- bzw. Wandlungspflichten und -rechte bzw. Akti-
enlieferungsrechte nicht ermäßigt zu werden braucht 
und dadurch insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermög-
licht wird. Auch dieser Fall des Bezugsrechtsausschlus-
ses liegt daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre voll-
ständig auszuschließen, wenn die Ausgabe der Options-/
Wandelschuldverschreibungen oder -genussrechte bzw. 
der Schuldverschreibungen oder Genussrechte mit Ak-
tienlieferungsrecht gegen Barzahlung zu einem Kurs 
erfolgt, der den Marktwert dieser Schuldverschreibun-
gen bzw. dieser Genussrechte nicht wesentlich unter-
schreitet. Hierdurch erhält die Gesellschaft die Möglich-
keit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und 
schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung 
der Konditionen bessere – auch der Stärkung der Eigen-
mittel auf Ebene der Gesellschaft und/oder auf Gruppe-
nebene und/oder auf Ebene eines Finanzkonglomerats 
dienliche – Bedingungen bei der Festlegung von Zins-
satz, Options- bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis 
der Schuldverschreibungen bzw. der Genussrechte zu 
erreichen. Eine marktnahe Konditionenfestsetzung und 
reibungslose Platzierung ist bei Wahrung des Bezugs-
rechts in der Regel nicht oder nicht in gleicher Weise wie 

bei einem Bezugsrechtsausschluss möglich. Zwar ge-
stattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Be-
zugspreises (und damit der Konditionen dieser Schuld-
verschreibungen bzw. dieser Genussrechte) bis zum 
drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig 
zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten be-
steht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, 
welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung 
der Schuldverschreibungs- bzw. Genussrechtskonditio-
nen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch 
ist bei Bestehen eines Bezugsrechts wegen der Unge-
wissheit über dessen Ausübung (Bezugsverhalten) die 
erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit 
zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann 
die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts 
wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf 
günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, 
sondern ist rückläufigen Aktienkursen während der Be-
zugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft 
ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können.
 
Für diesen Fall eines vollständigen Ausschlusses des 
Bezugsrechts gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die 
Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. 
Die dort geregelte Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse 
von 10 % des Grundkapitals ist nach dem Beschlussin-
halt einzuhalten. Das Volumen des bedingten Kapitals, 
das in diesem Fall höchstens zur Sicherung der Options- 
bzw. Wandlungsrechte, der Options- bzw. Wandlungs-
pflichten oder des Aktienlieferungsrechts zur Verfügung 
gestellt werden darf, darf 10 % des bei Wirksamwerden 
der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bestehenden Grundkapitals 
nicht übersteigen. Durch eine entsprechende Vorgabe 
im Ermächtigungsbeschluss ist ebenfalls sichergestellt, 
dass auch im Fall einer Kapitalherabsetzung die 
10 %-Grenze nicht überschritten wird, da die Ermächti-
gung zum Bezugsrechtsausschluss ausdrücklich 10 % 
des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls 
dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der 
vorliegenden Ermächtigung. Dabei werden eigene Aktien, 
die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, sowie die-
jenigen Aktien angerechnet, die bei einer Barkapital
erhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder gemäß §§ 203 i. V. m.  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, wenn die 
Veräußerung bzw. Ausgabe während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung vor einer nach § 221 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe 
der Schuldverschreibungen oder Genussrechte erfolgt; 
sie vermindern damit das Volumen der Aktien, die auf-
grund der Ermächtigung unter Ausnutzung eines 
Bezugsrechtsausschlusses gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 
i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden 
können. Dasselbe gilt für Aktien, in Bezug auf die auf-
grund von Options- oder Wandelschuldverschreibungen 
oder -genussrechten, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung auf der Grundlage anderer Ermächti
gungen unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  
§ 221 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von 
der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzern-
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unternehmen ausgegeben worden sind, ein Options- 
oder Wandlungsrecht, eine Options- oder Wandlungs-
pflicht oder zugunsten der Gesellschaft ein Aktienliefe-
rungsrecht besteht. Auch solche Aktien werden auf die 
10 %-Grenze angerechnet.
 
Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass der 
Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich unter-
schreiten darf. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass 
eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des 
Wertes der Aktien nicht eintritt. Zur Feststellung, ob ein 
solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien 
Ausgabe von Schuldverschreibungen oder Genussrech-
ten eintritt, kann der hypothetische Marktwert der 
Schuldverschreibung bzw. des Genussrechts nach an-
erkannten, insbesondere finanzmathematischen Metho-
den errechnet und mit dem Ausgabepreis der Schuld-
verschreibung bzw. des Genussrechts verglichen werden. 
Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis 
allenfalls unwesentlich unter dem hypothetischen 
Marktwert zum Zeitpunkt der Begebung der Schuldver-
schreibungen bzw. der Genussrechte, ist nach dem Sinn 
und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ein Bezugsrechtsausschluss wegen des nur unwesent-
lichen Abschlags zulässig. Der Beschluss sieht deshalb 
vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Schuldverschrei-
bungen bzw. der Genussrechte nach pflichtgemäßer 
Prüfung zu der Auffassung gelangen muss, dass der für 
die Schuldverschreibungen bzw. für die Genussrechte 
vorgesehene Ausgabepreis zu keiner nennenswerten 
Verwässerung des Wertes der Aktien führt, da der Aus-
gabepreis der Schuldverschreibungen bzw. der Genuss-
rechte ihren nach anerkannten, insbesondere finanzma-
thematischen Methoden ermittelten hypothetischen 
Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Damit würde 
der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf bei-
nahe Null sinken, so dass den Aktionären durch den 
Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaft-
licher Nachteil entstehen kann. All dies stellt sicher, dass 
eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Akti-
en durch den Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt.
 
Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren 
Anteil am Grundkapital der Gesellschaft auch nach Aus-
übung von Options- bzw. Wandlungsrechten, dem Eintritt 
der Options- bzw. Wandlungspflichten oder der Aus-
übung eines Aktienlieferungsrechts jederzeit durch Zu-
käufe von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. 
Demgegenüber ermöglicht die Ermächtigung zum Be-
zugsrechtsausschluss der Gesellschaft marktnahe Kon-
ditionenfestsetzungen, größtmögliche Sicherheit hin-
sichtlich der Platzierbarkeit bei Dritten und die kurzfris-
tige Ausnutzung günstiger Marktsituationen.

•	 Soweit Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrech-
te ohne Options-/ Wandlungsrecht oder -pflicht und 
ohne Aktienlieferungsrecht ausgegeben werden sollen, 
ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt 
auszuschließen, wenn diese Gewinnschuldverschreibun-
gen oder Genussrechte obligationsähnlich ausgestattet 
sind, d. h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft 
begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös ge-

währen oder die Höhe der Verzinsung nicht auf Grund-
lage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzge-
winns oder der Dividende berechnet wird. Dabei gilt die 
Kappung einer Verzinsung nach Maßgabe des Jahres-
überschusses, des Bilanzgewinns, der Dividende oder 
einer an diese Größen angelehnten Kennzahl nicht 
als abhängige Berechnung. Zudem ist erforderlich, dass 
die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Gewinn-
schuldverschreibungen oder Genussrechte im Wesent-
lichen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Markt-
konditionen entsprechen. Wenn die genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind, resultieren aus dem Ausschluss 
des Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da 
die Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrechte 
keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen 
Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesell-
schaft gewähren.

Der Ausgabebetrag für die neuen Aktien muss grundsätzlich 
jeweils mindestens 80  % des zeitnah zur Ausgabe der 
Schuldverschreibungen bzw. der Genussrechte ermittelten 
Börsenkurses entsprechen. Im Falle von Options-/Wand-
lungspflichten oder einem Aktienlieferungsrecht der Gesell-
schaft kann der Options- bzw. Wandlungspreis sich auch am 
durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft 
vor Ausgabe der Aktien orientieren, auch wenn der danach 
festgelegte Ausgabebetrag niedriger ist als der sich auf der 
Grundlage des vorstehenden Satzes ergebende Mindestaus-
gabebetrag. Durch diese Gestaltungsmöglichkeit wird die 
Gesellschaft in die Lage versetzt, die Schuldverschreibungen 
oder Genussrechte unter Berücksichtigung der zum Zeit-
punkt ihrer Ausgabe bestehenden Marktverhältnisse zu für 
die Gesellschaft möglichst vorteilhaften Bedingungen er-
folgreich platzieren zu können.

Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG  
i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 
11 (Beschlussfassung über die Aufhebung der von der 
Hauptversammlung am 25. Juni 2020 beschlossenen 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und über die Ertei-
lung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts und eines 
etwaigen Andienungsrechts)

Der Vorstand erstattet über die Ermächtigungen zum Aus-
schluss des Bezugsrechts bzw. eines etwaigen Andienungs-
rechts (umgekehrtes Bezugsrecht) der Aktionäre im Rahmen 
der unter Punkt 11 der Tagesordnung vorgeschlagenen 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG diesen schriftlichen 
Bericht:

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bietet Aktiengesellschaften die Mög-
lichkeit, aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversamm-
lung eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % ihres Grundkapi-
tals zu erwerben. Tagesordnungspunkt 11 enthält unter 
Ziffer 2 den Vorschlag, eine entsprechende Ermächtigung 
zu erteilen. Damit soll die Gesellschaft in die Lage versetzt 
werden, eigene Aktien bis zu einer Höhe von insgesamt 10 % 
des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft von  
EUR 490.311.035,60 oder – wenn das Grundkapital dann 
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niedriger ist – des Grundkapitals im Zeitpunkt der Ausnut-
zung der Ermächtigung erwerben zu können. Die vorge-
schlagene Ermächtigung hat eine Laufzeit von fünf Jahren 
und endet am 24. Mai 2027. Sie ersetzt die durch die Haupt-
versammlung vom 25. Juni 2020 unter Punkt 6 der Tages-
ordnung beschlossene Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG.

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht in Buchstabe a) vor, 
dass der Erwerb nicht nur über die Börse, sondern auch 
mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kau-
fangebots („Kaufangebot“) bzw. mittels einer an alle Akti-
onäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten („Angebotsaufforderung“) erfolgen 
kann. Dadurch wird der Gesellschaft bei der Durchführung 
eines Erwerbs eigener Aktien größere Flexibilität gewährt. 
Der Gleichbehandlungsgrundsatz (§ 53a AktG) ist zu beach-
ten. Übersteigt bei einem Kaufangebot oder einer Angebots-
aufforderung das Volumen der Aktien, für die das Kaufan-
gebot angenommen wird bzw. bei einer Angebotsaufforde-
rung Verkaufsangebote abgegeben werden, das vorgesehe-
ne Rückkaufvolumen („Überzeichnung“), erfolgt der Erwerb 
nach dem Verhältnis der Anzahl der Aktien, für welche das 
Kaufangebot bzw. die Angebotsaufforderung nach dem vor-
gesehenen Rückkaufvolumen maximal gilt, zu der Gesamt-
zahl der Aktien, für welche die Aktionäre das Kaufangebot 
insgesamt angenommen bzw. bei einer Angebotsaufforde-
rung insgesamt Verkaufsangebote abgegeben haben. Im Fall 
einer Überzeichnung ist der Vorstand gemäß Buchstabe a) 
bb) des Beschlussvorschlags ermächtigt, ein etwaiges An-
dienungsrecht (umgekehrtes Bezugsrecht) der Aktionäre 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats wie folgt auszuschließen: 
Es kann ein bevorrechtigter Erwerb bzw. eine bevorrechtig-
te Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück Aktien 
je Aktionär, für die das Kaufangebot angenommen wird bzw. 
bei einer Angebotsaufforderung Kaufangebote abgegeben 
werden, vorgesehen werden. Ferner kann eine Rundung 
nach kaufmännischen Grundsätzen vorgenommen werden. 
Diese Maßnahmen dienen der Sicherstellung, dass der Er-
werb im Wege eines Kaufangebots oder einer Angebotsauf-
forderung technisch umgesetzt werden und die Umsetzung 
ohne Zuteilung einer geringfügigen Anzahl an Aktien erfol-
gen kann. Der Vorstand hält daher einen hierin liegenden 
Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts (umgekehrtes 
Bezugsrecht) der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt.

Das Aktiengesetz sieht für die Wiederveräußerung erwor-
bener eigener Aktien den Verkauf über die Börse vor. Darü-
ber hinaus enthält der Beschlussvorschlag in Buchstabe b) 
Ermächtigungen zu weiteren Verwendungsmöglichkeiten 
eigener Aktien. Bei der Ausnutzung der Ermächtigungen ist 
der Gleichbehandlungsgrundsatz (§ 53a AktG) zu beachten.

Neben dem Verkauf der Aktien über die Börse regelt der 
Beschlussvorschlag in Buchstabe b) hh) die Ermächtigung 
des Vorstands, eigene Aktien ohne weiteren Hauptversamm-
lungsbeschluss einzuziehen. In Übereinstimmung mit § 237 
Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Einziehung dabei auch in der 
Weise erfolgen, dass nicht das Grundkapital herabgesetzt 
wird, sondern das Grundkapital unverändert bleibt und der 
anteilige Betrag der übrigen Aktien entsprechend erhöht 
wird. Der Vorstand ist in diesem Fall berechtigt, die Angabe 
der Zahl der Aktien in der Satzung entsprechend anzupassen.

Darüber hinaus sieht der Beschlussvorschlag in Buchstabe 
b) die folgenden Verwendungsmöglichkeiten vor, in denen 
das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann 
oder ausgeschlossen ist:

•	 Der Verkauf der eigenen Aktien kann gemäß Buchstabe 
b) aa) des Beschlussvorschlags im Wege eines Angebots 
an alle Aktionäre erfolgen. Dabei steht den Aktionären 
ein Bezugsrecht zu. Die Ermächtigung sieht jedoch in 
Buchstabe c) die Möglichkeit vor, das Bezugsrecht für 
Spitzenbeträge auszuschließen. Das ermöglicht die Aus-
nutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung durch run-
de Beträge und erleichtert dadurch die Abwicklung des 
Bezugsrechts der Aktionäre im Rahmen eines an alle 
Aktionäre gerichteten Angebots. Die als freie Spitzen 
vom Bezug der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien wer-
den entweder durch Verkauf an der Börse oder in sons-
tiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

•	 Ferner soll der Verkauf unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre gemäß Buchstabe b) bb) der Er-
mächtigung möglich sein, wenn die Veräußerung gegen 
Barzahlung und zu einem Preis erfolgt, der den Börsen-
preis der Aktien gleicher Gattung zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Als Zeit-
punkt der Veräußerung gilt der Zeitpunkt der Eingehung 
der Übertragungsverpflichtung, auch wenn diese noch 
bedingt sein sollte, oder der Zeitpunkt der Übertragung 
selbst, wenn dieser keine gesonderte Verpflichtung vo-
rausgeht oder wenn der Zeitpunkt der Übertragung in 
der Verpflichtungsvereinbarung als maßgeblich be-
stimmt wird. Die endgültige Festlegung des Veräuße-
rungspreises für die eigenen Aktien erfolgt nach dieser 
Maßgabe zeitnah vor der Veräußerung der Aktien. Hier-
durch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige 
Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell zu nutzen 
und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen 
bessere – auch der Stärkung der Eigenmittel auf Ebene 
der Gesellschaft und/oder auf Gruppenebene und/oder 
auf Ebene eines Finanzkonglomerats dienliche – Bedin-
gungen zu erreichen. Eine marktnahe Konditionenfest-
setzung und reibungslose Platzierung wäre bei Wahrung 
des Bezugsrechts nicht möglich. Auch ist bei Bestehen 
eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über dessen 
Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten ge-
fährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 
Darüber hinaus kann die Gesellschaft bei Einräumung 
eines Bezugsrechts wegen der Länge der Bezugsfrist 
nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige Marktver-
hältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Aktienkur-
sen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für 
die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapital- bzw. Eigen-
mittelbeschaffung führen können. Die Möglichkeit zur 
kurzfristigen Verwendung eigener Aktien kann zudem 
unter dem Gesichtspunkt der aufsichtsrechtlichen Ei-
genmittelausstattung auf Ebene der Gesellschaft und/
oder auf Gruppenebene und/oder auf Ebene des Finanz-
konglomerats sowie mit Blick auf die Liquiditätsausstat-
tung von Vorteil sein.



W&W AG  |  43

Der Gegenwert, den die Gesellschaft für die Aktien erhält, 
darf den Börsenpreis der Aktien nicht wesentlich unter-
schreiten. Börsenpreis in diesem Sinne ist gemäß § 24 
Börsengesetz der an einer Börse, einschließlich der im 
Freiverkehr an einer Wertpapierbörse, festgestellte Preis. 
Durch diese Vorgabe soll sichergestellt werden, dass 
eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des 
Wertes der Aktien nicht eintritt. Das Gesetz enthält kei-
ne konkreten Vorgaben dazu, wann eine nicht wesentli-
che Unterschreitung des Börsenpreises vorliegt. Der 
Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom Börsen-
preis der Aktie jedoch unter Beachtung der gesetzlichen 
Vorgaben nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vor-
herrschenden Marktbedingungen und der konkreten 
Umstände des Einzelfalls möglichst niedrig bemessen.

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft, 
der auf die gemäß Buchstabe b) bb) der Ermächtigung 
erworbenen Aktien entfällt, darf gemeinsam mit dem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft, 
der auf Aktien entfällt, (i) die während der Laufzeit der 
Ermächtigung im Rahmen einer Barkapitalerhöhung un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG oder gemäß §§ 203 Abs. 1 i. V. m. § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG ausgegeben werden oder (ii) in Bezug auf 
die aufgrund von Schuldverschreibungen oder Genuss-
rechten mit Wandel- oder Optionsrechten, -pflichten 
oder Aktienlieferungsrechten, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten 
Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein Options- 
oder Wandlungsrecht, eine Wandlungs- oder Options-
pflicht oder zugunsten der Gesellschaft ein Aktienliefe-
rungsrecht besteht, insgesamt nicht mehr als 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft betragen. Maßgeblich 
ist dabei das Grundkapital zum Zeitpunkt der Beschluss-
fassung der Hauptversammlung über die Ermächtigung 
oder – falls geringer – zum jeweiligen Zeitpunkt der Aus-
übung der Ermächtigung. Auch diese Beschränkung 
dient dem Zweck, eine nennenswerte wirtschaftliche 
Verwässerung der Aktionäre zu vermeiden.

•	 Der Vorstand soll die eigenen Aktien gemäß Buchstabe 
b) cc) der Ermächtigung ferner unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre zum Zwecke des – auch 
mittelbaren – Erwerbs von Unternehmen, Unternehmen-
steilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder zum 
Erwerb anderer Vermögensgegenstände verwenden 
können. Die Gesellschaft steht im Wettbewerb und muss 
daher in der Lage sein, an den Märkten im Interesse ih-
rer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. 
Dazu gehört auch, kurzfristig Unternehmen oder Betei-
ligungen daran sowie andere Vermögensgegenstände 
zu erwerben. Durch Unternehmenszusammenschlüsse 
und -erwerbe sowie durch den Erwerb anderer Vermö-
gensgegenstände kann die Gesellschaft ihre Marktpo-
sition in ihren Tätigkeitsfeldern absichern bzw. ausbau-
en, sich für die weitere Unternehmensentwicklung för-
derliche ergänzende oder zusätzliche Geschäftsbereiche 
erschließen oder die Voraussetzungen verbessern, um 
für die Unternehmensentwicklung nützliche oder sinn-

volle Geschäftsbereiche auszubauen oder zu erschlie-
ßen. Im Einzelfall kann sich ein Unternehmenszusam-
menschluss, der Erwerb eines Unternehmens, von Un-
ternehmensteilen oder einer Unternehmensbeteiligung 
sowie der Erwerb anderer Vermögensgegenstände je 
nach den Umständen zudem nur dann als sinnvoll dar-
stellen oder – zum Beispiel aufgrund entsprechender 
Forderungen der Gegenseite – nur dann realisieren las-
sen, wenn Aktien der Gesellschaft als (teilweise) Gegen-
leistung gewährt werden können. In der Praxis zeigt sich 
zudem, dass der erfolgreiche Abschluss eines Zusam-
menschlusses oder Erwerbs vielfach nur dann möglich 
ist, wenn eine kurzfristige und flexible Umsetzung des 
Zusammenschlusses oder Erwerbs sichergestellt ist. 
Können eigene Aktien nur unter Beachtung des Bezugs-
rechts der Aktionäre verwendet werden, besteht daher 
– auch wegen des damit verbundenen Zeitaufwands – 
das Risiko, dass die Gesellschaft attraktive Zusammen-
schlüsse und Erwerbe nicht wahrnehmen kann. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung zur Verwendung eigener 
Aktien gegen Sachleistungen soll der Gesellschaft daher 
die Möglichkeit geben, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats Aktien der Gesellschaft zur Erfüllung von Ansprü-
chen aus der Vorbereitung, der Durchführung, dem Voll-
zug oder der Abwicklung von rechtsgeschäftlichen oder 
gesetzlichen Erwerbsvorgängen von Unternehmen, 
Beteiligungen daran oder von anderen Vermögensge-
genständen schnell und flexibel anbieten zu können. Zu 
den anderen Vermögensgegenständen, die als Gegen-
leistung für eigene Aktien erworben werden können, 
gehören auch Forderungen, die gegen die Gesellschaft 
bestehen. Durch die Möglichkeit, solche Verbindlichkei-
ten nicht in bar, sondern gegen Übertragung eigener 
Aktien zu begleichen, wird die Gesellschaft in die Lage 
versetzt, ihre Liquidität zu schonen und ihre Finanzie-
rungsstruktur zu verbessern. Ferner kann sie es der Ge-
sellschaft erlauben, mit der Gegenseite im Einzelfall 
günstigere Konditionen bei der Erfüllung bestehender 
Verbindlichkeiten zu vereinbaren.

Der Vorstand wird im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob von 
dem Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch gemacht 
werden soll. Er wird dies nur dann tun, wenn der konkre-
te Zusammenschluss oder Erwerb gegen Gewährung 
von Aktien der Gesellschaft als (teilweise) Gegenleistung 
– unter Berücksichtigung der jeweiligen Konditionen des 
Zusammenschlusses bzw. Erwerbs – im wohlverstande-
nen Unternehmensinteresse liegt und den Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre rechtfertigt. Der Vor-
stand wird in diesem Rahmen auch die Konditionen der 
Verwendung eigener Aktien der Gesellschaft, insbeson-
dere den Preis, sorgfältig prüfen. Der Preis, zu dem die 
Aktien ausgegeben werden, hängt von dem jeweiligen 
Zeitpunkt und den Umständen des Einzelfalls ab. Der 
Vorstand wird dabei sicherstellen, dass der Preis das 
wohlverstandene Unternehmensinteresse und die Be-
lange der Aktionäre angemessen wahrt. Zu diesem Zweck 
wird er den Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft ange-
messen berücksichtigen und sich durch externe Exper-
tise unterstützen lassen, soweit das im Einzelfall jeweils 
möglich und sinnvoll ist.



44  |  W&W AG

•	 Ferner soll der Vorstand gemäß Buchstabe b) dd) des 
Beschlussvorschlags ermächtigt werden, eigene Aktien 
zur Erfüllung von Options- oder Wandlungsrechten oder 
-pflichten sowie von Aktienlieferungsrechten aus von 
der Gesellschaft oder von nachgeordneten Konzernun-
ternehmen ausgegebenen Options- bzw. Wandlungsan-
leihen und -genussrechten oder einer Kombination die-
ser Instrumente zu verwenden. Die Ermächtigung schafft 
keine Grundlage für die Ausgabe von Options- bzw. 
Wandlungsanleihen und -genussrechten oder einer 
Kombination dieser Instrumente. Vielmehr erlaubt sie es 
nur dem Vorstand, Options- und Wandlungsrechte bzw. 
-pflichten sowie Aktienlieferungsrechte, die aufgrund 
anderweitiger Ermächtigungen ausgegeben werden, 
nicht durch Ausgabe neuer Aktien, sondern unter Ver-
wendung eigener Aktien zu bedienen, wenn dies nach 
Prüfung durch Vorstand und Aufsichtsrat im Einzelfall 
im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre 
liegt.

•	 Darüber hinaus soll gemäß Buchstabe b) ee) der Ermäch-
tigung die Möglichkeit bestehen, bei einer Veräußerung 
eigener Aktien an alle Aktionäre im Wege eines Angebots 
oder bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Ak-
tionäre den Inhabern oder Gläubigern von Wandel- oder 
Optionsanleihen oder -genussrechten Bezugsrechte auf 
die eigenen Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 
diesen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Options-
rechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Op-
tionspflicht oder nach Erfüllung eines Aktienlieferungs-
rechts der Gesellschaft zustehen würde, und insofern 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Das hat 
den Vorteil, dass der Options- bzw. Wandlungspreis für 
die bereits ausgegebenen Options- bzw. Wandlungs-
pflichten und -rechte bzw. Aktienlieferungsrechte nicht 
ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt ein 
höherer Mittelzufluss ermöglicht wird.

•	 Die Aktien sollen nach Buchstabe b) ff) der Ermächtigung 
ferner Mitarbeitern und Handelsvertretern zum Erwerb 
angeboten oder anderweitig übertragen werden können. 
Mitarbeiter sind dabei Personen, die in einem Arbeits-
verhältnis zu der Gesellschaft und/oder zu nachgeord-
neten Konzernunternehmen stehen oder standen. Han-
delsvertreter im Sinne der Ermächtigung sind Personen, 
die als „Einfirmen“-Handelsvertreter § 84 HGB aus-
schließlich für die Gesellschaft und/oder nachgeordne-
te Konzernunternehmen tätig sind oder waren 
(„W&W-Handelsvertreter“).

In Bezug auf die Verwendung eigener Aktien zur Über-
tragung an Mitarbeiter entspricht Buchstabe b) ff) der 
Ermächtigung grundsätzlich § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG, der 
den Erwerb eigener Aktien zu dem Zweck erlaubt, die 
Aktien Mitarbeitern (im vorstehenden Sinn) zum Erwerb 
anzubieten, ohne dass es hierfür eines Hauptversamm-
lungsbeschlusses bedarf. Durch die Ermächtigung soll 
insofern klargestellt werden, dass auch die Aktien der 
Gesellschaft, die aufgrund der unter Ziffer 2 von Punkt 
11 der Tagesordnung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG vor-
geschlagenen Ermächtigung erworben worden sind, zu 
dem Zweck der Übertragung an Mitarbeiter verwendet 

werden können. Das gilt zudem insbesondere auch dann, 
wenn die Gesellschaft Mitarbeitern z. B. als Vergütungs-
komponente im Rahmen von Mitarbeiterbeteiligungs-
programmen Bezugs- oder Optionsrechte auf Aktien der 
Gesellschaft gewährt; in diesem Fall können die Bezugs- 
oder Optionsrechte durch die erworbenen eigenen Ak-
tien bedient werden.

Die Verwendung eigener Aktien für Mitarbeiter dient der 
Bindung der Mitarbeiter an die Gesellschaft sowie an 
den W&W-Konzern. Dadurch kann diese Art der Verwen-
dung eigener Aktien ein geeignetes Mittel sein, die Mo-
tivation und die Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter zu 
fördern und unerwünschte Abgänge von Mitarbeitern zu 
verhindern oder zumindest das Risiko solcher Abgänge 
zu reduzieren. Diese Gesichtspunkte gelten nicht nur in 
Bezug auf Personen, die im Zeitpunkt der Übertragung 
der eigenen Aktien Mitarbeiter sind. Vielmehr können 
sie auch in Bezug auf Personen zutreffen, die zu diesem 
Zeitpunkt ausgeschieden sind. So ist es z. B. denkbar, 
dass Mitarbeiter während des Bestehens ihres Arbeits-
verhältnisses Zusagen über Aktien erhalten haben, die-
se jedoch erst nach ihrem Ausscheiden fällig werden. 
Die Möglichkeit, eigene Aktien auch in einem solchen 
Fall verwenden zu können, kann der Erhaltung oder Stei-
gerung der Motivation oder Leistungsbereitschaft der 
betroffenen Mitarbeiter während der Dauer ihres Arbeits-
verhältnisses, d. h. im Zeitraum bis zu ihrem Ausscheiden, 
dienen und ferner ihre Verbundenheit zur Gesellschaft 
und zum W&W-Konzern in der Zeit nach ihrem Ausschei-
den fördern.

Die vorstehenden Gesichtspunkte gelten entsprechend 
für die W&W-Handelsvertreter. Diese stehen zwar nicht 
in einem Arbeitsverhältnis zur W&W oder nachgeordne-
ten Konzernunternehmen, stellen jedoch einen wichtigen 
Eckpfeiler des Vertriebs des W&W-Konzerns dar und sind 
damit für den operativen Erfolg des W&W-Konzerns von 
erheblicher Bedeutung. Auch insofern liegt es daher aus 
Sicht des Vorstands im Unternehmensinteresse, eigene 
Aktien verwenden zu können, um die Motivation und die 
Leistungsbereitschaft der W&W-Handelsvertreter zu 
fördern, die Bindung der W&W-Handelsvertreter an die 
Gesellschaft und den W&W-Konzern zu stärken und un-
erwünschte Abgänge von W&W-Handelsvertretern zu 
verhindern oder zumindest das Risiko solcher Abgänge 
zu reduzieren.

Die Übertragung der erworbenen eigenen Aktien an die 
Mitarbeiter und W&W-Handelsvertreter kann mit oder 
ohne eine Gegenleistung erfolgen. Dabei entspricht es 
dem Zweck der Bindung der Mitarbeiter und W&W-Han-
delsvertreter, dass eine Übertragung nicht zum jeweils 
aktuellen Börsenkurs, sondern zu günstigeren Bedin-
gungen erfolgt. Der Vorstand wird bei der Festsetzung 
der Konditionen und des Volumens jeweils prüfen, ob 
die Verwendung der eigenen Aktien zur Übertragung an 
Mitarbeiter und W&W-Handelsvertreter unter Berück-
sichtigung der verfolgten Ziele und der steuerlichen 
Rahmenbedingungen im Interesse des Unternehmens 
und damit der Aktionäre liegt.
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•	 Die Aktien sollen nach Buchstabe b) gg) der Ermächti-
gung schließlich zur Durchführung einer Aktiendividen-
de (scrip dividend), bei der die Aktionäre nach ihrer Wahl 
(ganz oder teilweise) anstelle einer Bardividende eine 
Dividende in Form von Aktien der Gesellschaft erhalten, 
verwendet und zu diesem Zweck gegen (vollständige 
oder teilweise) Abtretung des Dividendenanspruchs 
übertragen werden können. Bei der Aktiendividende 
haben grundsätzlich alle Aktionäre die gleiche Möglich-
keit, anstelle einer Bardividende Aktien der Gesellschaft 
zu erhalten; ein Bezugsrechtsausschluss ist insoweit 
nicht erforderlich. Bei der Durchführung einer Aktiendi-
vidende können sich jedoch Spitzenbeträge ergeben, in 
deren Höhe eine Aktiendividende nicht umsetzbar ist, 
sondern die Dividende in bar gezahlt werden muss. Für 
solche Spitzenbeträge soll ein Bezugsrechtsausschluss 
möglich sein. Ferner kann die Situation eintreten, dass 
eine Aktiendividende zum Teil unter Verwendung eigener 
Aktien und zum Teil durch Ausgabe neuer Aktien durch-
geführt wird; für diesen Fall erlaubt es die Ermächtigung, 
vorsorglich das Recht der Aktionäre auf Bezug der eige-
nen Aktien auszuschließen. Ein Bezugsrechtsausschluss 
kann ferner sinnvoll sein, um die Aktiendividende zu 
flexibleren Bedingungen durchführen zu können. Das 
Recht jedes Aktionärs, anstelle einer Bardividende eine 
Aktiendividende zu wählen und die entsprechende Ak-
tienanzahl als Dividende zu erhalten, bleibt davon un-
berührt.

Der Vorstand hält den Ausschluss des Bezugsrechts in den 
vorstehend dargestellten Fällen aus den dort genannten 
Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Ak-
tionären für angemessen. Der Vorstand wird der Hauptver-
sammlung jeweils über die Ausnutzung der Ermächtigung 
berichten.

TEIL D. 
WEITERE ANGABEN UND HINWEISE

1. 	 Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung
Die Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats nach Maßgabe des Gesetzes über Maßnahmen 
im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- 
und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (Art. 2 des Ge-
setzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pan-
demie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, 
BGBl. I 2020, S. 569 ff.; „COVID-19-Gesetz“), das zuletzt 
durch Art. 15 des Aufbauhilfegesetzes vom 10. Septem-
ber 2021 (BGBl. I 2021, S. 4147 ff.) geändert worden ist, 
als virtuelle Hauptversammlung abgehalten. Das bedeu-
tet:

•	 Keine physische Teilnahme. Eine physische Teil-
nahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
(mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter) ist ausgeschlossen.

•	 Übertragung im Internet (Online-Service). Die 
Hauptversammlung wird vielmehr am 25. Mai 2022 
ab 10:00 Uhr (MESZ) live im Internet für Aktionäre 
über den von der Gesellschaft eingerichteten 
passwortgeschützten Online-Service unter 
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww übertragen. 
Die Liveübertragung über den Online-Service erlaubt 
keine Teilnahme an der Hauptversammlung im Sinne 
des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG.

•	 Nutzung des Online-Service. Für die Nutzung des 
Online-Service – diese ist insbesondere erforderlich, 
um die virtuelle Hauptversammlung vollständig live 
im Internet zu verfolgen, um Fragen zu stellen und 
um gegen Beschlüsse der virtuellen Hauptversamm-
lung Widerspruch zu erklären – benötigen die Akti-
onäre ihre Aktionärsnummer und das dazugehörige 
Zugangspasswort. Die Aktionärsnummer kann den 
mit der Einladung übersandten Unterlagen entnom-
men werden. Als Zugangspasswort verwenden die 
Aktionäre, die sich bereits für den Online-Service 
registriert haben, das bei der Registrierung selbst 
gewählte Zugangspasswort. Alle übrigen im Aktien-
register eingetragenen Aktionäre erhalten mit den 
Unterlagen, die ihnen mit der Einladung zur Haupt-
versammlung übersandt werden, ein individuelles 
Passwort für den Erstzugang zum Online-Service.

•	 Anmeldeerfordernis. Für das bloße Verfolgen der 
Übertragung der Hauptversammlung im passwort-
geschützten Online-Service genügt der Zugang zum 
Online-Service und es ist keine Anmeldung zur 
Hauptversammlung erforderlich. Aktionäre, die über 
das bloße Verfolgen der Hauptversammlung im On-
line-Service hinaus an der virtuellen Hauptversamm-
lung teilnehmen (und zum Beispiel das Stimmrecht 
ausüben, Fragen stellen oder Widersprüche erklären) 
wollen, müssen sich bis spätestens am Mittwoch, 
den 18. Mai 2022, 24.00 Uhr (MESZ), zur Hauptver-
sammlung anmelden (siehe nachstehend unter 2.).
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•	 Stimmrechtsausübung. Die Stimmrechtsausübung 
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt 
ausschließlich im Wege der Briefwahl (siehe nach-
stehend unter 4.) oder durch Vollmachtserteilung an 
die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft (siehe 
nachstehend unter 5.). Darüber hinaus ist auch eine 
Vollmachtserteilung an Dritte möglich. Auch bevoll-
mächtigte Dritte (mit Ausnahme der von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter) können 
jedoch nicht physisch an der Hauptversammlung 
teilnehmen, und auch sie können das Stimmrecht für 
die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im 
Wege der Briefwahl oder durch Erteilung einer (Un-
ter-)Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter der Ge-
sellschaft ausüben (siehe nachstehend unter 6.).

•	 Fragen. Fragen der Aktionäre sind im Wege der elek-
tronischen Kommunikation über den Online-Service 
bis spätestens Montag, den 23. Mai 2022, 24.00 Uhr 
(MESZ), an den Vorstand zu richten (siehe nachste-
hend unter 7.3).

•	 Erklärung von Widersprüchen. Aktionäre, die ihr 
Stimmrecht ausgeübt haben, können in Abweichung 
von § 245 Nr. 1 AktG im Wege der elektronischen 
Kommunikation über den Online-Service Wider-
spruch gegen einen Beschluss der Hauptversamm-
lung erklären (siehe nachstehend unter 8.).

2.	 Voraussetzungen für die Teilnahme an der 
virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung 
des Stimmrechts
Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Personen 
berechtigt, die als Aktionäre im Aktienregister der Ge-
sellschaft eingetragen sind und die sich bei der Gesell-
schaft zur Hauptversammlung anmelden. Die Anmeldung 
muss der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der 
Hauptversammlung, also spätestens bis Mittwoch, den 
18. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ),

unter der Adresse Hauptversammlung 
Wüstenrot & Württembergische AG, 
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH, 
Postfach 57 03 64, 22772 Hamburg,

oder per E-Mail an hv-service.wwag@adeus.de

oder per Telefax an die Nr. +49 (0)89 / 2070 37951

in deutscher oder englischer Sprache oder elektronisch 
über den Online-Service im Internet

unter https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww

zugegangen sein. Für die Anmeldung über den On-
line-Service benötigen die Aktionäre ihre Aktionärsnum-
mer, die den mit der Einladung übersandten Unterlagen 
entnommen werden kann, und das zugehörige Zugangs-
passwort. Als Zugangspasswort verwenden die Aktionä-
re, die sich bereits für den Online-Service registriert 
haben, das bei der Registrierung selbst gewählte Zu-
gangspasswort. Alle übrigen im Aktienregister eingetra-

genen Aktionäre erhalten mit den Unterlagen, die ihnen 
mit der Einladung zur Hauptversammlung übersandt 
werden, ein individuelles Passwort für den Erstzugang 
zum Online-Service.

3.	 Umschreibung im Aktienregister
Für die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts 
ist – wie vorstehend unter 2. dargestellt – neben der 
ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Anmeldung die 
Eintragung als Aktionär im Aktienregister erforderlich. 
Maßgeblicher Zeitpunkt ist insofern die Eintragung im 
Aktienregister im Zeitpunkt der virtuellen Hauptver-
sammlung. Um eine ordnungsgemäße Vorbereitung und 
Durchführung der virtuellen Hauptversammlung sicher-
zustellen, nimmt die Gesellschaft Umschreibungen im 
Aktienregister, d. h. Löschungen und Neueintragungen, 
nicht mehr vor, wenn der Antrag auf Umschreibung bei 
der Gesellschaft nach Ablauf des 18. Mai 2022, d. h. nach 
dem 18. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ), eingeht. Geht ein 
Umschreibungsantrag der Gesellschaft erst nach dem 
18. Mai 2022 zu, erfolgt die Umschreibung im Aktienre-
gister erst nach Ablauf der virtuellen Hauptversamm-
lung; Teilnahme- und Stimmrechte aus den von der Um-
schreibung betroffenen Aktien verbleiben bei der Person, 
die aufgrund eines solchen Umschreibungsantrags im 
Aktienregister ausgetragen werden soll.

Wir empfehlen daher, Umschreibungsanträge möglichst 
rechtzeitig vor der virtuellen Hauptversammlung zu stel-
len.

4.	 Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl
Aktionäre beziehungsweise Aktionärsvertreter können 
ihre Stimmen im Wege der Briefwahl abgeben. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die Aktionäre sich (wie vorste-
hend unter 2. dargestellt) bei der Gesellschaft zur Haupt-
versammlung spätestens bis Mittwoch, den 18. Mai 
2022, 24:00 Uhr (MESZ) angemeldet haben und im 
Zeitpunkt der virtuellen Hauptversammlung für die an-
gemeldeten Aktien im Aktienregister eingetragen sind.

Die Stimmabgabe per Briefwahl sowie Änderungen der 
Stimmabgabe können zum einen postalisch, per Telefax 
oder per E-Mail vorgenommen werden und müssen, um 
berücksichtigt zu werden, der Gesellschaft in diesem Fall 
bis zum Montag, den 23. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ),

unter der Adresse Hauptversammlung 
Wüstenrot & Württembergische AG, 
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH, 
Postfach 57 03 64, 22772 Hamburg,

oder per E-Mail an hv-service.wwag@adeus.de

oder per Telefax an die Nr. +49 (0)89 / 2070 37951

in deutscher oder englischer Sprache zugehen. Für die 
Stimmabgabe per Briefwahl kann das Anmelde-, Voll-
machts- und/oder Briefwahlformular verwendet werden, 
welches für die Aktionäre, die sich bereits für den 
Online-Service registriert haben, auf der Internetseite 
der Gesellschaft zugänglich gemacht wird. Alle übrigen 
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im Aktienregister eingetragenen Aktionäre erhalten das 
Anmelde-, Vollmachts- und/oder Briefwahlformular per 
Post zusammen mit der Einladung übersandt, ferner wird 
es auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww zugänglich 
gemacht.

Die Stimmabgabe per Briefwahl kann zum anderen auch 
über den von der Gesellschaft zur Verfügung gestellten 
Online-Service unter 
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww erfolgen. Abgabe 
und Änderung der Briefwahlstimmen können über den 
Online-Service bis unmittelbar vor Beginn der Abstim-
mungen in der virtuellen Hauptversammlung am  
25. Mai 2022 erfolgen.

Gehen auf unterschiedlichen Übermittlungswegen von-
einander abweichende Stimmabgaben per Briefwahl oder 
Änderungen von Stimmabgaben ein, hat jeweils die zu-
letzt abgegebene Erklärung Vorrang. Ist die Reihenfolge 
der Erklärungen nicht erkennbar, werden vorrangig die 
über den Online-Service abgegebenen Erklärungen, da-
nach die Erklärungen in Papierform berücksichtigt.

Sofern von Aktionären oder ihren Bevollmächtigten so-
wohl Briefwahlstimmen als auch Vollmacht/Weisungen 
an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-
treter eingehen, hat ebenfalls jeweils die zuletzt abge-
gebene Erklärung Vorrang. Ist die Reihenfolge nicht 
erkennbar, werden vorrangig die Briefwahlstimmen be-
rücksichtigt.

5.	 Bevollmächtigung der von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter
Als Service bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, 
von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene 
Stimmrechtsvertreter in oder bereits vor der virtuellen 
Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Auch im Fall 
der Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benann-
ten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter sind die 
oben unter 2. dargestellten Voraussetzungen für die 
Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts zu beachten.

Soweit von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsver-
treter bevollmächtigt werden, müssen diesen Weisungen 
für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Wir 
bitten daher zu beachten, dass die Stimmrechtsvertreter 
das Stimmrecht nur zu denjenigen Punkten der Tages-
ordnung ausüben können, zu denen sie Weisung erhal-
ten. Von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertre-
ter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen.

Die Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter, der Widerruf einer Vollmacht 
und die Erteilung von Weisungen an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter sowie deren 
Widerruf oder Änderung können zum einen postalisch, 
per Telefax oder per E-Mail vorgenommen werden und 
müssen, um berücksichtigt zu werden, der Gesellschaft 
in diesem Fall bis zum Montag, den 23. Mai 2022, 24:00 
Uhr (MESZ),

unter der Adresse Hauptversammlung 
Wüstenrot & Württembergische AG, 
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH, 
Postfach 57 03 64, 22772 Hamburg,

oder per E-Mail an hv-service.wwag@adeus.de

oder per Telefax an die Nr. +49 (0)89 / 2070 37951

in deutscher oder englischer Sprache zugehen. Voll-
macht und Stimmrechtsweisungen können unter Nut-
zung des Anmelde-, Vollmachts- und/oder Briefwahlfor-
mulars erteilt werden, welches für die Aktionäre, die sich 
bereits für den Online-Service registriert haben, auf der 
Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht wird. 
Alle übrigen im Aktienregister eingetragenen Aktionäre 
erhalten das Anmelde-, Vollmachts- und/oder Briefwahl-
formular per Post zusammen mit der Einladung über-
sandt, ferner wird es auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww 
zugänglich gemacht.

Die Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter und die Erteilung von Weisun-
gen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter sowie deren Änderung können zum anderen 
auch über den von der Gesellschaft zur Verfügung 
gestellten Online-Service unter 
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww erfolgen. In die-
sem Fall können die Erteilung und die Änderung von 
Weisungen bis unmittelbar vor Beginn der Abstimmungen 
in der virtuellen Hauptversammlung am 25. Mai 2022 
erfolgen.

Auch nach der Bevollmächtigung der von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter können die Ak-
tionäre entscheiden, die Rechte in der virtuellen Haupt-
versammlung selbst wahrzunehmen oder durch einen 
anderen Bevollmächtigten wahrnehmen zu lassen; in 
diesem Fall gilt die den von der Gesellschaft benannten 
weisungsabhängigen Stimmrechtsvertretern erteilte 
Vollmacht als widerrufen und die von der Gesellschaft 
benannten weisungsabhängigen Stimmrechtsvertreter 
werden aufgrund der ihnen erteilten Vollmacht dement-
sprechend keine Stimmrechte ausüben.

Gehen auf unterschiedlichen Übermittlungswegen von-
einander abweichende Erklärungen hinsichtlich der Er-
teilung und des Widerrufs einer Vollmacht an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bzw. hin-
sichtlich der Erteilung, der Änderung und des Widerrufs 
von Weisungen an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter ein, hat jeweils die zuletzt abge-
gebene Erklärung Vorrang. Ist die Reihenfolge der Er-
klärungen nicht erkennbar, werden vorrangig die über 
den Online-Service abgegebenen Erklärungen, danach 
die Erklärungen in Papierform berücksichtigt.
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6.	 Bevollmächtigung Dritter
Aktionäre können ihr Stimmrecht durch Bevollmächtig-
te, z. B. durch einen Intermediär, eine Aktionärsvereini-
gung oder einen Stimmrechtsberater, ausüben lassen. 
Auch im Fall der Stimmrechtsvertretung sind die oben 
unter 2. dargestellten Voraussetzungen für die Teilnah-
me an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts zu beachten.

Bevollmächtigte können nicht physisch an der Haupt-
versammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht 
für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der 
Briefwahl – wie vorstehend unter 4. beschrieben – oder 
durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft – wie vorstehend unter 
5. beschrieben – ausüben.
Die Teilnahme des Bevollmächtigten über den On-
line-Service setzt voraus, dass der vom Bevollmächtig-
ten vertretene Aktionär dem Bevollmächtigten seine 
Aktionärsnummer und sein Zugangspasswort zur Verfü-
gung stellt. Die Nutzung der Aktionärsnummer und des 
Zugangspassworts des Aktionärs durch den Bevollmäch-
tigten gilt zugleich als Nachweis der Bevollmächtigung.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nach-
weis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 
bedürfen der Textform.

Für die Bevollmächtigung von Intermediären im Sinne 
von § 67a Abs. 4 AktG – das sind insbesondere Kreditin-
stitute und Wertpapierfirmen – und von Personen im 
Sinne von § 135 Abs. 8 AktG – dazu zählen insbesonde-
re Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater – ist 
§ 135 AktG zu beachten. Danach ist unter anderem die 
Vollmacht vom Bevollmächtigten nachprüfbar festzu-
halten. Die Vollmachtserklärung muss vollständig sein 
und darf nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene 
Erklärungen enthalten. Ferner sollten etwaige vom je-
weiligen Bevollmächtigten für seine Bevollmächtigung 
vorgesehene Regelungen mit diesem abgeklärt werden.

Die Erteilung und der Nachweis einer Vollmacht können 
unter Nutzung des Anmelde-, Vollmachts- und/oder 
Briefwahlformulars erfolgen, welches für die Aktionäre, 
die sich bereits für den Online-Service registriert haben, 
auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich ge-
macht wird. Alle übrigen im Aktienregister eingetragenen 
Aktionäre erhalten das Anmelde-, Vollmachts- und/oder 
Briefwahlformular per Post zusammen mit der Einladung 
übersandt, ferner wird es auf der Internetseite der Ge-
sellschaft unter https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww 
zugänglich gemacht.

Die Übermittlung der Vollmacht bzw. des Nachweises 
der Vollmacht sowie die Übermittlung eines etwaigen 
Widerrufs der Vollmacht an die Gesellschaft können 
postalisch, per Telefax oder per E-Mail an die vorstehend 
unter 2. genannte Adresse, Telefax-Nr. bzw. E-Mail-Ad-
resse erfolgen.

7.	 Rechte der Aktionäre

7.1	Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß  
§ 122 Abs. 2 AktG
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 
des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 
500.000,00 erreichen (dies entspricht 95.603 Stückak-
tien), können verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-
gesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Dabei 
müssen die Aktionäre nachweisen, dass sie seit mindes-
tens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens 
bei der Gesellschaft Inhaber der Aktien sind und sie die 
Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den An-
trag halten. Auf die Berechnung der Aktienbesitzzeit 
findet § 70 AktG Anwendung. Im Übrigen findet § 121 
Abs. 7 AktG entsprechend Anwendung. Danach ist der 
Tag des Zugangs des Verlangens bei der Gesellschaft 
nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, 
Sonnabend oder Feiertag auf einen zeitlich vorausge-
henden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in 
Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sind nicht entsprechend anzuwenden.

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder 
eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist 
schriftlich an den

Vorstand der Wüstenrot & Württembergische AG, 
z. Hd. Frau Dr. Margret Obladen, 
Leiterin Konzernrecht, 
Postanschrift: 71630 Ludwigsburg

zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 
Tage vor der Hauptversammlung, also bis Sonntag, den 
24. April 2022, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen.

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung 
werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung 
bekanntgemacht wurden – unverzüglich nach Zugang 
des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 
Sie werden außerdem unter der Internetadresse  
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww zugänglich 
gemacht und nach Maßgabe von § 125 AktG mitgeteilt.

7.2	Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß  
§§ 126 Abs. 1, 127 AktG
Während der virtuellen Hauptversammlung können kei-
ne Gegenanträge oder Wahlvorschläge gestellt werden.

Jeder Aktionär der Gesellschaft hat jedoch das Recht, 
vor der Hauptversammlung Gegenanträge zu Vorschlä-
gen von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten 
Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zu 
stellen. Solche Gegenanträge und Wahlvorschläge ein-
schließlich des Namens des Aktionärs sind von der Ge-
sellschaft nach näherer Maßgabe von § 126 AktG, § 127 
AktG zugänglich zu machen, wenn sie der Gesellschaft 
mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, also bis 
Dienstag, den 10. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ),
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bei postalischer Übersendung unter der Adresse 
Wüstenrot & Württembergische AG, 
Frau Dr. Margret Obladen, 
Leiterin Konzernrecht, 
71630 Ludwigsburg, oder

bei Übermittlung per E-Mail unter der E-Mail-Adres-
se hauptversammlung@ww-ag.com

oder bei Übermittlung per Telefax unter der Nr. 
+49 (0)7141 / 16 815164

zugehen. Das Zugänglichmachen erfolgt nach Maßgabe 
der gesetzlichen Regeln unter der Internetadresse  
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww. Betrifft der zu-
gänglich zu machende Vorschlag eines Aktionärs die 
Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern, versieht der Vorstand 
den Vorschlag des Aktionärs mit

•	 	dem Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Abs. 2 
AktG,

•	 	der Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Abs. 
2 Satz 3 AktG widersprochen wurde, und

•	 	der Angabe, wie viele Sitze im Aufsichtsrat mindes-
tens jeweils von Frauen und Männern besetzt sein 
müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Abs. 
2 Satz 1 AktG zu erfüllen.

Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung zu den Ge-
genanträgen und Wahlvorschlägen werden ebenfalls 
unter der genannten Internetadresse veröffentlicht.

Gegenanträge brauchen gemäß § 126 Abs. 2 AktG nicht 
zugänglich gemacht zu werden,

•	 	soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichma-
chen strafbar machen würde,

•	 	wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder sat-
zungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung 
führen würde,

•	 	wenn die Begründung in wesentlichen Punkten of-
fensichtlich falsche oder irreführende Angaben oder 
Beleidigungen enthält,

•	 	wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Ge-
genantrag des Aktionärs bereits zu einer Hauptver-
sammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugäng-
lich gemacht worden ist,

•	 	wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit we-
sentlich gleicher Begründung in den letzten fünf 
Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversamm-
lungen der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich 
gemacht worden ist und in der Hauptversammlung 
weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen 
Grundkapitals für ihn gestimmt hat,

•	 	wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der 
Hauptversammlung nicht teilnehmen und sich nicht 
vertreten lassen wird, oder

•	 	wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei 
Hauptversammlungen einen von ihm mitgeteilten 
Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen 
lassen.

Die Begründung braucht ferner nicht zugänglich ge-
macht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 
Zeichen beträgt.

Bei Vorliegen eines vorstehend genannten Grundes ge-
mäß § 126 Abs. 2 AktG brauchen auch Wahlvorschläge 
nicht zugänglich gemacht zu werden. Einen Wahlvor-
schlag braucht der Vorstand darüber hinaus auch dann 
nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht

Namen, ausgeübten Beruf, Wohnort und Angaben zur 
Mitgliedschaft der zur Wahl in den Aufsichtsrat vorge-
schlagenen Person in anderen gesetzlich zu bildenden 
Aufsichtsräten enthält.

Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die 
nach § 126 AktG oder § 127 AktG zugänglich zu machen 
sind, gelten als in der Hauptversammlung gestellt, wenn 
der den Gegenantrag stellende oder den Wahlvorschlag 
unterbreitende Aktionär – wie oben unter 2. dargestellt 
– im Aktienregister eingetragen und ordnungsgemäß zur 
virtuellen Hauptversammlung angemeldet ist.

7.3 Fragerecht gemäß Art. 2 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 
COVID-19-Gesetz
Aktionäre, die zur Hauptversammlung angemeldet sind, 
können ab Donnerstag, den 28. April 2022, im Wege der 
elektronischen Kommunikation über den Online-Service 
unter https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww Fragen 
stellen.

Fragen der angemeldeten Aktionäre müssen der Gesell-
schaft bis spätestens Montag, den 23. Mai 2022, 24:00 
Uhr (MESZ), über den Online-Service unter 
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww zugehen. Eine 
anderweitige Form der Übermittlung ist ausgeschlossen. 
Aus technischen Gründen ist der Umfang der einzelnen 
Frage auf 5.000 Zeichen begrenzt, die Zahl der mögli-
chen Fragen wird dadurch jedoch nicht beschränkt.

Während der Hauptversammlung können keine Fragen 
gestellt werden.

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem 
Ermessen, wie er Fragen beantwortet. Dabei ist er ins-
besondere berechtigt, Fragen und deren Beantwortung 
zusammenzufassen, wenn ihm dies sinnvoll erscheint.

Bei der Beantwortung von Fragen während der Haupt-
versammlung wird die Gesellschaft die Namen der Fra-
gesteller nur dann offenlegen, wenn diese bei Übersen-
dung der Fragen ausdrücklich darum gebeten bzw. einer 
Offenlegung ausdrücklich zugestimmt haben.

Aktionäre, die Fragen stellen wollen, werden gebeten, 
diese möglichst frühzeitig über den Online-Service zu 
stellen, um die Beantwortung der Fragen zu erleichtern.
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8.	 Widersprüche gegen Beschlüsse der virtuellen 
Hauptversammlung
Aktionäre, die ihr Stimmrecht durch Briefwahl oder durch 
Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter ausüben, haben die Möglichkeit, 
über den Online-Service unter 
https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww gegen Beschlüsse 
der virtuellen Hauptversammlung Widerspruch zu er-
klären. Die Erklärung ist über den Online-Service von 
Beginn der virtuellen Hauptversammlung an bis zu deren 
Ende möglich.

9.	 Unterlagen zu den Tagesordnungspunkten
Die Unterlagen zu den Tagesordnungspunkten ein-
schließlich der Informationen nach § 124a AktG sind von 
der Einberufung an über die Internetseite der Gesell-
schaft https://www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww zugänglich.

10.	Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte
Die Gesellschaft hat im Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung insgesamt 93.749.720 Aktien aus-
gegeben. Sämtliche Aktien lauten auf den Namen. Ge-
mäß  
§ 18 Abs. 1 der Satzung gewährt jede Aktie in der Haupt-
versammlung eine Stimme. Die Gesamtzahl der Stimm-
rechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversamm-
lung beträgt daher 93.749.720. In dieser Gesamtzahl 
enthalten sind auch die im Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung gehaltenen eigenen Aktien, aus 
denen der Gesellschaft keine Rechte zustehen.

11.	Information zum Datenschutz für Aktionäre
Die Wüstenrot & Württembergische AG verarbeitet als 
Verantwortliche personenbezogene Daten der Aktionä-
re (z. B. Name und Vorname, Anschrift, E-Mail-Adresse, 
Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien, Akti-
onärsnummer) sowie gegebenenfalls personenbezoge-
ne Daten der Aktionärsvertreter auf Grundlage der gel-
tenden Datenschutzgesetze. Die Gesellschaft ist zur 
Führung eines Aktienregisters verpflichtet.

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten von 
Aktionären und Aktionärsvertretern ist für die ordnungs-
gemäße Vorbereitung und Durchführung der Hauptver-
sammlung, für die Stimmrechtsausübung der Aktionäre 
sowie für die Verfolgung im Wege elektronischer Zu-
schaltung und die Führung des Aktienregisters rechtlich 
zwingend erforderlich. Rechtsgrundlage für die Verar-
beitung ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c) der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung, 
DS-GVO) i. V. m. §§ 67, 118 ff. sowie i. V. m. Art. 2 § 1 
COVID-19-Gesetz. Darüber hinaus können Datenverar-
beitungen, die für die Organisation der virtuellen Haupt-
versammlung erforderlich sind, auf Grundlage überwie-
gender berechtigter Interessen erfolgen (Art. 6 Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe f) DS-GVO). Soweit die Aktionäre ihre 
personenbezogenen Daten nicht selbst zur Verfügung 
stellen, erhält die Gesellschaft diese in der Regel über 
die Anmeldestelle und gegebenenfalls von dem Letztin-
termediär, der die Aktien für den Aktionär verwahrt.

Die von der Wüstenrot & Württembergische AG für die 
Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung beauf-
tragten Dienstleister verarbeiten die personenbezogenen 
Daten der Aktionäre und Aktionärsvertreter ausschließ-
lich nach Weisung der Gesellschaft und nur, soweit dies 
für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung er-
forderlich ist. Alle Mitarbeiter der Gesellschaft und die 
Mitarbeiter der beauftragten Dienstleister, die Zugriff auf 
personenbezogene Daten der Aktionäre bzw. Aktio-
närsvertreter haben und/oder diese verarbeiten, sind 
verpflichtet, diese Daten vertraulich zu behandeln. Da-
rüber hinaus werden personenbezogene Daten von Ak-
tionären bzw. Aktionärsvertretern, die ihr Stimmrecht 
ausüben, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften (ins-
besondere das Teilnehmerverzeichnis, § 129 AktG) an-
deren Aktionären und Aktionärsvertretern zur Verfügung 
gestellt. Dies gilt auch im Rahmen einer Bekanntma-
chung von Aktionärsverlangen auf Ergänzung der Tages-
ordnung sowie von Gegenanträgen und Wahlvorschlä-
gen. Bei der Beantwortung von Fragen während der 
Hauptversammlung wird die Gesellschaft die Namen der 
Fragesteller nur dann offenlegen, wenn diese bei Über-
sendung der Fragen ausdrücklich darum gebeten bzw. 
einer Offenlegung ausdrücklich zugestimmt haben.
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Die Gesellschaft löscht die personenbezogenen Daten 
der Aktionäre und Aktionärsvertreter im Einklang mit 
den gesetzlichen Regelungen, insbesondere wenn die 
personenbezogenen Daten für die ursprünglichen Zwe-
cke der Erhebung oder Verarbeitung nicht mehr notwen-
dig sind, die Daten nicht mehr im Zusammenhang mit 
etwaigen Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren benötigt 
werden und keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten 
bestehen.

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen haben die Ak-
tionäre bzw. Aktionärsvertreter das Recht, Auskunft über 
ihre verarbeiteten personenbezogenen Daten zu erhalten 
und die Berichtigung oder Löschung ihrer personenbe-
zogenen Daten oder die Einschränkung der Verarbeitung 
zu beantragen. Zudem steht den Aktionären bzw. Aktio-
närsvertretern ein Beschwerderecht bei den Aufsichts-
behörden zu. Werden personenbezogene Daten auf 
Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe f) DS-GVO 
verarbeitet, steht den Aktionären bzw. Aktionärsvertre-
tern unter den gesetzlichen Voraussetzungen auch ein 
Widerspruchsrecht zu.

Für Anmerkungen und Rückfragen zu der Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten erreichen Aktionäre und 
Aktionärsvertreter den Datenschutzbeauftragten der 
Gesellschaft unter: 

Wüstenrot & Württembergische AG, 
Datenschutzbeauftragter, 
Wüstenrotstr. 1, 71638 Ludwigsburg, 
+49 (0)7141 16-0, 
E-Mail: dsb@ww-ag.com.

Weitere Informationen zum Datenschutz erhalten Aktio-
näre auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
http://www.ww-ag.com/de/datenschutz.

Stuttgart, im April 2022

Der Vorstand



Unseren jährlichen Geschäftsbericht können Sie auf unserer 
Homepage unter 
www.ww-ag.com/go/geschaeftsberichte_w&w_gruppe
abrufen.


